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S c h w e r p u n k t

EU 15 plus 10
Am ersten Mai vollzieht die EU einen Quanten­
sprung. Bewusstseinserweiterüng fordert un­
ser Kommentator und wir werfen einen Blick 
auf den erweiterten Milchmarkt auf den 
Seiten 2 und 14.

Aus für Osteuropas Kleinbetriebe?
ln Ungarn weicht die Regierung dem Problem 
im Zick-Zack-Kurs aus. Beispiele aus Polen zei­
gen, dass Ökolandbau und Tourismus auch 
nicht der Weisheit letzter Schluss sind.
Seite 11 bis 13

Erkannt und verbannt
Endlich kommt die Kennzeichnung für gentech­
nisch veränderte Futtermittel! Aber Futtermittel­
lobby und DBV machen es den Bauern schwer, 
GVO aus den Trögen zu verbannen. Seite 6

Cross compliance kommt
Wer künftig Umweltstandards nicht einhält, muss 
mit Kürzungen der EU-Direktzahlungen rechnen. 
Wie mit erweiterten Fruchtfolgen umständliche 
Nachweise vermieden werden können und wa­
rum Mulchen allein noch keine Flächenbewirt­
schaftung ist, dazu die AbL auf Seite 7.

B e w e g u n g

Die Milch kocht!
Die Milchpreise sind weiter im Sinkflug. Der 
Druck bei Bauern und Interessengemeinschaf­
ten wächst, doch die Politik will (noch) nicht an 
die Quote ran. Die Bauern in Deutschland und 
in Frankreich machen mobil. Seiten 2, 3 und 8

Das Saatgut ist Unser!
Bauern in Baden-Württemberg fordern GVO-freie 
Ware von ihren Saatgut-Lieferanten. Seite 4 
Im Kampf gegen die Nachbaugebühren erhalten 
die Bauern jetzt Unterstützung - BUKO Agrar 
Kampagne startet „freie Aussaat". Seite 5
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A m  ersten Mai ist Tag der Erweiterung
-  und Tag der Arbeit, denn es gibt zun\ Gelingen der Integration 

des „alten“ und des „neuen“ Europa nicht nur agrarpolitisch
noch enorm viel zu tun. 

Während jahrelanger Verhandlungen hat die EU-Kommission mit 
aller Härte auf der hundertprozentigen Umsetzung des „Gemein­

samen Besitzstandes“ der alten Agrarpolitik und ihrer Rechts­
vorschriften bestanden. Das liegt daran, dass die 15 Mitglied­

staaten vor Abschluss der Beitrittsverhandlungen keine Reform 
der Agrarpolitik zustande brachten. So ist der Geist der überhol­

ten Agrarpolitik nach drüben gewandert und kommt
im Mai zu uns zurück. 

Der Ministerrat wird nun im April beschließen, was die Beitritts­
länder immer als zwei Klassen-Europa abgelehnt haben: Das alte 
Europa bekommt Direktzahlungen zu 100 % minus 5 % Modula­

tion, die Neuen bekommen 25 % 
mit 5 %iger Steigerung pro Jahr. 

Unterschiedlicher Lebensstandard 
und Produktionskosten hin oder 

her, das wird als unfair empfunden. 
„Lieber alle Direktzahlungen strei­
chen, das ist gerechter!“ sagen die 

Hardliner in Polen. 
Dabei ist der Umbau der Agrarför­
derung die Lösung. Was vor allem t 
die neuen Mitgliedstaaten in den 
kommenden Jahren brauchen ist 

Unterstützung für eine nachhaltige 
Modernisierung des ländlichen 

Raums, soziale Infrastruktur und Arbeitsplätze, nicht etwa Sub­
ventionierung der privatisierten Staatsbetriebe oder der Investo­

ren aus dem Westen. Genau letzteres aber wollen die Hardliner 
aus den Beitrittsstaaten haben. Sie haben auch durchgesetzt, 

dass die neuen Mitgliedstaaten die bereitstehenden Gelder für 
die ländliche Entwicklung in Direktzahlungen verwandeln dür­

fen und die Cross-Compliance (Bindung der Direktzahlungen an
Umweltauflagen) in den 

nächsten Jahren nicht 
anwenden müssen. 

Doch wenn die ländliche Ent­
wicklung als zweite Säule der 

Agrarpolitik greifen soll, da­
mit lokale und regionale 

Märkte überhaupt eine Chance haben, dann muss die Infrastruk­
tur für viele verschiedene Einkommensmöglichkeiten erst ge­

schaffen werden, statt sie wie bisher verfallen zu lassen. Nur gibt 
es bei schrumpfender Bevölkerung auf dem Land bald keine Lob­

by mehr, die Ernährung und Kulturlandschaft für die Gesell­
schaft erhalten kann. 

Wenn wir mehr Menschen für die ländlichen Räume gewinnen 
wollen, müssen diese die wirtschafts- und kulturpolitischen Zu­
sammenhänge kennen. Wir brauchen Austauschprogramme zwi­
schen Ost und West, Stadt und Land. Klingt wie alte Kamellen, 
stimmt aber immer noch. Wenn Bauern aus Polen oder Lettland 

bei uns Direktvermarktungsinitiativen oder handwerkliche 
Schlachtereien besuchen, gehen sie nach Hause und sagen: 

Das darf in der EU und das hat Zukunft! 
Kommissar Fischler hat den Fonds für ländliche Entwicklung 

durchgesetzt. Wir müssen die ländliche Entwicklungsbörse 
schaffen. „Investieren Sie in Ihre Region, in Ihre gesunde Ernäh­

rung, statt die Banken mit Ihrem Geld spekulieren zu lassen“, 
müsste der Slogan lauten! Die Projekte müssen vor Ort entwor­

fen werden, ähnlich wie bei LEADER und Regionen aktiv. Das 
ist keine fixe Idee: Es gibt eine Reihe von Netzwerken und 

privaten Stiftungen, die an diesem Konzept arbeiten. Und die 
Kommission hat Unterstützung zugesagt.- 

Hannes Lorenzen, Koordinator des Netzwerks 
für ländliche Entwicklung in Osteuropa PREPARE, 

www.preparenetwork.org (in englischer Sprache)

Bewusstseins-
Erweiterung

„Jeder Bauer soll sich an 
seine Quote halten66

Romuald Schaber, Vorsitzender des Bundesverbandes Deutscher Milchviehhalter 
(BDM) spricht im Interview mit der Bauernstimme über Notwendigkeit und 

Möglichkeiten zur Milchmengenreduzierung.

Romuald Schaber

Herr Schaber, wieso brauchen wir eine 
flexible Quotenregelung, um zu ver­
nünftigen Preisen zu kommen?
Die Milcherzeuger haben nur dann die 
Möglichkeit, gewinnbringende Milchprei­
se durchzusetzen, wenn Angebot und 
Nachfrage zueinander passen. Um einen 
Gleichklang zu erzielen, müssen wir als 
Anbieter mehr Flexibilität zeigen. Das 
heißt, die Quote nach oben oder nach un­
ten anzupassen.

Es gibt Stimmen, die meinen, das Über­
schussproblem bereinigt sich von 
allein, wenn demnächst die Interven­
tionspreise sinken...
Wenn man sehen will, wie das geht, 
braucht man nur in die USA zu schauen. 
Am Schluss ist man bei 20 Cent je kg 
Milch angelangt und das Milch-Angebot 
ist immer noch zu groß. Ich warne davor, 
auf den rein marktwirtschaftlichen Ansatz 
zu bauen. Vor allem werden gerade die Be­
triebe, die die Betriebsberatung und die 
Politik gern sieht, nämlich die größeren, 
als erstes über die Klinge springen. Das 
große Übel sind so genannte Berechnun­
gen aus der Professorenschaft, nach denen 
„wettbewerbsfähige“ Betriebe auch mit 23 
oder 22 Cent pro kg Milch plus Milchprä­
mie zurechtkommen. Das sind einfach 
Märchen.

In der derzeitigen Überschussituation 
muss also die Menge reduziert werden. 
Welche Maßnahmen schlagen Sie vor?
Die Franzosen haben ja einen Vorstoß 
gemacht. Sie wollen intern 1 % reduzie­
ren. In Deutschland gibt’s auch Möglich­
keiten, dass man zu circa 2 % Angebots­
reduzierung kommt, ohne dass die Quo­

ten angetastet werden. Der BDM hat 
dazu zwei ganz konkrete Vorschläge. 
Der erste ist, den Umrechnungsfaktor 
abzuändern. In Deutschland wird ein Li­
ter Milch mit dem Faktor 1,02 in kg um­
gerechnet, in Frankreich, Holland und 
Italien mit 1,03. Das zu ändern, bringt 
ein Prozent weniger Produktion. Der 
zweite Vorschlag ist, die Saldierung um­
zustellen, also weg von der Molkerei- 
und Bundessaldierung hin zur einzelbe­
trieblichen Saldierung. Das führt dazu, 
dass jeder Bauer wieder für sich selbst 
verantwortlich ist, er muss sich an seine 
Quote halten. Unser Vorschlag beinhal­
tet, dass circa 8 % Unterlieferungsan- 
spruch -  ich betone Anspruch -  mit ins 
nächste Jahr genommen werden darf. 
Dieser kann dann saldiert werden, so­
fern Saldierungsmasse vorhanden ist. 
Deshalb Anspruch.
Insgesamt müssen wir es aber hinkriegen, 
dass auf europäischer Ebene was an der 
Menge gemacht wird, nur in Deutschland 
und in Frankreich, das reicht nicht aus.

Im Bundesministerium sieht man bei 
der derzeitigen EU-Rechtslage keine 
Möglichkeiten für Strafabgaben, so­
lange die nationale Garantiemenge 
nicht überschritten ist.
Das kann ich nicht nachvollziehen. 
Grundsätzlich bestehen die Quoten als 
einzelbetriebliche Quote, bei deren Über­
schreitung Superabgabe anfällt. Die EU 
räumt die Saldierung als „kann-Bestim- 
mung“ ein. Die Saldierung kann also auch 
ausgesetzt, eingeschränkt oder abgeän­
dert werden. Das jetzige System hat in die­
sem Jahr zu einer einprozentigen Überlie­
ferung (der Garantiemenge) geführt. Jeder 
spekuliert, dass der Nachbar vielleicht un­
terliefert und am Schluss haben wir zuviel. 
Das System der einzelbetrieblichen Unter- 
lieferungssaldierung würde dazu führen, 
dass in Deutschland die Quote ungefähr 
1 % unterliefert würde.
Im übrigen kann die Argumentation, man 
könne Strafabgabe erst verlangen, wenn 
die nationale Quote überliefert wird, aus 
einem weiteren Grund nicht greifen: Die 
Franzosen machen es schon seit 15 Jahren 
so. Sie haben immer mal wieder die Saldie­
rung ausgesetzt. Das führt dazu, dass die 
Strafabgaben im Land behalten werden 
dürfen und nicht nach Brüssel abgeführt 
werden müssen. Sie haben Quote aufge­
kauft und an Bergbauem kostenlos als 
Lieferrecht weitergegeben. Da sieht man, 
was möglich ist. Wenn man will. eda

http://www.preparenetwork.org
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Es muss etwas passieren
Die Milchbauern in Deutschland und in der EU stehen unter enormem Druck. Die Milchpreise sinken weiter, die Molkereien reichen den Druck des Handels 
an die Bauern durch. Bauern protestieren, Forderungen an Molkereien, an den Handel und an die Politik werden laut. Gleichzeitig herrscht ein erheblicher 
Mengendruck auf dem Markt und in wichtigen Milch-Erzeugungsländern in Europa drohen Superabgaben wegen nationalen Quotenüberschreitungen.

Morgens zwischen 4 und 6 Uhr, aus und rechnete vor, dass mit einer 
während die Discounter Aldi und Quotenreduzierung um ein Prozent im 

Lidl ihre Auslieferungen an die Filialen EU-Agrarhaushalt Einsparungen von 
vorbereiteten, protestierten 1.500 rund 350 Millionen Euro erzielt und 
bayerische Bäuerinnen und Bauern ge- die Milchpreise gestützt werden körni­
gen Rabattschlachten und für faire ten.
Milch-Preise. An 12 Standorten orga- Inzwischen haben sich die französi- 
nisierte der bayerische Bauernverband sehen Milchviehhalter und Molkereien 
am 8. März Demonstrationen. In Olpe doch noch geeinigt. Das „national 
in Westfalen haben junge Milchbauem empfohlene Erzeugerpreis-Niveau“ 
spontan 15 Liter Milch in einen Gully soll im Januar um 1,07 Cent und im Fe- 
auf dem Marktplatz gekippt, nachdem bruar /März um 0,95 Cent je Liter 
sie die Februar-Abrechnung der Molke- Milch zurückgehen. Die Molkereien 
rei Campina über 23,2 Cent pro Liter hatten ursprünglich einen Rückgang 
erhalten hatten. von 1,8 Cent gefordert. Bluten müssen
Seit Jahresbeginn gibt es in Deutsch- die französischen Milchbauem mit die- 
land und anderen europäischen Län- sem Ergebnis allemal. Aber ohne ihre 
dem Protestaktionen. Sie sind mehr entschlossenen Protestaktionen wäre 
oder weniger effektiv und immer wird es noch schlimmer gekommen, 
die Verzweiflung der Bauern deutlich.
Besonders groß war der Druck in (Noch) nicht ran an dje Quoten 
Frankreich. Dort hatten die Milchver- Der französische Wunsch, die Quoten 
arbeiterverbände die bisher geltenden zu reduzieren, steht aber weiterhin im 
.Preisvereinbarungen mit den Erzeu- Raum. Zu machen wäre das zum Bei­
gem Ende 2003 einseitig gekündigt, spiel, wenn die beabsichtigte EU-Quo- 
Bis Anfang März waren die Verhand- tenaufstockung um 1,5 % aus der recht reden. SPD-Agrarsprecher Mat­
lungen blockiert und landesweit pro- Agenda 2000, die schon im Zuge der thias Weisheit sprach immerhin davon, dass die Milchmenge reduziert werden 
testierten die Bauern (siehe BS 2 und Luxemburger Agrarverhandlungen um dass eine deutsch-französiche Initiati- müsse. Bundeslandwirtschaftsminis- 
3/2004). Dies hat den französischen ein Jahr auf 2006/07 nach hinten ver- ve auf europäischer Ebene denkbar sei. terin Renate Künast solle sich endlich 
Landwirtschaftsminister Herve Gay- schoben wurden, ganz ausgesetzt wür- Und auch Friedrich Ostendorff, der auf der Brüsseler Ebene engagierter für 
mard auf den Plan gerufen: Er sprach de. Einige Staaten, darunter auch Obmann der bündnisgrünen Fraktion die deutschen Milcherzeuger einset- 
sich Ende Februar im EU-Ministerrat Deutschland, signalisieren zwar eben- im Ernährungsausschuss, hat Sympa- zen, forderte Verbandspräsident Gerd 
für eine Kürzung der EU-Milchquoten falls den Willen, eine Lösung für die thie für die Quotenreduzierung geäu- Sonnleitner Mitte März. Im Januar hat-

ßert. te er noch betont, dass für den niedri-
Dänemark und Großbritannien vertre- gen Milchpreis nicht strukturelle Über- 
ten hingegen die Auffassung, dass sich schüsse am Markt, sondern insbeson- 
das Überschussproblem am besten dere die Discounter verantwortlich sei- 
über den Markt regele. Italien, Spanien en und man den Verfall der Milchaus- 
und Griechenland, die sich sowieso be- zahlungspreise durch die Bildung von 
nachteiligt sehen bei der Verteilung der Verkaufs-Gemeinschaften bei den Mol- 
EU-Quoten, verlangen weiterhin eine kereien stoppen wolle. Bleibt abzuwar- 
Aufstockung ihrer Garantiemengen. ten, ob es beim DBV bei Vorwürfen an 
Auch die in Frankreich angedachte die Politik und guten Ideen bleibt, oder 
freiwillige Selbstbeschränkung der ob die größte Bauemvertretung noch 
Produktion in Verbindung mit einer ge- richtig aktiv für ihre Mitglieder wird, 
setzlichen Beschränkung der Saldie­
rungsmöglichkeiten stößt in Deutsch- Eigeninitiative gefragt 
land auf Skepsis. Frankreich will so Aöein auf die Politik oder den Bauern­
eine Produktionsrückführung um verband scheint im Moment kein Ver-
0,5 % erreichen. „Strafabgaben sind lass zu sein. AbL-Geschäftsführer 
nur möglich, wenn die nationale Ga- Georg Janßen hat auf der AbL-Milch- 
rantiemenge insgesamt überschritten tagung (siehe Seite 8) die Bauern dazu 
ist“, machte Referatsleiterin Bettina aufgerufen, selbst initiativ zu werden, 
Hartwig vom BMVEL in diesem Zu- „Bauern müssen den Mut haben, auf- 
sammenhang deutlich. Nach derzeit zustehen, dann können Interessens­
geltendem EU-Recht würden Unter- Vertretungen bei der Politik was errei- 
und Überlieferungen automatisch bis chen. Jeder einzelne ist dabei wichtig.“ 
zu dieser Grenze verrechnet. Im Raum stehen freiwillige Mengen­

kürzungen, das Pooling der Milch in 
Bauernverband eiert bäuerlichen Liefergemeinschaften und
Der Deutsche Bauernverband stellt letztlich auch bundesweite Wam- 
sich inzwischen hinter die Forderung, streiks. eda

Das Quotenkorsett kneift

Das Milchjahr ist fast zu Ende 
und bei acht europäischen Län­

dern zeichnet sich eine Überschrei­
tung der, Milchgarantiemenge ab. 
Nach vorläufigen Erhebungen der 
Europäischen Kommission haben 
vor allem die britischen und deut­
schen Milcherzeuger in den ersten 
neun Monaten des Quotenjahres 
mehr abgeliefert als ihnen zusteht. 
Großbritannien lag Ende Dezember 
1,85 Prozent über dem Soll, 
Deutschland 1,05 Prozent. Auch 
Frankreich wird wohl seine Quote 
überschreiten, obwohl sich die Re­
gierung für eine Quotenkürzung aus­
spricht. Auch die Österreicher und 
die Dänen sind bis jetzt deutlich über 
dem Limit, in Belgien, Luxemburg 
und Portugal schwappt die Menge 
nur leicht über die Vorgaben hinaus. 
Interessant ist, dass die italienischen 
Erzeuger, die pausenlose eine Auf­
stockung ihrer Quoten verlangen,

bislang noch nicht überliefert haben. 
Insgesamt berechnete die EU-Kom- 
mission bis Ende Dezember eine EU­
weite Quotenüberschreitung von 0,3 
Prozent.

Hohe Superabgabe droht
Die Zentrale Markt- und Preisbe­
richtstelle (ZMP) glaubt nicht da­
ran, dass es den deutschen Erzeu­
gern noch gelingt, eine Überlieferung 
der Garantiemenge zu verhindern. 
Zwar haben sie seit Beginn des Jah­
res ihre Lieferungen gesenkt -  ganz 
entgegen dem üblichen saisonalen 
Verlauf -  laut ZMP eben weil sie 
Quotenüberschreitungen befürch­
ten. Trotzdem drohen Superabgaben 
in Rekordhöhe. Die Marktbeobach­
ter der ZMP rechnen damit, dass die 
Referenzmenge um 340.000 bis 
knapp 400.0001 überschritten wird -  
soviel wie noch nie zuvor seit der 
Wiedervereinigung. pm

9710. März in Paris: Der Milchstreik in Frank­
reich auf dem Höhepunkt. Die Confederation 
Paysanne schließt das Haus der Milch (Maison 
du Lait), weil sie zu den Preisverhandlungen 
nicht zugelassen worden ist. Der Sitz der franzö­
sischen Milchwirtschaft wird umbenannt in 
„Haus des Verrats". Fotos: CP

aktuelle Krise zu finden, über Quoten­
kürzungen will aber noch keiner so
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Gentechnikfreies Saatgut ohne Garantie
Bauern, die gentechnikfrei wirtschaften wollen, benötigen noch deutlich 

mehr Unterstützung. In der letzten Ausgabe der Bauemstimme riet die 
AbL, von den Saatgutlieferanten eine Erklärung einzufordern, dass das 

Saatgut tatsächlich gentechnikfrei ist. Doch nicht nur die Futtermittelin­
dustrie mauert bei Zusicherungen, auch die Pflanzenzüchter wollen 

diese Erklärung nicht abgeben. Dabei ist bei in Europa vermehrtem Raps 
zum Beispiel davon auszugehen, dass er ohne gentechnische 

Verunreinigungen angeboten wird. 
Nun stecken die Bauern in der Klemme, denn ihre Abnehmer wie die 

Ölmühlen haben längst auf die Anforderungen des Lebensmittelhandels 
nach gentechnikfreier Ware reagiert. So fordern sie von Bauern in ihren 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen die Garantie, dass der Raps
gentechnikfrei ist. ms

Erste Gentechnikfreie Region in Hessen
Der AbLer und Nebenerwerbsbauer Harald Brandau hat mit 16 Kollegen 
die erste gentechnikfreie Region in Hessen ausgerufen. Im Kreis Hersfeld 

haben sich die Bauern freiwillig dazu verpflichtet, gleich fünf Jahre auf 
den Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen zu verzichten, ms

Erste gentechnikfreie Region in den USA
Diesmal ist es der Gentechniklobby nicht gelungen die Initiative mit 

teuren Kampagnen auszubremsen. Im kalifornischen Mendocino haben 
Bauern, Umweltaktivisten und Verbraucher die erste gentechnikfreie 

Zone in den USA ausgerufen. Nun überlegen schon neun weitere kalifor­
nische Regionen, wie sie dem Beispiel folgen können, ms

Kein Gentechnik-Essen in 
Frankfurts Kindergärten

Den Frankfurter Kindergarten-Kindern wird kein Essen aus gentechnisch 
veränderten Rohstoffen serviert werden. Das Schuldezernat erklärte 

gegenüber der Frankfurter Rundschau, man wolle die Kinder „diesem 
gefährlichen Experiment nicht ausetzen", deshalb ergehe eine entspre­

chende Verpflichtung an die Caterer-/Lieferanten-Firma
Sodexho/TrendMeal. pm

Gegen agrarindustrielle Mastanlagen
Gegen die Genehmigung einer Putenmastanlage für 180.000 Tiere will 
die Gemeinde Rossäu (Altmark) jetzt eventuell vor dem Bundesverwal­

tungsgericht klagen, nachdem das OVG Magdeburg die Einsprüche 
wegen der Belastung für Mensch und Natur abgelehnt hat. Anhalten­
den Widerstand gegen agrarindustrielle Puten- und Entenmastanlagen 

(mit jeweils 100.000 bis 200.000 Plätzen) gibt es auch in den Orten 
Binde, Damebeck, Wernitz, Roxförde und Mehmke im Landkreis Salzwe­

del. Pikant: an der Put&n-Anlage in Damebeck ist der niedersächsische
Landvolk-Präsident Hilse beteiligt, pm

Klage gegen Fildermesse abgewiesen
Sechs von Enteignung bedrohte Landwirte, die Stadt Leinfelden-Echter- 

dingen, BUND und NABU hatten gegen den geplanten Neubau einer 
Landesmesse auf den Fildern bei Stuttgart geklagt. Das Verwaltungsge­

richt hat ihre Klagen nun abgewiesen und den Messeneubau für zulässig 
erklärt. In Stuttgart gibt es bereits ein Messegelände auf dem Killesberg. 
Kritiker halten einen Neubau für überflüssig, vor allem im Filder-Gebiet, 

das sowieso schon stark durch Eingriffe belastet ist. pm

Aktion zum Gläsernen Pflanzenschutz
■ Seit zwei Jahren fordert der § 5 des Bundesnaturschutzgesetzes von den 
Landwirten die Dokumentation des Spritzmitteleinsatzes. Das Bundesmi­

nisterium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL) hat diesen Paragrafen allerdings bislang nicht umgesetzt. Das 

Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN) fordert vom BMVEL die Umsetzung des 
§ 5 Bundesnaturschutzgesetz durch die Aufnahme einer gesetzlichen 

Verpflichtung zur detaillierten feldspezifischen Dokumentation des 
Einsatzes von Pestiziden in das Pflanzenschutzrecht bis Ende 2004 sowie 
den Beginn der Dokumentation und Datenerhebung bis Ende 2005 und 

die erste Veröffentlichung von Daten bis Ende 2006. Bürgerinnen 
können Bundesministerin Künast mit einer Postkarte auffordern, sich für 

einen Gläsernen Pflanzenschutz einzusetzen.
Infos; www.pan-germany.org. pm

Auf nach Stuttgart
Im Musterländle Baden-Württemberg wird einem gerade ganz schwindelig, bei 

all den Aktionen für den Schutz für gentechnikfreie Landwirtschaft. Nach 
Stuttgart laden am 18. April Organisationen und Aktive zur ersten bundesweiten 

Demonstration „W ir bleiben sauber - keine Gentechnik in Landwirtschaft und
Lebensmitteln".

Die Neuigkeiten aus Baden-Württem- 
berg überschlagen sich in den letzten 

Monaten. Am Bodensee haben 70 Bäue­
rinnen und Bauern Mitte März die erste 
gentechnikfreie Region ausgerufen. Alle 
Bauern aus den Regionen Überlingen, 
Owingen und Sipplingen haben freiwillig

Im Allgäu und in Hohenlohe laufen die 
Vorbreitungen für gentechnikfreie Regio­
nen noch. Gleich zwei Veranstaltungen 
zur gentechnikfreien Region Hohenlohe 
fanden Mitte März in Nord-Württemberg 
statt. Einmal hatte die Bäuerliche Erzeu­
gergemeinschaft Schwäbisch Hall mit ih-

Der Auftakt war in Berlin: Dort demonstrierten am 15. Oktober Bauern für die gentechnikfreie Landwirt-, 
schaft, nach Demonstrationen in München, Überlingen, Tübingen und Osnabrück folgt nun Stuttgart am 
18. April, dem Tag, an dem die verschärfte Kennzeichnung für Futter- und Lebensmittel in der EU gilt. 
Foto: BÖLW

unterschrieben, auf den Anbau gentech­
nisch veränderter Pflanzen zu verzichten 
und von ihren Saatgut-Lieferanten ent­
sprechende Erklärungen einzufordem. 
Das gelingt den Bauern, weil die Raiffei­
sen Zentrale aus Karlsruhe aktiv für eine 
gentechnikfreie Maiserzeugung eintritt 
und damit die Stimjnung im Badischen 
wesentlich beeinflusst. Der Oberrhein ist 
eine der wenigen Regionen in Deutsch­
land mit Kömermaisproduktion, doch die 
Vertreter der Gentechnik-Saatgutindu- 
strie beißen dort auf Granit mit ihren gen­
technischen Pflanzen. Zwar kommt hier 
der Maisbohrer vor und schädigt die Be­
stände, aber gentechnisch veränderten in­
sektengiftigen Mais will kaum ein Bauer 
aus der Gegend als technische Lösung. 
Denn statt auf die Risikotechnologie zu 
setzen, erzeugen die Bauern lieber hoch­
wertigen Mais, für die Abnehmer ist u n d . 
bleibt das gentechnikfreier Mais.

Weitere Regionen stehen in den 
Startlöchern:
Mit Unterstützung von agravivendi haben 
für die AbL Anneliese Schmeh und für den 
Bauernverband Hubert Rauch Überzeu­
gungsarbeit bei ihren Kollegen am Boden­
see gemacht, bis alle Bauern der Region 
unterschrieben haben. Nun begrüßt auch 
der Bürgermeister aus Überlingen und das 
Landwirtschaftsministerium aus Stutt­
gart die Initiative der Bauern.

ren 700 Erzeugern geladen, die eine gen­
technikfreie Fütterung schon vor einigen 
Jahren organisiert hat. Tags darauf luden 
der Verein ehemaliger Fachschüler, das 
evangelische Bauemwerk, Bioland, De­
meter, der Nabu und die Kreislandfrauen 
ein, die Bauern strömten zuhauf und dis­
kutierten über die Chancen der gentech­
nikfreien Landwirtschaft mit Benny Här- 
lin von der Zukunftstiftung Landwirt­
schaft. In Hohenlohe wird nun daran ge­
strickt, wie die Region gentechnikfrei wer­
den kann.

Metzger setzen auf 
gentechnikfreie Fütterung
Im Januar verlangten einige der württem- 
bergischen Schlachthöfe gleich schriftli­
che Garantien der Bauern, keine gentech­
nisch veränderten Futtermittel mehr ein­
zusetzen (s. S. 6).

Bundesweite Demonstration:
Bei so vielen Aktiven laden die Baden- 
Württemberger nun zur Bundesweiten 
Demonstration am 18. April nach Stutt­
gart. Das Motto lautet: „Wir bleiben sau­
ber -keine Gentechnik in Landwirtschaft 
und Lebensmitteln“. Den Aufruf haben 
inzwischen etliche Organisationen unter­
schrieben und die Bauern der Umgebung 
organisieren bereits die ersten Trecker. Es 
wird spannend Werden. ms
Weitere Informationen zur Demonstration am 
18.April in Stuttgart auf der S. 23

http://www.pan-germany.org
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Lasst 2.500 Blumen blühn!
Biopiraterie-Kampagne baut öffentlich nach 
Auftakt in Frankfurt zum Schulin-Prozess

Im Blumentopf auf dem Balkon, im Vor­
garten, am Ackerrand oder gar im öffent­

lichen Park -  überall soll ab demnächst 
Weizen, Gerste und Raps sprießen. Mit der 
„freien“ Aussaat als symbolischem Nach- 
bauakt startet in diesem Jahr die BUKO- 
Kampagne gegen Biopiraterie. 2.500 Men­
schen -  rund so viele, wie bislang Bäuerin­
nen und Bauern in Sachen Nachbaugebüh- 
ren von den Pflanzenzüchtem vor die Ge­
richte geholt wurden -  wollen die Aktivis­
tinnen und Aktivisten aus ganz Deutsch­
land dafür gewinnen, ihren Protest und ihre 
Solidarität mit einem kleinen Samentüt­
chen auszudrücken. Damit hat die trocke­
ne, nicht ganz unkomplizierte Thematik 
rund um die Nachbaugebühren die Chan­
ce, vielleicht endlich aus den hitzigen Bau- 
emversammlungen in rauchigen Dorfknei­
pen herauszukommen und zumindest den 
Sprung in politisch bewegte Städterkreise, 
vielleicht aber auch noch weiter zu schaf­
fen. Während diese Zeilen gedruckt wer­
den, sorgt hoffentlich die erste Aktion der 
Kampagne vor der alten Oper in Frankfurt 
für ein gewisses Aufsehen. Und bis zum 
Weltemährungstag am 16. Oktober werden 
noch einige Samentütchen öffentlich auf­
gerissen und der Inhalt ausgesät werden. 
Initiiert wurde das Ganze durch eine relativ 
bunt zusammengewürfelte Thippe aus 
Eine-Welt- und Umweltorganisationen, so­
wie der BUKO-Agrarkoordination in Ham­
burg, bei der viele der Fäden zusammenlau­
fen. Die Menschen, die sich in der Kampa- 
gne gegen Biopisaterie engagieren, stellen 
Nachbaugebühren in den weltweiten Zu­
sammenhang, in den sie gehören, und for­
dern nicht nur ihre Abschaffung, sondern 
auch den Stopp von Biopiraterie und Pa­
tenten auf Leben sowie die Förderung einer 
gentechnikfreien Landwirtschaft „Es geht

hier um nicht weniger als das Selbstbestim­
mungsrecht der Landwirtinnen Und Land­
wirte. Deutschland ist internationaler Vor­
reiter in der Verschärfung des Sortenschut­
zes. Können wir die Saatgutkonzeme hier­
zulande nicht stoppen, kontrollieren sie 
bald weltweit die Nahrung -  vom Acker bis 
zum Tellerrand“, so Steffen Jörg von der 
Kampagne zur Aktion in Frankfurt.

Schulin-Prozess
Der Termin und der Ort sind natürlich 
nicht zufällig gewählt, startet doch am 
Montag darauf, am 29. März, vor dem 
Oberlandesgericht in Frankfurt der mit 
Spannung erwartete Prozess zwischen 
dem Bauern Christian Schulin, Mitglied 
der Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugesetze 
(IGN) und der Saatgut-Treuhandverwal- 
tungs GmbH (STV) als Vertreterin der 
Pflanzenzüchter. Zur Erinnerung: Das 
OLG Frankfurt hatte vor rund drei Jahren 
beim Europäischen Gerichtshof ange­
fragt, ob ein Bauer auf die Schreiben der 
STV pauschal Auskunft zum Nachbau ge­
ben müsse, oder ob die Sortenschutzinha- 
ber, sprich die einzelnen Pflanzenzüchter, 
erst einmal Anhaltspunkte dafür vorlegen 
müssten, dass ihre Sorten in dem entspre­
chenden landwirtschaftlichen Betrieb Ver­
wendung fanden. Der EuGH kam im ver­
gangenen Sommer in der Tat zu der Über­
zeugung, dass Bäuerinnen und Bauern 
erst zur Auskunft verpflichtet sind, wenn 
ihnen jene Anhaltspunkte vorgelegt wer­
den. Im gleichen Tenor entschied übrigens 
der EuGH erst vor ein paar Tagen einen 
Fall, den das Oberlandesgericht in Düssel­
dorf nach Luxemburg weitergereicht hat­
te. In Frankfurt wird es nun darum gehen, 
wie die deutschen Gerichte zukünftig das

„Im Namen ihrer Mitglieder“
EuGH urteilt zur Interessensvertretung durch die STV

Vielleicht ist es nur eine Formalie, viel­
leicht steckt aber auch mehr dahinter: 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ur­
teilte jüngst in einem weiteren Verfahren 
rund um die Nachbaugebühren Im we­
sentlichen ging es darum, in welcher Form 
die Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 
(STV) berechtigt ist, die Interessen der 
Pflanzenzüchter zu vertreten. Der EuGH 
beschied nun, das die STV „nur im Namen 
ihrer Mitglieder“ vor Gericht aktiv werden 
dürfe. Bislang tritt aber in den Gerichts­
verfahren die STV selbst als Klägerin auf. 
Die Frage ist daraufhin, in wie weit Beru­
fungen in laufenden Gerichtsverfahren ei­
gentlich zulässig sind bzw. wie einfach die

STV diese erst mal nur wie eine Formalität 
aussehende Sache ändern kann. Die zwei­
te und vielleicht viel interessantere Frage 
ist, warum der EuGH sich mit der Angele­
genheit so explizit beschäftigt und es eben 
nicht als Formalie vom Tisch 
gewischt hat. Verbirgt sich 
dahinter Kritik an dem 
Vorgehen der Pflanzen­
züchter, ihre Interessen 
nur zentralistisch durch 
eine Organisation vertre­
ten zu lassen? Auch hier­
mit werden sich erneut Ge­
richte beschäftigen müs­
sen. cs

2500 mal aussäen - für Bäuerlnnenrechtc weltweit

1 1

Eine Mtmach-Äktion der
BUK© Kam pagne 

. gegen Biopiraterie

www.hiopireterie.de * ‘ * info@bioptal't'rie.dt*

Flyer der BUKO-Agrar zur Aussaat-Aktion - so darf 
auch vor der alten Oper gepflanzt werden. Flyer 
und Samentütchen unter der angegebenen Inter­
netadresse. y

Urteil des EuGH interpretieren, also dar­
um, wie die Anhaltspunkte auszusehen 
haben, die die STV Vorbringen muss, um 
Auskunft verlangen zu können. Während 
die Saatgut-'freuhand bereits möchte, dass 
der Kauf irgendeiner Sorte zu irgendeinem 
Zeitpunkt als Anhaltspunkt ausreicht, 
geht die IGN davon aus, dass der betref­
fende Sortenschutzinhaber die Verwen­
dung seiner Sorte aufzeigen können muss, 
um dann Auskunft für den Folgezeitraum 
einfordem zu können. In Frankfurt wer­
den also entscheidende Weichenstellun­
gen für die Auseinandersetzung um die 
Nachbaugebühren vorgenommen -  Grund 
genug, den Platz vor der alten Oper ein 
wenig ackerbaulich umzugestalten.

Claudia Schievelbeirt

Katholische
Position
„Mit großer Sorge sehen 
KLB-Mitglieder, dass vor al­
lem in den westlichen Indu­
striestaaten über ,in Wert- 
Setzung der Natur' gegen 
die Biodiversitätskonvention 
von Rio im Jahre 1992 ver­
stoßen wird", schreibt die 
katholische Landvolkbewe­
gung im Erzbistum Köln in 
ihrer Stellungnahme „Pa­
tentrecht auf Lebendiges."
In dem Papier richtet die 
KLB diverse Forderungen an 
die Politik, darunter keine 
Zulassung von Gensaatgut 
und Patenten auf Leben und 
Verbot von Biopiraterie. So­
weit keine ungewöhnlichen 
Positionen. Mit einer Forde­
rung setzt sie aber einen be­
merkenswerten eigenen Ak­
zent: „Wir fordern das ural­
te Bauernrecht, Samen der 
Ernten in den kommenden 
Jahren ohne Einschränkung, 
also auch ohne Lizenzge­
bühren, als Saatgut verwen­
den zu dürfen, wieder ein­
zuführen."cs

http://www.hiopireterie.de
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Gentechnik raus aus dem Futtertrog
Futtermittellobby und Bauernverband unterlaufen die Wahlfreiheit der Bauern beim Kauf gentechnikfreien Futters. In 

Baden-Württemberg hingegen stellen Fleischverarbeiter Weichen für den gentechnikfreien Weg in der Tierhaltung

Seit.bald sieben Jahren verfüttern Bäue­
rinnen und Bauern gentechnisch ver­

änderten Soja-Schrot an ihre Kühe, 
Schweine und ihr Geflügel. Erst ab dem 
18. April wird nun endlich auf für gentech­
nisch veränderte Futtermittel eine Kenn­
zeichnung in der ganzen EU eingeführt (s. 
Artikel unten). Damit können sich Bauern 
erstmals informieren, was sie verfüttern. 
Bisher landen rund 80 Prozent des impor­
tierten Sojas, das meist gentechnisch ver­
änderte Soja-Bohnen enthält, in den Fut­
tertrögen, ohne dass es auf den Begleitpa­

Sogar noch im Hafen in Hamburg werden manchmal gentechnikfreie Soja-Partien mit gentechnischen ver­
mischt. Denn entgegen der Gerüchte gibt es nach wie vor zertifiziertes gentechnikfreies Soja aus Brasilien. 
Foto: Hafen Hamburg

pieren steht. Nun haben Bauern die Wahl -  
zumindest theoretisch. Denn die Mehr­
heit der Futtermittelwerke wird auch nach 
dem 18. April ausschließlich Futtermittel 
anbieten, die als „gentechnisch verändert“ 
gekennzeichnet sind. Bauernverband, 
Landhandel und Bund für Lebensmittel­
recht (BLL) argumentieren gemeinsam 
gegen jeden Versuch, gentechnikfreie Fut­
termittel bundesweit anzubieten: Es sei 
„weder möglich noch zumutbar, Bestäti­
gungen oder Zusicherungen in diesem Be­
reich abzugeben,“ so der BLL. „Aufgrund 

dieser Marktverhältnisse ist 
die Forderung an die Land­
wirte, ausschließlich 
‘gentechnik-freie’ Futter­
mittel zu verwenden, illuso­
risch,“ so Raiffeisen, und 
der DBV singt sein wohlbe­
kanntes Lied des gesetzli­
chen Mindeststandards und 
will abwarten, welche Fol­
gen die Kennzeichnung auf 
die Vermarktung habe. Kei­
ner dieser Lobbygruppe be­
antwortet die Frage: Wie 
kann ein Markt für gentech­
nikfrei gefütterte Tiere ent­
stehen, wenn Bauern weder 
darüber informiert werden, 
dass die Kennzeichnung für 
Futtermittel kommt, noch 
auf ein Angebot gentechnik­
freier Futtermittel zurück­
greifen können? Wenn es 
kein Angebot gibt, können

Metzger oder der Lebensmittelhandel 
kaum solche Ware anbieten.
Auch von Seiten des Bundes- bzw. der 
Landeslandwirtschaftsministerien wer­
den Bauern kaum über die neuen Vor­
schriften für Futtermittel informiert.

Der Süden macht's vor:
Ganz anders sieht die Situation in Baden- 
Württemberg aus. Dort kommen einige 
Schlachthöfe der Nachfrage ihrer Abneh­
mer nach und wollten schon im Januar 
Bauern dazu verpflichten, nur noch gen­
technikfreie Futtermittel zu verwenden. 
Die Zusicherungen für die Metzger­
Schlachthöfe in Aalen, Göppingen und 
Schorndorf unterschrieben nur wenige 
Bauern -  zu Recht. Denn im Januar konn­
ten die Bauern noch nicht wissen, was in 
ihren zugekauften Futtermitteln drin­
steckt, aber inzwischen gibt es unter den 
Bauern Diskussionen, ob und wie das in 
Zukunft machbar ist.
Die baden-württembergischen Metzger 
sehen in der Produktion ohne Gentechnik 
eine Chance, ihre Qualität zu verbessern. 
Auch andere Fleischverarbeiter aus Ba­
den-Württemberg reagieren auf Anfragen 
des Handels nach gentechnikfrei gefütter­
ten Tieren. Dass es sehr wohl eine Nach­
frage nach gentechnikfrei erzeugten tieri­
schen Produkten gibt, erfahren Bauern 
nicht vom Bauernverband oder aus den 
Wochenblättern, sondern nur bei der teils 
skeptisch beäugten Umweltorganisation 
Greenpeace. ms

Was steht an:
Das Netzwerk gentech­
nikfreie Landwirtschaft 
sammelt weiterhin Hin­

weise von Bäuerinnen 
und Bauern über Land- 

handler, die gentechnik- 
fieie Futtermittel 

anbieten, und wird in 
einigen Wochen eine 

erste Zusammenstellung 
darüber veröffentlichen 

Unter www.abl-cv di-,' 
gentechmk; Kontakt s.

S. 23 unten.

Änderungen bei der Kennzeichnung „gentechnisch verändert“

Ab 18. April gelten in der ganzen EU 
neue Vorschriften für die Kennzeich­

nung gentechnisch veränderter Lebens­
und Futtermittel. Die Regel der EU-Ver- 
ordnung heißt: Enthält das Produkt 
Rohstoffe aus Gentechmk, muss dies auf 
der Packung stehen. So müssen Mais- 
Chips aus gentechnisch verändertem Mais 
dann gekennzeichnet werden. Ebenso 
Futtermittelmischungen mit gentechnisch 
verändertem Soja oder Maiskleber. Heute 
spielen vor allem Verarbeitungsprodukte 
aus Soja, Mais sowie Öle aus Raps, Soja, 
Mais und Baumwolle als mögliche gen­
technisch veränderte Stoffe eine Rolle in 
der EU.
Das stellt für Lebensmittel eine Verschär­
fung dar. Bislang mussten nur die Produk­
te gekennzeichnet werden, in denen Gen­
technik im Endprodukt nachgewiesen

werden konnte. Erst nach der neuen Ver­
ordnung ist zum Beispiel raffiniertes Öl 
aus gentechnischem Soja zu kennzeich­
nen.
Für Futtermittel wird diese Kennzeich­
nung neu eingeführt.
Nicht gekennzeichnet werden müssen 
auch in Zukunft Milch, Eier und Fleisch 
von Tieren, die mit gentechnisch verän­
derten Futtermitteln gefüttert wurden.

Grenzwert für Verunreinigung
Um nicht wegen jeder möglichen Verun­
reinigung ein Lebens- oder Futtermittel 
kennzeichnen zu müssen, wurde in der 
EU-Verordnung ein Grenzwert von 0,9 
Prozent festgelegt, bis zu dem technisch 
unvermeidbare und zufällige Beimengun­
gen toleriert werden. Dieser Grenzwert 
gilt für jede einzelne Zutat. Ein Beispiel:

Ein Öl aus gentechnisch veränderten So­
jabohnen muss auf der Packung vermerkt 
werden, selbst wenn es nur einen winzigen 
Anteil einer Futtermischung oder einer 
Pizza ausmacht.

Noch unklar
Leider ist immer noch nicht in den Einzel­
heiten geklärt, welche Zutaten wie Ami­
nosäuren, Vitamine oder Hefen als „gen­
technisch verändert“ gelten. In der Ver­
ordnung wird unterschieden, ob ein Fut­
termittel „aus“ oder nur „mit“ Gentechnik 
hergestellt wird. Wird zum Beispiel ein 
Vitamin nur „mit“ Gentechnik hergestellt, 
wird es nicht gekennzeichnet. Allerdings 
verläuft die Herstellung eines Vitamins in 
so vielen Stufen, dass erst in zwei Jahren 
festgelegt ist, was endgültig gekennzeich­
net werden muss. ms

http://www.abl-cv
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Verstöße werden teuer
Bei Verstößen gegen geltendes Recht droht in Zukunft Prämien-Kürzung

iir die „schwarzen Schafe“ wird es teu- 
'rer werden. Dank der EU-Agrarreform 

ist die Auszahlung der Direktzahlungen 
ab dem 1.1.2005 (auch in der 1. Säule) da­
ran geknüpft, dass man sich an gesetzliche 
Mindeststandards hält. Bisher musste je­
mand, dessen Güllebehälter leckte, viel­
leicht ein Ordnungsgeld zahlen, in Zu­
kunft droht ihm ein Abzug von seinen Prä­
mien. „Cross compliance“ nennen das die 
EU-Experten, wofür es keine schöne deut­
sche Übersetzung gibt: Statt „Überkreuz- 

. Bindung“ wird „Bindung der Zahlungen

hand welcher Aussagen (Kriterien bzw. 
Indikatoren) die Kontrolle prüfen soll. 
Soll beim Pflanzenschutz z.B. das Vorhan­
densein der TÜV-Plakette auf der Spritze 
ausreichen? Darüber wurde und wird in 
vielen Sitzungen zwischen Bund und Län­
dern diskutiert.

2.) Flächennutzung
Neben der Liste mit den 18 geltenden 
Richtlinien gibt es eine zweite kleinere 
Liste („Anhang IV“), die nur sehr allge­
meine Stichworte enthält. Hierzu müssen

Die AbL fordert, dass Mulchen nicht ausreichen darf, um Direktzahlungen zu erhalten. Foto: Jasper

an die Einhaltung von Mindeststandards“ 
gesagt. Die EU-Agrarreform teilt die Min­
deststandards in zwei Kategorien ein:

1.) Geltendes Recht
Zum einen gibt es eine Liste von 18 
Rechtsvorschriften aus den Bereichen 
Verbraucher-, Tier- und Umweltschutz 
(„Anhang III“). Diese Rechtsvorschriften 
sind schon EU-weit gültig, auch wenn sie 
in den EU-Staaten unterschiedlich umge­
setzt sind. Grundlage ist die im jeweiligen 
Mitgliedstaat gültige Umsetzung. Zu den 
bekanntesten Standards zählen z.B.:
-  Grundwasserrichtlinie
(Ist der Güllebehälter dicht? Wird Sicker­
wasser von der Mistplatte aufgefangen?),
-  Klärschlammrichtlinie 
(Berücksichtigung in der Nährstoffbilanz 
nach Düngeverordnung),
-  Nitratrichtlinie
(Umsetzung in der Düngeverordnung),
-  Richtlinie zum Pflanzenschutzmittel- 
Einsatz (TÜV-Plakette auf der Spritze, 
Sachkundenachweis),
-  Kennzeichnungsrichtlinie Rinder.
Ab dem 1.1.2007 muss im Rahmen von 
Cross Compliance auch die Einhaltung 
der EU-Richtlinien zur Schweine- und 
Kälberhaltung kontrolliert werden (wobei 
es in Deutschland noch keine rechtsgülti­
ge Schweinehaltungsverordnung gibt).
Zu all diesen Rechtsvorschriften muss 
Deutschland „nur“ noch festlegen, an­

die Mitgliedstaaten selbst Vorgaben entwi­
ckeln, weshalb hier näher auf die derzeiti­
gen Pläne eingegangen werden soll:
a) Maßnahmen gegen Bodenerosion: 
Gedacht ist daran, für einen Mindestanteil 
(z.B. 50 %) an erosionsgefährdeten Acker­
flächen pro Betrieb eine Bodenbedeckung 
im Winter (15.11.-15.2.) zu fordern.
b) Erhalt der organischen Substanz im 
Boden: Die Betriebe sollen aufgefordert 
werden, entweder Bodenproben auf Koh- 
len-stoffgehalt oder Humusbilanzen vor­
zulegen. Die AbL schlägt statt dieser büro­
kratischen Maßnahmen vor, dass es rei­
chen soll, wenn die Betriebe mehrere Kul­
turen auf ihren Flächen anbauen und da­
mit eine Fruchtfolge vorhanden ist.
c) Erhalt der Bodenstruktur: siehe b).
d) Instandhaltung der Flächen:
Die AbL fordert, dass es nicht ausreichen 
darf, die Flächen einmal jährlich zu mül- 
chen. Das entspreche nicht einem guten 
landwirtschaftlichen Zustand. Zudem 
führe es zu Mitnahmeeffekten, wenn Be­
triebe 50 Euro für den Lohnunternehmer 
ausgeben, aber 330 Euro je Hektar an Prä­
mie erhalten. Die AbL fordert daher, dass 
alle Flächen abgeemtet werden müssen, 
d.h. mindestens mähen und abfahren. 
Das Bundesministerium will noch Ende 
März einen Verordnungsentwurf vorlegen, 
der der Zustimmung der Bundesländer 
bedarf. Entschieden werden soll möglichst 
noch im Mai. uj

AbL kritisiert Wettbewerbsverzerrung im 
Altschuldengesetzentwurf
„Der Entwurf zum Altschuldengesetz der Bundesregierung bedeutet 
zusätzliche Milliardensubventionen für die LPG-Nachfolgebetriebe und 
schreibt soziale Ungerechtigkeiten in der ostdeutschen Landwirtschaft 
fest", so Jörg Gerke, Landwirt in Mecklenburg-Vorpommern und 
Bundesvorstandsmitglied der AbL. „Der Gesetzentwurf plant bei der 
Ablöseregelung den Erlass von mehr als 2 Mrd. Euro Altschulden für ca.
1.500 LPG-Nachfolgebetriebe mit Altschulden in Ostdeutschland. 
Zusätzlich Werden ca. 1,5 Mrd. Euro Altschulden-bedingte Sondersub­
ventionen für diese Betriebe auf Grund von steuerlichen Abschreibungen 
und Vorteilen bei der Vermögensauseinandersetzung festgeschrieben", 
so Gerke weiter, „Als Hauptargument für den gravierenden Schuldener­
lass wird die fehlende Werthaltigkeit der Altschulden angeführt. Dabei 
wird aber nicht berücksichtigt, dass selbst bei vollständiger Streichung 
der Altschulden die Sondersubventionen in Höhe von 1,5 Mrd. Euro 
zurückzu zahlen wären, also im Mittel 1 Mio. Euro je Altschuldenbe- 
trieb. Weiterhin wäre es bei der Frage der Werthaltigkeit nahe liegend, 
durch unabhängige Gutachter diese neu zu bewerten und die Rückzah­
lung zu vereinbaren. Hinzu kommt, dass die bundeseigenen BWG- 
Flächen vor allem an Betriebe mit Altschulden verteilt wurden, pm

Treu bleiben
„Koexistenzregeln gehören nichi in das Gentechnikgesetz, da sie nicht 
sicherheitsrelevant sind. Es geht üm gentechnisch veränderte Organis- . 
men, die eine Inverkehrbringungs-Genehmigung erhalten haben, weil 
sie sicher sind", schreibt der Bundesverband deutscher Pflanzenzüchter 
(BDP) in seinen ,Kernpositionen zur Novellierung des 
Gentechnikgesetzes'. Auch die vorgesehenen Haftungsregeln lehnt der 
BDP „in dieser Form" ab. Durch bestimmte Formulierungen würden 
„einseitig die Nutzer der Gentechnik belastet" und es werde damit „von 
der Verwendung gentechnisch veränderter Pflanzen abgeschreckt." In 
einer Pressemitteilung bedauert der BDP, dass es nun doch kein gemein­
sames Projekt zum Erprobungsanbau gentechnisch veränderter Pflanzen 
mit dem Deutschen Bauernverband (DBV) geben werde. (Der hatte 
aufgrund der ablehnenden Haltung seiner Basis kalte Füße bekommen.) 
„Es sei schade", schreibt der BDP, „dass der DBV noch nicht einmal 
seiner eigenen Forderung nach einem solchen Projekt treu geblieben 
sei." Vor dem Hintergrund, dass die meisten ihrer Kunden die Gentech­
nik ablehnen, sind das interessante Töne der deutschen Pflanzenzüchter, 
die sich in der Nachbauauseinandersetzung immer gern als bauernnahe 
mittelständische Traditionsunternehmer geben. Offensichtlich ist die 
Nähe zu den Ideen der internationalen Saatgutkonzerne auch nicht 
unattraktiv, cs

Ein Bauer für die SPD
Der Präsident des Landesbauernverbandes Brandenburg, Udo Folgart, 
wird für die SPD bei der Landtagswahl im September antreten. Das ist 
vielleicht ein kluger Schachzug der Sozialdemokraten. Denn, dass die 
Landwirtschaft in Brandenburg für viele Wählerstimmen gut ist, hat die 
Kommunalwahl im letzten Jahr gezeigt. Damals hatten Listen der Kreis­
bauernverbände 7 %  der Wählerstimmen für sich verbucht. Nachdem 
der Landesbauernverband sich gegen eine eigene „Bauernliste" bei der 
Landtagswahl entschieden hatte, ging der parteilose Folgart auf Partei­
ensuche. Und prompt kam ein Angebot von der SPD, aber keins von der 
CDU. Damit war die Sache entschieden. Der brandenburgische Minister­
präsident Matthias Platzeck hat Folgart schon einen „guten Listenplatz" 
zugesichert, der in jedem Fall den Einzug in den Landtag gewährleistet, 
pm ,

Agrarreformen bei Tabak
Die EU-Kommission hat für den Tabakanbau die volle Entkopplung der 
Direktzahlungen nach einer kurzen Übergangszeit vorgeschlagen. Bernd 
Voß, Mitglied im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, sieht 
die Entkopplung als Möglichkeit, die landwirtschaftliche Erzeugung in 
benachteiligten Regionen, unabhängig vom Zwang vom Tabakanbau, 
weiterhin mit dem Geld der EU zu sichern. Tabakanbau ist arbeitsinten­
siv und findet zu 70 %  in benachteiligten Regionen statt. Der Ausschuss 
forderte von der EU-Kommission ein gezieltes Cross Compliance, um 
eine Bewirtschaftung der Flächen sicher zu stellen. Des weiteren sollte 
sich die Zahlung an der Sicherstellung der Beschäftigung von 
Arbeitskräften orientieren, pm
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Milchpreise wie 1977
Im Januar haben die Erzeuger für ihre Milch im Bundesmittel 27,7 Cent 
je kg erhalten. Damit ist der Milchpreis auf das Niveu von 1977 gesun­
ken, meldet die Zentrale Markt- und Preisberichtstelle (ZMP). Seit dem 

Vorjahr sei das ein Rückgang von weiteren 4 %. Die bisherigen Verhand­
lungen der Molkereien mit dem Lebensmittel-Einzelhandel lassen vorerst 

keine deutliche Erhöhung des Milchpreises erwarten, prognostiziert die 
ZMP. Der LEH lehne mit Hinweis auf die Senkung der Interventionspreise 

für Butter und Magermilchpulver zum 1. Juli Preissteigerungen ab und 
fordere sogar weitere Preissenkungen. Mit diesem Argument verteidigte 

auch der Mokereikonzern Gampina seinen Februar-Auszahlungspreis
von 23,2 Cent, pm

DBV will Verkaufskontore 
-  Molkereien skeptisch

Der Bauernverband will den Verfall der Milchpreise durch die Bildung 
von Verkaufskontoren auf Molkerei-Ebene stoppen. Das beurteilt der 

Raiffeisenverband skeptisch. Voraussetzung dafür, dass solche Kontore 
funktionieren* sei, dass nahezu alle Anbieter daran teilnehmen. Dies sei 
nicht möglich, da das Kartellrecht privaten Molkereien die Bildung von 

Kontoren verbiete und außerdem nur Produkte über einen Kontor 
vermarktet werden dürften, die von genossenschaftlichen Mitgliedern 

stammten. Das heißt, selbst Genossenschafts-Molkereien, die im Prinzip 
Kontoren bilden dürfen, müssten zugekaufte Milch getrennt vermarkten.

pm

Österreich: Protest gegen Milch-Dumping
Als vollen Erfolg bezeichnete der österreichische Bauernbund die Protest­
aktion von 700 Bauern mit 350 Fahrzeugen vor der Billa-Handelskette in 
Vöcklabrunn. Die Kundgebung forderte gegenüber dem Billa-Milchpreis 

(54 Cent) den „notwendigen Marktpreis" von 79 Cent ein. pm

Monsanto-Pioneer-Preisabsprachen?
Laut New York Times werden Monsanto und Pioneer-Hi-Breed-Interna- 

tional, die zwei größten Saatzuchtunternehmen der Welt, der 
unerlaubten Preisabsprache über Gentechnikprodukte beschuldigt. 

Gegen Monsanto gibt es laut dem Infodienst agriholland eine weitere 
Untersuchung darüber, ob dem Konzern wettbewerbsschädliche Prakti­

ken bei Herbiziden nachgewiesen werden können. Farmer klagen derzeit 
gegen Monsanto, weil sie ein Monopolstellung bei genveränderten

Mais- und Sojasaaten befürchten, pm

Discounter verhindern Betriebsräte
Um endlich die Gründung von Betriebsräten für die Filialen von Lidl, 

Schlecker und Aldi-Süd durchzusetzen, hat die Gewerkschaft verdi vor 
den Läden der Discounter Flugblätter verteilt. Um zu verhindern, dass 

die Informationen in die Hände der Belegschaft gelangten, haben - laut 
verdi - etliche Lidl-Bezirksleiter die verdi-Broschüren wieder

eingesammelt, pm

Lidl: „hart und niveaulos"
Der Discounter Lidl hat kürzlich alle bereits bestellten Fünf-Kilo-Packun- 

gen von Kartoffeln storniert, so die Bauernzeitung. Zum Teil standen 
demnach die LKWs schon an den Lidl-Rampen, durften aber die Ware 

nicht ausladen, pauschal begründet mit „Qualitätsproblemen". Das 
bringe jetzt etliche Kartoffel-Abpacker in Schwierigkeiten. Die Lidl- 

Einkäufer seien für ihre „harte und niveaulose Verhandlungsführung 
berüchtigt", so gehöre die Beschimpfung von Lieferanten sogar zur 

Ausbildung der Lidl-Einkäufer. Solch unrechtmäßiges Verhalten wäre in 
den USA unvorstellbar und würde Imageschäden der Unternehmen zur 
Folge haben. Leider traue sich hierzulande keiner, dafür die Beweise zu

liefern... en

Eine Frucht ist kein Warenzeichen
Die BUKO Kampagne gegen Biopiraterie hat einen Erfolg im brasiliani­

schen Amazonasgebiet errungen: Im Markenstreik um die kakaoähnliche 
Frücht Cupagu hat das japanische Patentamt der Firma Asahi Foods das 
1998 eingetragene Warenzeichen „Cupagu" entzogen. Die Prüfer vom 
Patentamt stimmten mit der Argumentation der Kritiker überein, dass 

eine Frucht kein Warenzeichen sein könne, pm

Pass auf, die Milch kocht über!
Die Bauern können und wollen die schlechten Milchpreise nicht tatenlos 

hirinehmen. Auf der 9. AbL-Milchtagung in Warburg-Hardehausen haben sie 
Handlungsmöglichkeiten diskutiert.

Rund 100 Teilnehmer, darunter viele 
Milchbauem, trafen sich zu AbL- 

Milchtagung -  dass Milchpreise von 28 
Gent oder noch weniger ihre Betriebe exis­
tenziell bedrohen und dass sie dabei nicht 
tatenlos bleiben werden, war zu spüren. 
Zeitgleich besetzten 1.500 bayerische 
Bauern die Auslieferungslager von Aldi 
und Lidl.
Stefan Mann von der Interessengemein­
schaft für bessere Milchauszahlungspreise 
in Hessen befürwortet solche Blockade- 
Aktionen, sie rütteln auf und dass der 
Bauernverband sie organisiert hat, spricht 
dafür, dass auch dort Bewegung entsteht. 
Er selbst diskutiert seit 2002 mit Kollegen, 
die auf Kreisbauemverbandsebene in Hes­
sen organisiert sind, über bessere Milch­
preise (siehe BS . Leider bislang mit dem 
Ergebnis, dass der Verband „Streikgedan­
ken im vomhinein plattmachen“ will. Ei­
gentlich hatte Stefan Mann das Ziel, den 
Bauernverband ins Boot zu holen, um ei­
nen bundesweiten Warnstreik zu organi­
sieren. Inzwischen sind statt dessen einige 
Bauern, die sich für den Streik erwärmen 
können, aus dem Bauernverband ausge­
treten. „Jeder soll zehn seiner Kollegen 
vom Streik überzeugen“, rief der engagier­
te Milchviehbauer auf. Das Argument, ein 
Streiktag sei finanziell nicht zu leisten, 
ziehe nicht, wenn „der Betrieb ansonsten 
draufgeht.“ Die Interessensgemeinschaft 
versucht nun, auch andere Mitorganisato­
ren zu gewinnen. Stefan Mann hofft dabei 
auf den Bund Deutscher Milchviehhalter 
(BDM), der bisher vor allem bayerische 
Kollegen vertritt. Zumindest einen bun­
desweiten Streik hält er in diesem Früh­
jahr nicht mehr für realistisch, aber einen 
Zeitpunkt, wo die Milch gefragt und teuer 
ist, zum Beispiel vor Weihnachten, kann er 
sich ganz gut vorstellen...

Dem Verbraucher klar machen, 
was faire Milchpreise sind
„Der Druck war groß. Wir haben angefan­
gen.“ Gyso von Bonin, Milchbauer aus 
dem Sauerland in der Aktionsgemein­

schaft der Biomilch-Erzeuger beschrieb 
die Gründe für den Streik der Biomilch- 
Bauem im letzten September (siehe BS 
10/2003). Er erzählte, dass er noch heute 
Mediennachfragen wegen dem Streik 
habe. „Es kann doch nicht sein, dass Bau­
ern streiken“, wunderten sich die Leute 
und dass ein Bio-Bauer nur 33 Cent für 
den Liter Milch bekommt, habe viele Ver­
braucher überrascht. Gegenüber dem 
Handel sei durch den Streik die Verhand- • 
lungsposition stärker geworden. Die Ak­
tionsgemeinschaft wachse und organisie­
re sich straffer, um Überforderung von ein­
zelnen Aktiven wie beim letzten Streik zu 
vermeiden, aktuell diskutiere man aller­
dings nicht über neue Streiks sondern 
über Mengenkürzungen (siehe BS 3/ 
2004).
Signale an die Verbraucher sendet auch 
die Uppländer Bauemmolkerei aus. 5 Cent 
mehr pro Liter Biomilch können die Käu­
fer ab Mai in 320 tegut-Märkten in Hessen 
und im Naturkosthandel bezahlen. Auf 
den Milchpackungen steht, was diese 5 
Cent für die Bauern bedeuten, denen der 
Aufpreis direkt zugeht (siehe BS 2/2004). 
„Ich hoffe auf Verbraucher, die fragen: Wa­
rum kosten die Milch nicht überall mehr, 
um die Bauern am Leben zu erhalten“, so 
der Milchbauer und Molkereivorsitzende 
Josef Jacobi.

Diskussion: Streik oder staatliche 
Maßnahmen?
Ob nun Streik, mündige Verbraucher oder 
staatliche Maßnahmen das Milchpreispro- 
blem lösen, darüber wurde auf der Milch­
tagung heiß diskutiert. „Die Milchmenge 
muss runter“, forderten viele Diskutan­
ten. AbL-Geschäftsführer Georg Janßen 
rief die Bauern auf, dabei nicht allein auf 
die Politik zu bauen: „Bauern müssen den 
Mut haben, aufzustehen, dann können In- 
teressensvertretungen bei der Politik was 
erreichen. Jeder einzelne ist dabei wich­
tig.“ Janßen bot die AbL als Plattform für 
Interessengemeinschaften an. eda

Die Stimmung im Saal brodelte. Hier Stefan Mann in der Diskussion mit dem Publikum . Foto: Dagenbach
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MF 35, MF 135, MF 165, MF 3060. 
Den letzten -  MF 65 -  gaben wir 

im letzten Sommer an den Landma­
schinenhändler im nächsten Ort, da­
mit er ihn bei Gelegenheit weiter ver­
kaufen konnte. Unser armer „blauer“. 
Denn dieses Modell war nicht im typi­
schen Ferguson rot lackiert, sondern 
vor Jahrzehnten Opfer eines Restes 
von Ford-Blau geworden. Er tat auch 
so seine Dienste immer treu und miste­
te im engen Tieflaufstall unsere Kälber 
aus.
Nun ist er weg, wahrscheinlich auf ei­
nem Tieflader gen Osten gerollt und 
fristet nun weiterhin im Freien ein trau­
riges Dasein, denn als Fahrzeug unter­
gestellt zu werden ist heute ein hohes 
Gut unter Schleppern. Das hätt’s bei 
uns nicht gegeben! Meinem Vater tut 
das in der Seele weh.
Na, die Zeiten ändern sich. Und grad 
tucker ich mit unserem kleinsten Tre­
cker über die Straße, um den Kälbern 
einen Rundballen Stroh zu holen. Ein 
grauer Nachmittag im Januar und nach 
dem Kaffee ist’s schon fast wieder dun­
kel. Der Raureif hängt in den Zweigen 
und das Eis in der Abdeckplane ist zu 
Schollen gefroren. Über den Hügel am 
Ortsausgang saust unser Nachbar mit 
seinem Russen-Trecker und einem Gül­
lewagen dahinter. Der ewige Junggesel­
le grüßt kurz und biegt ab zu seinem 
Feld, wo der Güllesilo steht. Schon ko­
misch, denk ich. Bei ihm wird auch kei­
ner die Landwirtschaft weiter machen, 
wie bei so vielen hier in der Gegend. 
Und bei uns sind in den letzten Jahren 
auch seltsame Veränderungen einge­
treten. , 
Nachdem ich für das Studium der 
Agrarökologie in Rostock ein Land­
wirtschaftspraktikum gemacht hatte 
und zu Haus die älteste Schwester den 
Hof nicht mehr übernehmen wollte, 
brachte ich mich ins Spiel und versuch­
te mein Glück. „Wenn ich schon bei 
meinem Chef Kühe, Rinder, Sauen, 
Ferkel und Mastschweine versorgen 
kann, weil der nach dem ersten Schnitt 
erst mal in Urlaub fährt, dann kann ich 
das zu Hause wohl auch noch schaf­
fen!“, verkündete ich meinen erstaun­
ten Kommilitonen. Ich wechselte nach 
Witzenhausen ins Hauptstudium und 
belegte den Schwerpunkt Ökolandbau. 
Auf dem Hof wurden schon vor der 
Übergabe die Kühe abgeschafft und wir 
hielten noch Jungrinder, Schweine und 
Geflügel und begannen erst so richtig 
mit der Direktvermarktung. War ich zu 
Haus, so quälte ich meinen Vater mit 
Gesprächen über ökologischen Kartof­
felanbau, artgerechte Sauenhaltung 
oder wetterte gegen unseren Kreisland­
volkverband. „Spalteilboden“ war für 
mich der Inbegriff allen Übels in der 
Tierhaltung. „1.000 Möglichkeiten ein 
Tier zu quälen!“ -  das war alles, was mir

zu der Einweihung eines 2.000er 
Maststalles eines Bremer Wurstfabri­
kanten in Hepstedt einfiel. Kurz, der 
Generationskonflikt war ausgebro­
chen. Solange ich meinem Studium 
nachging herrschte Ruhe im Haus und 
im Stall, aber dann wollte ich es ja doch 
wissen...
In den Semesterferien ging es dann los. 
Zusammen pflanzten wir Kartoffeln 
und ackerten abwechselnd, um das Ge­
treide nicht all zu spät ausbringen zu 
können. Das Grünland nahm ebenfalls 
im Frühjahr eine Menge Pflege in An­
spruch und ich gab mir alle Mühe, die 
Binsen in den Griff zu kriegen, die sich 
im Laufe der Zeit bei einem zu gerin­
gen Viehbesatz auf der Wiese breit

eine Frau die Ttecker nur quälen kann. 
Denn die starren mich teilweise an, 
wenn ich mit Anhänger oder Güllewa­
gen unterwegs bin! Es ist zum lachen. 
Sie fragen dann bei der Genossen­
schaft Ingo oder Dieter, wer ich denn 
sei: „Keen is denn de lütte rothoorte?“ 
„Och, een von Jahn sien Deerns.“ 
Zurück zum Stall: Inzwischen tum- 
meln sich wieder über 70 Kopf Vieh in 
unseren Stallungen. Die schwarzbun­
ten Kuhkälber sind zugekauft und im 
alten Kuhstall stehen einige Mutterkü­
he mit ihrem Nachwuchs. Frech gu­
cken sie aus dem Kälberschlupf und 
warten auf neue Einstreu. Jetzt bekom­
men auch alle unsere Kälbchen wieder 
Namen. Letztes Jahr begannen wir mit

Een von Jahn sien Deem s

machten. Auf dem Acker war Pflanzen­
schutz die Sache meines Vaters. Ich be­
stimmte Art und Anzahl des keimen­
den Krautes und er kümmerte sich um 
dessen Vernichtung -  gute Arbeitstei­
lung. Also, wenn er nicht mehr mit der 
Gifti Korn und Kartoffeln spritzt, wer 
soll es dann machen? Ah, da kommt 
dann wieder mein Umstellungswunsch 
ins Spiel. Nicht genug, dass mein Herr 
Papa mit mir über den Ökolandbau 
stritt. Ich schleppte ihn auch zu so 
ziemlich allen Hofbesichtigungen der 
Biobetriebe in der Gegend und zum 
Umstellersprechtag des Ökoringes in 
Visselhövede.
Dann quälte ich noch unsere Massey- 
Fergusson, aber nicht lange. Doch die 
fremden Bauern denken wohl, dass

dem Buchstaben „H“ wie der Bulle 
„Harry“. Da gibt es jetzt Hanna, Ha­
vanna, Hazel oder Hermes und Henri. 
Und nicht zu vergessen unsere ersten 
Angler, die bei unserer Amme Rosi 
groß werden. Die springen nun durch 
das frische Stroh, das ich ihnen auf­
schütte und verteile. „Oh, wie aufre­
gend das ist!“, scheinen sie zwischen 
ihren Luftsprüngen zu sagen. Da muss 
ich schmunzeln.
Das scheint doch meine richtige Ent­
scheidung gewesen zu sein, auf den 
Hof zurück zu gehen. Hier hab ich gute 
Laune im Stall. Ich lerne noch viel dazu 
und kann mittlerweile auch von mei­
nem Vater etwas annehmen. Er dage­
gen bemüht sich um Verständnis und 
zusammen können wir doch ganz

schön was schaffen. So wie letztes Jahr 
in der Getreideernte, als er tagelang mit 
dem alten Claas das Korn drusch und 
ich es zur Ganovenschaft, äh -  Genos­
senschaft abfuhr. Früher ließ er fast alle 
Außenarbeiten vom Maschinenring er­
ledigen, aber nachdem er sah, dass 
auch hier die Kosten immens anstie- 
gen, überlegte er wieder, die eine oder 
andere Arbeit selbst zu verrichten. Das 
hat auch seine Vorteile; jetzt pflanzen 
und dreschen wir halt in Etappen, wie 
es früher auch gemacht wurde. Dage­
gen wird unser Acker dann im Frühjahr 
von bodenvemichtenden Gewaltaktio­
nen verschont und das Getreide eben 
nicht in einem Rutsch und dann mit 19 
Prozent Komfeuchte gedroschen. Für 
mich als Frau ist das sowieso angeneh­
mer, weil ich mir das schlaue Gesabbel 
und Gestänker von den Jungs auf den 
angeberisch großen Maschinen, die sie 
fahren, nicht mehr anhören muss. 
„Vater werden ist nicht schwer, Vater 
sein dagegen sehr!“ -  wahrlich, insbe­
sondere mit vier Töchtern. Und span-, 
nender kann es gar nicht sein. Denn 
feststellen musste mein Vater auch, 
dass seine Mädels ihren Job in einer 
„Männerdomäne“ ebenso gut machen 
wie die Jungs; sei es als Tischlerin oder 
Landwirtin. Warum sollten wir auch 
nicht? Er, der sich immer für modern 
hielt, was Erntetechnik und Futterber­
gung oder Tierhaltung anging, hatte 
doch auch so seine Schwierigkeiten 
mit treckerfahrenden und handwer- 
kemden Mädchen in seiner Werkstatt., 
Aber was das angeht, da sind wir ja 
über den Berg mit ihm. So will ich ganz 
in der Tradition meiner Oma mütterli­
cherseits selbstständig in der Land­
wirtschaft arbeiten. Ob das in der 
Form, die mir dabei vorschwebt, in Zu­
kunft noch möglich sein wird, werden 
wir sehen. Und unter Schwestern füh­
ren wir ab jetzt eine weitere Tradition 
ein: unseren Familiennamen geben wir 
nicht mehr ab!

Christine Rademacher

Betriebsspiegel:
Gesamtfläche 55 ha, davon etwa ■
18 ha Ackerland und 37 ha Grünland,

74 Rinder, davon 10 Mutterkühe, sonst 
Jungviehaufzucht
90 Mastschweine, Legehennen und 
Saisongefluget
Direktvermarktung, Brotbacken, 
Mafktbeschickung 
nordwestlich von Bremen, 
nahe Bremervörde
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Landwirte setzen zunehmend auf Sonnenernte
Novelle des EEG
Der Entwurf der Bundes­

regierung zur Novelle des 
Erneuerbare-Energien-Ge- 

setzes (EEG) sieht vor: 
Bei der Windenergie wer­

den für Anlagen, die in

Zuerst war es eine große Umstellung, 
sich mit dem neuen Anblick anzu­

freunden“, gibt Ludger Pölling zu und 
lacht beim Blick auf sein leuchtend blaues 
Scheunendach. „Aber man gewöhnt sich 
ja an alles und wenn’s auch noch Geld 
bringt, fällt das Gewöhnen noch leichter.“

Photovoltaikanlage auf dem Hof von Martin Schulz Foto: Behms

diesem Jahr ans Netz ge­
hen, die Vergütungssätze 
gegenüber 2003 um rund

6.3 %  an guten Küsten­
standorten und um rund
2.3 %  an guten Binnen­

landstandorten abge­
senkt. Die Degression der

Vergütungssätze wird 
von bislang 1,5 %  im Jahr 

auf 2 %  erhöht. 
Bei der Stromerzeugung 
aus Biomasse sollen klei­
nere Anlagen mit weni­

ger als 150 Kilowatt 
Leistung künftig besser 
gefördert werden, pm

Landwirt Pölling im westfälischen Weseke 
hat seit Dezember 2001 auf 380 Quadrat­
meter Dach eine 40 Kilowatt (KW) Photo­
voltaikanlage. Zählerstand: 62.000 Kilo­
watt-Stunden. „Eine gute Sache“, findet 
auch sein Vater Josef. „Jeden Abend nach 
Sonnenuntergang gehe ich zum Zähler“, 
erzählt der 70-Jährige. „Man bekommt ein 
Gefühl für gute, klare läge".

Zweites Einkommensstandbein
Und die lagen 2003 besonders im Früh­
jahr. Zusammen mit den vielen Sonnenta­
gen im Sommer zeigte die Anlage bereits 
im August die Energie des gesamten Vor­
jahres auf dem Zähler an. Die Stadtwerke 
Borken zahlten dem Vollerwerbshof Pöl­
ling im Jahr 2002 16.433 Euro, die er ge­
mäß der damals gültigen Einspeisevergü- 
tung von 50,62 Cent/Kilowattstunde

Jeden Betrieb einzeln betrachten !
Beispielrechnungen zur Wirtschaftlich­

keit von Photovoltaikanlagen dürfen 
nicht verallgemeinert werden und falsche 
Hoffnungen wecken, warnt Bauer Martin 
Schulz vom AbL-Landesverband Nieder­
sachsen, der sich kürzlich selbst eine sol­
che Anlage aufs Dach gesetzt hat. Je nach 
räumlicher Lage des Betriebes kann die 
eingefangene Sonnenenergie stark variie­
ren. Auskunft über Sonnentage und Be­
wölkung gibt der bundesweite Strahlenat­
las. Dazu kommt, dass die technische Lei­
stung der eingesetzten Module je nach 
Fabrikat sehr unterschiedlich ist -  der 
Preis dementsprechend auch. Spitzenmo-

dule in einer Preisklasse von 4.500 Euro 
seien auf dem Markt derzeit nicht zu ha­
ben, so die Erfahrung von Martiri Schulz, 
da helfe auch keine Einkaufsgemein­
schaft. Weitere Kostenfaktoren kommen 
dazu wie ein hoher Versicherungsbeitrag 
für die Photovoltaikanlage. Nichtsdesto­
trotz lohnt sich der Bau einer solchen An­
lage dieses Jahr mehr noch als im letzten 
Jahr, weil die Einspeisevergütung gemäß 
Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG) an­
gehoben worden ist und in den kommen­
den Jahren wieder um fünf Prozent jähr­
lich reduziert wird, so das Fazit von Mar­
tin Schulz. we

(2001) des Emeuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) dem Stromvers'orger in Rechnung 
stellte. Dies entspricht etwa 30 Prozent 
des Durchschnittseinkommens eines Voll- 
erwerbsbetriebes in NRW. „Ich verspreche 
mir von der Solaranlage den Aufbau eines 
zweiten Einkommensstandbeins und viel­
leicht eine Zusatzsicherung meiner Rente 
nach der Armotisationszeit von zehn Jah­
ren“, sagt Pölling und blickt zufrieden auf 
sein Scheunendach. Unterm Strich wird 
ihm die PV-Anlage innerhalb der garan­
tierten Einspeisevergütungszeit von 20 
Jahre eine Zusatzrente von rund 140.000 
Euro bringen.
Mit der neuen Einspeisevergütung des Än­
derungsgesetz zum EEG hat sich die Si­
tuation weiter verbessert. Dem entspre­
chend gilt für Aufdach-PV-Anlagen mit ei­
ner Leistung bis maximal 30 KW eine Ein­
speisevergütung von 57,4 Cent/Kilowatt­
stunde. Für Aufdachanlagen über 30 KW 
wird für die Strommenge bis 30 KW der 
Vergütungssatz von 57,6 Cent/Kilowatt­
stunde gezahlt- für die darüber hinausge­
hende Einspeisung 54,6 Cent/Kilowatt­
stunde, ab 100 KW 54,0 Cent/Kilowatt­
stunde.

Interesse der. Landwirte ist groß
Bauer Pölling liegt mit seiner Entschei­
dung für eine Solaranlage voll im Trend. 
„Wir haben für unsere Kunden mehr als 
200 Anträge mit einer Gesamtleistung von 
rund zwei Megawatt bei der REN-Behörde 
in Dortmund (zuständig für das NRW- 
Förderprogramm) eingereicht“, erläutert 
Andrea Heisterkamp, „80 Prozent davon 
von Landwirten.“ Als Geschäftsführerin 
der Firma Heisterkamp, organisiert sie 
seit 2001 die Planung und Errichtung von 
Solaranlagen für Landwirte im landwirt­
schaftlich geprägten Münsterland. Begon­
nen hat alles 1997 als Familie Heister­
kamp auf ihrem eigenen Haus in Südlohn 
eine 2,2 KW-Anlage installierte. „Wir 

merkten schnell, dass das 
Interesse der Landwirte 
für diese Technik groß 
ist“, sagt Heisterkamp. 
Sie gründeten die Firma 
und installierten bislang 
etwa 70 Anlagen mit einer 
Gesamtfläche von über
8.000 Quadratmetern. 
„Die Sonnenenergienut- 
zung ist bei Landwirten 
auf dem Vormarsch“, be­
stätigt Energieberater für 
Eineuerbare Energien 
Steffen Hofmann von der 
Energiezentrale Nord- 
rhein-Westfalen. „Unver- 
schattete Dachfläche 
steht ausreichend zur Ver­
fügung und Landwirte

schrecken vor größeren Investitionen wie 
für eine Photovoltaikanlage nicht zu­
rück“, weiß Hofmann. Äußerst günstige 
Einkaufsbedingungen, die von landwirt­
schaftlichen Maschinenringen oder ande­
ren Einkaufsgemeinschaften für5 die Land­
wirte ausgehandelt werden, gäben zusätz­
liche Entscheidungsimpulse. „Ein Investi- 
tionsniveaü von 3.300 Euro pro KW er­
reicht kein privater Solaranlagenbauer“, 
so Hofmann.

Beratung tut not
Ein Beispiel ist der Maschinenring Schwä­
bisch Hall. Gemeinsam mit neun weiteren 
Maschinenringen aus der Region Nord­
württemberg versorgt er 134 Landwirte 
mit Solaranlagen mit einer Gesamtlei­
stung von 3.000 KW. „Wir liefern unseren 
Landwirten Know-how und Service“, sagt 
Geschäftsführer Fritz Hube. „Alleine 
trauen sie sich meist nicht ran.“ Die Nach­
frage nach Solaranlagen sei groß, weil die 
Landwirte mit der Photovoltaik vorhande­
nes Kapital nutzen können, ohne Mehrar­
beit zu haben.
Firma Heisterkamp bietet genau dasselbe 
Konzept wie die Maschinenringe -  nur 
dass sie im Kreis Borken dem dortigen 
„Betriebshilfsdienst“ zuvor gekommen 
ist. Alleine 2003 verzeichneten Heister­
kamps eine Vervierfachung der Anfragen. 
Gleichzeitig entwickelten sie ein speziel­
les Indach-Photovoltaik-Integrationssys- 
tem, das vorwiegend zum Einsatz kommt. 
Rund 200 Quadratmeter dieses Indach- 
systenß befinden sich seit Juli 2002 auf 
dem Stalldach des Junglandwirts Christi­
an Schlüter. Vor vier Jahren übernahm er 
den Milchviehbetrieb in Südlohn von sei­
nen Eltern und entschied sich beim anste­
henden Stallneubau für die PV-Anlage mit 
einer Leistung von 20 KW Die Investition 
von rund 96.000 Euro schreckte ihn dabei 
nicht, zumal die Finanzierung ohne Eigen­
mittel auskam (Fördergelder des inzwi­
schen ausgelaufenen 100,000 Dächer- 
Programms plus REN-Gelder).
Insgesamt hat der Aufbau der PV-Anlage 
zwei Wochen mit Kabelverlegung und 
Netzanschluss benötigt. Sehr viel mehr 
Arbeitsaufwand wird Schlüter nun nicht 
mehr haben mit seiner Anlage. Außer: Das 
tägliche Zählerablesen, um den Betrieb al­
ler Solarmodule zu überwachen. Allein im 
ersten Betriebsjahr sammelten die Solar­
module der netzgekoppelten Anlage
20.000 Kilowattstunden (20- kW) Strom. 
Die speiste Schlüter komplett ins Netz der 
RWE ein. Kerstin Schmidtfrerick

Infos zu Förderprogrammen unter 
www.bsi-sdar.de/foerderprogramme.asp

http://www.bsi-sdar.de/foerderprogramme.asp
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Am ersten Mai beginnt in Brüssel eine neue Zeitrechnung. 15 plus 10 
heißt dann die Formel für den Vollkommenheit symbolisierenden 

Sternenkranz auf blauem Grund. Doch die Euphorie hält sich in 
Grenzen. Schon die sogenannten Vorbeitrittsprogramme zur 

Hinführung der osteuropäischen Agrarverwaltungen an die neuen 
Herausforderungen durch die gemeinsame EU-Agrarpolitik haben 

nicht den gewünschten Erfolg gebracht, sondern im Osten vielmehr 
Befürchtungen geweckt, man bekomme nach dem kommunistischen 

System nun eben ein neues Willkürsystem aus Brüssel übergestülpt. 
Zudem fällt der Beitritt Osteuropas zeitlich zusammen mit der 

grundlegenden Reform der europäischen Agrarpolitik, die gerade erst 
begonnen hat. So ist alles im Fluss. Auf den Märkten hat der 

Austausch von Waren und Arbeitskräften schon längstens begonnen. 
Der Strukturwandel in Osteuropa zeichnet sich bereits deutlich ab, wie 

die Berichte aus Ungarn und Polen auf den folgenden Seiten zeigen.

Landwirtschaft 
als soziale Frage

In Osteuropa war bäuerliche Landwirtschaft mehr als ein Broterwerb. Sie 
war Bollwerk gegen den Kommunismus und dessen Mangelversorgung. 

Jetzt treffen regionale Strukturen und Eigenversorgung auf den 
Kapitalismus westlicher Prägung und drohen, unter die Räder des 

Weltmarkts zu geraten.

Der junge, dynamische Wojciech 
Olejniczak, Minister für Land­

wirtschaft und ländliche Entwicklung 
in Polen, bleibt die Antwort schuldig 
auf die Frage, wie er die vielen kleinen 
und Kleinstbetriebe in  Polen zu unter­
stützen gedenkt, damit sie eine Zu­
kunft haben. Ökologischer Landbau, 
Urlaub auf dem Bauernhof, Struktur­
programme sind die Schlagworte, die 
er auf der Grünen Woche in die Menge 
warf. Hinter dem Minister lief eine 
Bildschau zur polnischen Landwirt­
schaft ab. Polen demonstriert Stärke, 
möchte als Agrarmacht ernst genom­
men werden -  da flimmern Mastställe, 
modernste Melkanlagen, ausgeräumte 
Agrarsteppen und Hochleistungskühe 
über die Leinwand. Und zum Schluss 
noch etwas Anheimelndes zum Thema 
Landurlaub als Tüpfelchen auf dem i. 
Noch arbeitet in Polen jeder vierte Er­
werbstätige im Bereich der Landwirt­
schaft, die Angaben schwanken zwi­
schen 20 und 38 Prozent. 38 Prozent -  
das ist auch die Zahl der offiziell ge­
meldeten Erwerbslosen in den am 
stärksten betroffenen Regionen wie 
z.B. Masuren, dem ehemaligen Ost­
preußen. Es handelt sich um stadtfer­
ne, dünn besiedelte Gebiete, wo die 
bäuerliche Landwirtschaft als das 
Symbol für den erfolgreichen Wider­
stand gegen den Kommunismus galt. 
Die Erwerbslosenrate wird künftig 
noch höher werden. Aber eine Entvöl­
kerung des ländlichen Raums und die

. . . »  - -  •- .. 
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Diese beiden wollen in die EU. Foto: Polnisches Landwirtschaftsministerium

Massierung der Erwerbslosen in den 
Städten ist nicht im Interesse der Re­
gierung in Warschau. Denn auch in den 
Städten liegt die Erwerbslosigkeit bei 
18 Prozent, so das Fazit von Elisabeth 
Meyer-Renschhausen (mehr dazu auf 
Seite 13).
Polen jedoch, das größte der acht EU- 
Beitrittsländer in Osteuropa -  Rumä­
nien und Bulgarien sind noch nicht da­
bei -  ist nicht typisch für den ehemali­
gen Ostblock, da sich die bäuerlichen 
Betriebe dort erfolgreich gegen die 
Zwangskollektivierung gewehrt haben. 
Heute bereitet die große Menge klein­
strukturierter Betriebe nicht nur den 
polnischen Politikern Kopfzerbrechen, 
auch EU-verwaltungstechnisch sind 
Kleinstrukturen bekanntermaßen eine 
Herausforderung. Die Kleinstbetriebe -  
nicht nur in Polen (siehe den Bericht 
aus Ungarn auf Seite 12) -  bleiben da­
her oft als Subsistenzwirtschaften, d.h. 
als ohne Bedeutung für den Markt, in 
offiziellen Statistiken unberücksichtigt. 
Doch selbst das deutsche Institut für 
Agrarentwicklung in Mittel- und Osteu­
ropa (IAMO), das den Strukturwandel 
sonst wissenschaftlich .nüchtern be­
schreibt, spricht der Landwirtschaft die 
entscheidende Rolle für die ländliche 
Entwicklung in Osteuropa zu. Das 
IAMO betont, dass Landwirtschaft in 
Osteuropa auch als sozialer Puffer in 
Zeiten wirtschaftlicher Krisen verstan­
den werden muss, also wichtige soziale 
Funktionen erfüllt. we

Stimmen zur EU-Erweiterung

Wer fährt die Ernte ein?
Bauempräsident Gerd Sonnleitner ver­
langt, die Märkte erst dann vollständig 
zu öffnen, wenn in den Beitrittsländem 
vergleichbare Standards existieren. Am 
schnellsten könnte für die deutschen 
Bauern die Konkurrenz auf dem Getrei­
demarkt wachsen. Ungarn zum Beispiel 
ist das Land der riesigen Mais- und Wei­
zenfelder. Im Jahr 2002 durften die dor­
tigen Bauern bereits mehr als eine Mio. 
Tonnen Getreide und Mais zollfrei in die

EU liefern. Diese Konkurrenz 
fürchten die deutschen Bauern am 
meisten. Andererseits fürchten die 
Ungarn den Ausverkauf ihres Lan­
des. In Westungam wird bereits ein 
Viertel des Ackerlands von Deut­
schen und Österreichern bewirt­
schaftet -  mit modernen Maschi­
nen und den ortsüblichen niedrigen 
Arbeitskosten, pm

Wir werden den Markt überschwemmen
„Ich halte die Erweiterung für eine gro­
ße Chance“, so die Entgegnung von 
Staatssekretär Gerald Thalheim aus 
dem Bundeslandwirtschaftsministeri- 
um auf die Frage, ob er die Bedenken 
der hiesigen Landwirte im Blick auf die 
EU-Osterweiterung teile. Thalheims 
Begründung für diese optimistische 
Sichtweise: „Die polnische Verarbei­
tungsindustrie hat nur selten EU-Stan-

dard Diese Produkte kommen 
also bei uns nicht auf den Markt. 
Es wird eher so sein, dass wir den 
Markt der Beitrittsländer über­
schwemmen, so wie es nach der 
Wende in Ostdeutschland der Fall 
war. Die deutsche Landwirtschaft 
muss sich keine Sorgen machen. 
Wer jammert, sollte froh sein, dass 
er diesseits der Neiße wohnt.“ pm

Wirtschaftswunder in EU-Beitrittsstaaten erwartet
Hans Werner Sinn, Präsident des ifo- 
Wirtschaftsinstituts, hat für die neuen 
EU-Mitgliedsstaaten ein Wirtschafts­
wunder ähnlich dem in Westdeutsch­
land nach dem Zweiten Weltkrieg vor­
ausgesagt. In einem Bericht des EU 
Observer hatte sich der Vorsitzende 
des ifo-Wirtschaftsinstituts zu den 
Aussichten der neuen Mitgliedsstaaten 
geäußert. Die Beitrittsländer könnten

mit einem Wachstum durch zuneh­
menden Handel und inländische 
Investitionen rechnen, sagte er. Ei­
ner aktuellen Umfrage unter den 
größten US-Firmen zufolge, stufen 
46 % der Befragten die osteuropäi­
schen Länder als interessant für 
Investitionen ein. pm
Mehr Informationen speziell zum Milch­
markt auf Seite 14 !
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Ungarn schlingert in die EU
Dem Beitrittsland Ungarn werden auf den Agrarmärkten gute Chancen eingeräumt. Doch die Regierung weiss noch nicht, 

wie sie mit der Vielzahl kleiner Familienbetriebe umgehen soll.

Die ungarische Landwirtschaft hat 
von den Traditionen und vom Po­

tenzial her sicherlich die besten Vor­
raussetzungen von den acht osteuro­
päischen Beitrittsländem. Obwohl der 
Transformationsprozess nach der Wen­
de auch in diesem Sektor Opfer forder­
te, hat Ungarn seine Position als Netto- 
Agrarexportland behauptet. Die Ex­
porteinnahmen überschritten 2003 so­
gar erstmals die 3 Mrd. Dollar, wenn 
auch hierbei der im Vergleich zum Euro 
schwächelnde Dollar eine gewisse Hil­
festellung leistete. Doch zeugen diese 
Zahlen von rosigen Zeiten für die 
Landwirtschaft in Ungarn?

Agrarsektor schrumpft
Die Produktionsstatistiken sprechen 
eine andere Sprache: zum Teil dras­
tisch zurückgegangene Tierbestände 
und Hektarerträge. Die Talfahrt der 
ungarischen Landwirtschaft im letzten 
Jahrzehnt wird von Hardlinern der 
Marktwirtschaft auch als „Gesund­
schrumpfen“ bezeichnet. Der Anteil 
des Agrarsektors am Bruttosozialpro­
dukt lag 2002 nur noch bei 3,5 Prozent 
und auch der Anteil der Beschäftigten 
in der Landwirtschaft ist mit 6,2 Pro­
zent auf fast ein Drittel seines früheren 
Wertes zurückgegangen. Dass auch der 
Anteil am Gesamtexport auf unter 8 
Prozent gesunken ist, lässt die oben ge­
nannten Dollar-Milliarden bereits in 
einem anderen Licht erscheinen.
Den Forderungen der Agrarwissen­
schaftler nach einer gesunden Markt­
wirtschaft widerspricht die aktuelle 
Betriebsstruktur der ungarischen 
Landwirtschaft, demzufolge in Ungarn 
fast l  .Mio. Agraruntemehmen existie­
ren. Dieser Zahl aus der Allgemeinen 
Landwirtschaftlichen Gesamterhe­
bung von 2000 muss hinzugefügt wer­
den, dass fast zwei Drittel dieser Be­
triebe auf weniger als ein Hektar arbei­
ten und nur etwa jeder Sechste dieser 
Betriebe als wirklich existenzfähig gilt. 
Schuld an dieser Entwicklung trug 
vor allem der Transformationspro­
zess mit seinem agrarpolitischen 
Zick-Zack-Kurs. Von den vier Koali­
tionen, die nach der Wende an die Re­
gierung gekommen sind, setzte keine 
auch nur annähernd die Agrarpolitik 
ihrer Vorgänger fort. Im Zentrum des 
politischen Konflikts stand dabei 
stets die Frage nach dem Eigentum an 
Grund und Boden sowie, welche Be­
triebsstrukturen gefördert werden 
sollten: Familienbetriebe oder Groß­
betriebe.

Da sich durch die Privatisierung des 
ehemaligen genossenschaftlichen oder 
staatlichen Eigentums und die damit 
verbundene Umwandlung der Genos­
senschaften und Staatsbetriebe eine 
recht zersplitterte Eigentumsstruktur 
ergeben hatte, schien in der Vergangen­
heit die Möglichkeit für beide Wege ge­
geben. Da der Begriff des Familienbe­
triebes aber erst im Jahre 2001 vom no­
vellierten Bodengesetz erstmalig als 
Rechtskategorie definiert und damit 
für diese Untemehmensform auch 
über den Rechtsweg 
die Tür zu bis dahin 
unzugänglichen , ,'vV*
Fördermöglichkei- 
ten geöffnet wurde, 
waren diese Unter­
nehmen mit einem 
gewaltigen Entwic­
klungsrückstand 
behaftet.

Familienbetriebe 
benachteiligt
Hinzu kam, dass 
nach den Wahlen im 
Jahre 2002 die Ent­
wicklung der Fami­
lienbetriebe erneut 
gebremst wurde.
Die neue Regierung 
um Peter Medgyes- 
sy hatte zwar vor 
den Wahlen eine 
Chancengleichheit 
für alle Betriebe ver­
sprochen, sich nach den Wahlen den­
noch für einen großbetriebsorientier­
ten Kurs entschieden. Istvän Jakab, der 
Vorsitzende des Landesverbandes der 
ungarischen Bauernbünde und Land­
wirtegenossenschaften (MAGOSZ), 
einem der größten Interessenvertreter 
der ungarischen Landwirte, äußerte 

-* sich in einem Interview mit der Buda- 
pester Zeitung darüber resigniert. 
„Den Familienbetrieben hat man unter 
dem Titel der Chancengleichheit zu­
sätzliche Fördermittel gestrichen, die 
sie gebraucht hätten, um aus ihrer Ka­
pitalnot herauszukommen. Die spe­
ziell für diese Betriebe eingeführten 
Landwirte-Kredite wurden gestoppt, 
die sich damit beschäftigenden Banken 
privatisiert. Wer wird also Geld für ka­
pitalarme Familienbetriebe flüssig ma­
chen? Im gleichen Atemzug wiederum 
werden den Großbetrieben 70 Milliar­
den Forint (rund 380 Millionen Euro) 
an langfristigen Kreditschulden erlas­
sen. Wir hatten gehofft, dass es eine

Geste des Siegers wäre, den Familien­
betrieben zumindestens bis zum EU- 
Beitritt die Unterstützung weiter zu si­
chern.“
Allerdings erwähnt Jakab auch die Feh­
ler der vorherigen Regierung. „Wenn 
sich die Regierung um Viktor Orbän 
vom ersten Augenblick an auf die 
Durchführung ihres Agrarprogramms 
konzentriert hätte, stände Ungarn jetzt 
unter den neuen Beitrittsländem mit 
der besten Landwirtschaft da.“ So aber 
muss die Medgyessy-Regierung vieles

Tierzuchtbetriebe wesentlich schwerer 
gestalten wird als für den Großteil der 
Pflanzenbaubetriebe.
Deshalb waren unter den Demonstran­
ten auch in erster Linie die Schweine- 
Geflügel- und Milchproduzenten zu 
finden.
Erst nach fast zehntägigen Protestak­
tionen und Verhandlungen -  konkrete 
Forderungen gingen einher mit gener­
ellem Unmut -  wurde ein Kompromiss 
zwischen der Regierung und den De­
monstranten erreicht, bei dem aller-

Bauerndemonstrationen im Februar. Motto - „Ezt fejjetek!" oder „Den könnt Ihr melken!" Foto: Ferenc Isza

nachholen, um die ungarische Land­
wirtschaft auf Beitrittskurs zu bekom­
men.

Viehhalter protestierten
Anfang Februar gab es Bauerndemon­
strationen, bei denen auch die Großbe­
triebe vertreten waren. Dies zeigte 
nicht nur die Missstimmung im Agrar­
lager, sondern auch die großen Rück­
stände in den einzelnen Sektoren auf. 
Da sich Ungarn auf Anraten der EU für 
die Anwendung des sogenannten ver­
einfachten Auszahlungssystems 
(SAPS) für die insgesamt 55 Prozent 
der einem Landwirt in einem alten EU- 
Mitgliedsland zustehenden Direktför­
derungen (25 Prozent vom EU-Haus- 
halt und 30 Prozent zusätzliche natio­
nale Beihilfe) entschieden hat, kann 
die Lage der einzelnen Sektoren nach 
dem Beitritt in etwa abgeschätzt wer­
den. Die ungarischen Agrarexperten 
sind dabei der einhelligen Meinung, 
dass sich der Existenzkampf für die

dings auch die Ressourcenknappheit 
des ungarischen Budgets eine Rolle 
spielte. Wie Landwirtschaftsminister 
Imre Nemeth kommentierte: „Mit der 
Regierung konnten wir uns bei der Lö­
sung der Agrarprobleme nur über ein 
Gesamtpaket einigen, getrennte Wege 
waren nicht möglich.“ Dieses Paket be­
inhaltet unter anderem operativ« Maß­
nahmen für die Vorbeitrittsperiode wie 
Direktzahlungen und eine Erweite­
rung des Agrarkreditprogrammes des 
Europaplanes, wobei die Hälfte der 
Kredite in Höhe von fast 60 Mrd. Fo­
rint definitiv an die Familienbetriebe 
gehen sollen. Dabei sollen vor allem 
Mittel aus der sogenannten nationalen 
Beihilfe vorgezogen werden. Eine Lö­
sung, mit der, wie Jakab sagte, zwar 
nicht alle Landwirte zufrieden sind, 
mit der sie aber vorerst leben können.

Hartmut Wagner, 
Agrarjoumalist aus Budapest
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Bäuerliche Landwirtschaft in Polen -  ein Reisebericht

Wir fahren durch das Landschafts­
schutzgebiet des Warthetals, süd­

östlich von Poznan in der Gegend von 
Pyzdry. Wenig befahrene neu asphal­
tierte Landstraßen führen in die ausein- 
andergezogenen Streusiedlungen, auf 
denen zahlreiche Radfahrer unterwegs 
sind. Auf den umzäunten Höfen gehen 
Hühner, Enten und Gänse ihren Ge­
schäften nach. So auch bei Weronika. 
Hinterm Haus stehen ihr Pferd, die 
zwei Kälber und ihre sechs Milchkühe. 
Im Stall nebenan -  den Blicken der Öf­
fentlichkeit verborgen -  befinden sich 
die Schweine. Weronika bewirtschaftet 
21 ha einfachen Sandboden im ökologi­
schen Anbau. Aber der Hof läuft nicht 
so, wie sie sich das gedacht hat. Sie 
kann ihre Milch nicht mehr vermarkten 
und verfüttert sie an ihre Hunde, Kat­
zen und Schweine. Der Rest wird ver­
buttert. Ab und an kommen Bekannte 
vorbei geradelt und holen sich Butter 
ab. Denn Weronikas Demeter-Butter 
schmeckt vorzüglich.

Bio als Ausweg?
Weronika hat gemacht, was aus Brüssel 
empfohlen wird, und einen Biohof ein­
gerichtet. Agrartourismus und Bio­
landwirtschaft rät die EU den Polen als 
Ausweg gegen Arbeitslosigkeit und 
drohende Entvölkerung des ländlichen 
Raums. Denn über kurz oder lang wer­
den 80 Prozent der landwirtschaftli­
chen Betriebe eingehen, schätzt man in 
der polnischen Regierung. Sie werden 
Opfer der Umstrukturierungen in Fol­
ge des EU-Beitritts Polens sein. Am 
meisten Sorgen macht man sich um die 
bäuerlichen Betriebe im Mittelfeld der 
Skala, die im Haupterwerb wirtschaf­
ten. Die kleineren Nebenerwerbshöfe, 
wo in den meisten Fällen die Frauen die 
Landwirtschaft betreiben, während der 
Mann anderswo arbeitet, werden 
schon gar nicht mehr mitgezählt. Sie 
gelten neuerdings als reine Subsistenz­
betriebe, für die sich das Agrarministe­
rium kaum noch zuständig fühlt.
Im Bereich des Umweltschutzes hat 
die EU von Polen bereits große Investi­
tionen verlangt. Es kam zur Einrich­
tung von großen Naturschutzgebieten^ 
die dem Agrartourismus eine Chance 
bieten sollen.
Die polnische Familienlandwirtschaft 
ist gleich nach der Wende 1989 unter 
Druck geraten. Direkte und indirekte 
Subventionierungen durch die sozia­
listische Regierung fielen weg. Das 
plötzliche Steigen der Zinsen machte 
vormals aufgenommene Kredite zur Fi­
nanzierung etwa eines kleinen Treckers 
zu Würgehalsbändem. Dazu kam 1994 
die Öffnung der Grenzen für die sub­

ventionierten Lebensmittel des Wes­
tens. Seither erhalten die polnischen 
Bauern kaum noch etwas für ihre Pro­
dukte. Daher haben sich die Obst- und 
Gemüsebauern dem Straßenhandel 
zugewandt. Sie sitzen an den wichti­
gen Landstraßen und verkaufen ihre 
Pfirsiche, Äpfel, Tomaten, Gurken oder 
Kartoffeln direkt ab Feld. Immer mehr 
Landwirte verkaufen auch ihr Fleisch 
nur noch im Bekanntenkreis.
So auch Weronika. Sie betreibt ihren 
Hof mit Hilfe ihres verwitweten 
Schwagers. Sie gibt nicht auf, obwohl 
ihr die Aussichtslosigkeit auch der pol­
nischen Biolandwirtschaft oft reichlich 
sauer aufstößt. Aus ihrer Sicht fehlt es 
an allem, vor allem an funktionieren­
den Vemetzungs- und Vermarktungs­
strukturen. Sie befürchtet, dass die in 
Polen verbreitete Korruption immer 
auf Kosten der kleineren und mittleren 
landwirtschaftlichen Betriebe geht. 
Weronika macht uns mit Bauern ihrer 
Umgebung bekannt. Der Hof ihres 
Bruders funktioniert über einen infor­
mellen Generationenvertrag: Die älte­
re Generation hat sich durch Über­
schreibung des Hofs auf die nächste

Für Ökomilch keine Molkerei
Wir sind mit dem Führer „Grüne Ferien 
in Polen“ unterwegs. Durch grüne Wäl­
der auf kaum befahrenen Straßen Rich­
tung Südosten kommen wir zu den Ja- 
niks am Jeziorsko-Stausee. Nachdem 
klar ist, dass wir gerne auch zelten, 
freuen sie sich über unseren Besuch. 
Die zwei Gästezimmer sind an diesem 
Wochenende nämlich schon belegt. 
Alina und Sylvester sind um die 40. 
Der jüngste der drei Kinder ist noch da 
und repariert gerade den Trecker.
Die Familie hat den Hof vor zehn Jah­
ren auf Ökolandbau umgestellt. Im gro­
ßen Stall stehen nachts Ziegen, Kühe 
und Kälber sowie Schweine gemeinsam 
auf dickem Strohbett. Janiks bewirt­
schaften 24 ha. Sie liegen damit deut­
lich über 8,5 ha, der derzeit durch­
schnittlichen Hofgröße in Polen. Sie 
bauen Getreide an, verkaufen aber auch 
ihre Erdbeeren und andere Garten­
früchte und halten Milchziegen. Seine 
ehemals zehn Milchkühe hat Sylvester 
vor einigen Jahren auf zwei reduzieren 
müssen. Der extreme Fall der Milch- 1  

preise auf 15 Cent war die Ursache. Für

Kleinbauem-Paar in Polen: Erzeugen sie bald nur noch zur Selbstversorgung?

Generation verrenten lassen. Mit der 
Rente als sicherem Grundeinkommen 
betreiben die Alten die Schweinezucht 
mehr oder weniger allein, während das 
junge Paares versucht, in der Stadt Ar­
beit zu finden. Aber wirklich schlecht 
geht es Weronikas Nachbarn. Der Voll- 
erwerbsbauer, noch nicht einmal 50 
Jahre alt, wirtschaftet konventionell 
auf 20 ha, hat sieben Kühe und Getrei­
de. Der freundliche, ruhige Mann hatte 
schon zwei Herzinfarkte. Der 16jähre 
Sohn macht gerade die Lehre als Land­
wirt und soll den Hof baldmöglichst 
übernehmen. Die 18jährige Tochter 
will nichts wie weg. Sie studiert in 
Poznan Umweltwissenschaften und 
sucht ein Stipendium, um in Deutsch­
land weiter studieren zu können.

Ökomilch gibt es keine Molkerei in der 
Gegend. Mit seinem polnischen Fiat 
fährt Janik jeden Samstag 30 km auf den 
Gemüsemarkt von Lodz. Verkaufen 
kann er aber nur wenig. Er komme sich 
eher wie ein Redner und Aufklärer vor. 
Die mageren Verkaufserlöse reichen 
hinten und vorne nicht. Deshalb geht 
Sylvester jedes Jahr zwei bis drei Mona­
te nach Holland arbeiten. Alina wirt­
schaftet dann mit ihrem Knaben allein. 
Entsprechend windschief sieht man­
ches auf dem Hof aus. Unser Interesse 
an der Biolandwirtschaft beflügelt Ali­
na, sie hofft auf mehr Gäste, damit sie 
mit ihren guten Produkten immerhin 
Touristen verköstigen kann...
Westlich von Poznan beginnt es zu 
stinken. Wir sind in der Nähe der Groß­

stadt, an der Grenze zum reichen Wes­
ten und mit besten Böden. Hier wirken 
die Dörfer reich, sind schön renoviert 
mit funktionierendem Bahnhof. Ursa­
che des Gestanks ist die industrielle 
Landwirtschaft, Massenviehhaltung 
im Stall, Puten und Hühner. Schließ­
lich erreichen wir den Hof von Zdzisla- 
wa und Martin Sibilska in Boruja Wies. 
Auf 200 ha halten die beiden Haflinger- 
Pferde und schottische Wollrinder. Ne­
ben polnischen treffen wir auch auf 
deutsche Touristen, westdeutsche 
Ökos.

Agrarfabriken und 
Direktvermarktung
Wir machen uns auf nach Nordwesten. 
Weiter nach Norden zu Elzbieta Stasia- 
kowa und Romuald Stasiakowic in Bo- 
lewice. Ein kleiner Gemüsehof mit 8 
ha. Ich bin froh, hier von einer funktio­
nierenden Direktvermarktung zu hö­
ren. In der Nähe des Bahnhofs von Po­
sen ist der Bioladen, der ihre Produkte 
verkauft. Hier bewährt sich der Stand­
ortvorteil der gut ausgebauten Straße 
zu der städtischen, aufgeklärten Ab­
nehmerschaft der Universitätsstadt. 
Den Bäuerinnen und Bauern, die wir 
besucht haben, würde es helfen, wenn 
ökologisch Interessierte Westler sich 
nachhaltiger für ihr Land und ihre Lage 
interessierten. Sie brauchen das Ge­
spräch und die daraus erwachsende 
„moralische Unterstützung“, um ge­
gen die Widrigkeiten der Zeit durchhal­
ten zu können. Wir müssen uns klar 
machen, dass in Polen eine Art neues 
„Bauernlegen“ stattfindet, welches vor 
allem Bäuerinnen um die Möglichkeit 
bringt, einen Erlös aus den Früchten 
ihrer Arbeit zu erzielen. Es ist zu be­
fürchten, dass Agrartourismus und 
Ökolandbau ohne eine gezieltere Un­
terstützung der bäuerlichen Landwirt­
schaft einschließlich der Nebener­
werbshöfe möglicherweise nicht funk­
tionieren wird.

Elisabeth Meyer-Renschhausen

Die Autorin ist zeitweilig Gastprofessorin für 
„rurale Frauenforschung“ an der Humboldt- 
Universität in Berlin. Sie war im August 2003 
drei Wochen in Polen, um sich über die Lage 
der polnischen bäuerlichen Landwirtschaft zu 
informieren.
Literaturtipps zum Thema:
Jadwiga Lopata, Anke Pieper: Grüne Ferien in 
Polen. Ausgabe 2000/2001, verlagbaerens und 
fuß/Grüne Liga/Eceat; siehe auch www.eceat- 
poland.w.pl
Nigel Swain: „Hier steht jeder auf zwei Bei­
nen“ -  Die Kleinlandwirtschaft im postsozia­
listischen Mittel- und Osteuropa. In: Die Wie­
derkehr der Gärten. Hrsg. Elisabeth Meyer- 
Renschhausen und Anne Holl, Studienverlag 
2000; zu beziehen über den ABL-Verlag.
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Milchmarkt in der erweiterten EU: Druck oder Entlastung?

Die acht osteuropäischen EU-Bei- 
trittsländer haben 2002 knapp 

22.0001 Milch erzeugt (siehe Grafik) -  
das sind 15 % der neuen EU-25. Die 
weitaus meiste Milch kam dabei aus 
Polen. Die Milch „im Osten“ wird im 
Schnitt von wesentlich mehr Bauern 
erzeugt als „im Westen“. Clemens 
Fuchs, Milchexperte von der Fach­
hochschule Neubrandenburg, hat es 
ausgerechnet: 68 % der Milchviehhal­
ter werden in der EU-25 in den neuen 
Mitgliedsstaaten wirtschaften. Doch 
nicht nur von Ost nach West, sondern 
auch innerhalb der Beitrittsländer gibt 
es gewaltige Unterschiede: Ungarn und 
Tschechien erreichen mit ca. 6.500 
bzw. 5.860 kg je Kuh und Jahr Milch-

Leistungen, die mit den deutschen ver­
gleichbar sind. In Polen und Lettland 
dagegen gibt die Kuh „nur“ gut 3.900 
kg Milch. Laut Zentraler Markt- und 
Preisberichtstelle (ZMP) werden in 
Polen etwa 95 % der Kühe in kleineren 
Familienbetrieben gehalten, nahezu 44 
% in Beständen unter fünf Tieren. Ähn­
lich kleinstrukturiert ist die Erzeugung 
in Estland, Lettland, Litauen und Slo­
wenien.

Nach dem Beitritt Marktdruck
Die ZMP rechnet unmittelbar nach 
dem EU-Beitritt wegen des Preisgefäl­
les von West nach Ost mit einem erhöh­
ten Angebot aus den neuen Mitglieds­
staaten -  in Polen betrug zum Beispiel
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der Durchschnittspreis 2002 18,07 
Cent/kg. „Aufgrund der geografischen 
Lage wird dies in Deutschland beson­
ders zu spüren sein“, so die ZMP. Ähn­
lich die Einschätzung von Clemens 
Fuchs: „Es ist zunächst mit einem er­
höhten Angebot bei Standardproduk­
ten wie Milchpulver und Butter aus 
den Beitrittsländem zu rechnen.“ Und 
in grenznahen Regionen wird auch 
Milch importiert werden. Bereits seit 
Oktober letzten Jahres kauft Aldi laut 
dlz-Magazin bei der Molkerei Kunin, 
einem der größten tschechischen Un­
ternehmen ein.
Mit Exporten der Beitrittsländer ist in 
den nächsten Jahren zu rechnen, ob­
wohl sie von der EU relativ geringe 
Milchquoten zugewiesen bekamen. 
Clemens Fuchs erklärt das so: „ Erst, 
wenn in den Beitrittsländem die wirt­
schaftliche Entwicklung voranschrei­
tet, die Leute außerhalb der Landwirt­
schaft arbeiten, ihre ein, zwei Kühe 
verkaufen und nicht mehr die eigene 
Milch trinken, sondern Milch einkau­
fen, dann reicht ihnen die Quote nicht 
mehr.“ Außerdem ist längst nicht alle 
Milch, die verbraucht wird, überhaupt 
über die Quoten erfasst. Die acht ost­
europäischen Beitrittsländer liefern 
unter 70 % ihrer Milch bei Molkereien 
ab.

Langfristig mehr Exporte aus 
der Alt-EU
Mit steigendem Wohlstand in den Bei­
trittsländem werden die Quoten aller­

dings von der Nachfrage überholt, 
schätzt die ZMP, so dass weniger ex­
portiert wird. Außerdem werden An­
forderungen an Qualität und Hygiene 
vor allem kleinere Erzeuger und Mol­
kereien vom Markt verdrängen. Bis 
Ende 2006 dürfen sie Milch, die nicht 
den EU-Standards entspricht; noch auf 
dem Binnenmarkt verkaufen. Danach 
geht auch das nicht mehr.
Die Milchindustrie beurteilt die EU-Er- 
weiterung vor allem positiv. Eckehard 
Heuser vom Milchindustrie-Verband 
prognostiziert, dass die deutsche 
Milchindustrie zukünftig mehr Waren 
in die neuen EU-Länder exportiert, als 
diese einführen. Zudem haben sich die 
großen Milchkonzeme, allen voran die 
niederländischen und französischen 
Firmen, schon längst auf dem Milch­
markt im Osten etabliert.

Und die Bauern?
Wolfgang König, AbL-Milchbauer in 
Ostbayem, befürchtet Konkurrenz aus 
dem Osten: „Unsere Molkerei kauft 
jetzt schon Milch ius Tschechien zu“, 
erzählt er. Die Genossenschaftsmolke­
rei Goldsteig, die er beliefert, habe sich 
inoffiziell auch schon mit dem Gedan­
ken getragen, in Tschechien ein Werk 
zu bauen. „Wenn durch die Erweite­
rung noch billigere Milch zu uns herein 
kommt und dadurch der Preis noch 
mehr nach unten geht, dann ist der 
Ofen aus.“ Solche Befürchtungen sind 
verständlich bei der derzeit angespann­
ten Marktlage.

Ausländische Investoren 
in Rumänien

Handelsmultis in Osteuropa

Ausländische Investoren kaufen in 
Rumänien größere Agrarflächen 

zu billigen Preisen auf. Wie die Banater 
Zeitung berichtet, wird durch die 
Gründung juristischer Personen das 
Verbot des Erwerbs durch ausländi­
sche Privatpersonen umgangen. Durch 
den Einstieg in die rumänische Pro­
duktion erwarteten die Investoren -  
trotz aktuell niedriger Erzeugerpreise 
und unzulänglicher Erfassungslogik -  
langfristige Gewinne. Durch den EU- 
Beitritt Rumäniens erhoffe man sich in 
einigen Jahren gute Chancen für groß- 
betrieblich erzeugtes Getreide, Milch, 
Fleisch und Wolle. Erleichtert wird die­
ser Einstieg ausländischer Spekulan­
ten durch die Korruption und den de­
solaten Zustand der Agrarbereichs, 
entstanden durch die einstige agrarin­
dustrielle Ausrichtung und den Zer­
fallsprozess seit dem Ende der Ceau- 
cescu-Diktatur.

Laut agra europe hat ein Unternehmer 
aus Österreich (Graf Bado?) über sei­
ne Holding-Gesellschaften in Westru­
mänien bereits mehr als 10.000 Hektar 
gekauft (mit Ziel 20.000 ha), außer­
dem Stallgebäude ehemaliger Kolchos- 
und Staatsbetriebe. Ein Regierungser­
lass erlaubt den Kauf dieser Objekte 
nach der Sanierung zu einem Zehntel 
des ursprünglichen Schätzwertes. Die 
Holding habe zudem Schweinepro- 
duktionsanlagen sowie ein Mischfut- 
terkombinat übernommen und mit der 
Haltung von Milchkühen und Schafen 
begonnen. Die Erzeugung von Biodie­
sel, Käsereien und Getreideanlagen 
wolle sich der Investor durch die Vor- 
beitrittshilfe „Sapard“ der EU fördern 
lassen. Als weitere Land-Großaufkäufer 
werden von Kennern der Szene genannt: 
italienische Landspekulanten und das engli­
sche Königshaus. en

Der Lebensmittelhandel in fast allen 
osteuropäischen Ländemist mittler­

weile fest in der Hand ausländischer Kon­
zerne. So haben folgende zehn interna­
tionale Handelsunternehmen in Tsche­
chien bereits mehr als 70 Prozent Markt­
anteil: Metro/Makro, Ahold, Schwarz 
(Lidl/Kaufland), Rewe (billa, penny), 
Tesco, Globus, Tengelmann (plus, obi),

Carrefour, Delvitaund Spar. Ähnlich weit 
ist die Übernahme in etlichen Branchen 
der Ernährungsindustrie fortgeschritten, 
z.B. in der Zuckerindustrie. Bei Misch­
futter macht z.B. ln Polen die Eigenpro­
duktion nur noch 20 bis 25 Prozent aus, 
den Rest liefern laut DLG niederländi­
sche, amerikanische und deutsche Her­
steller. en

„Amerikanischer Weg“ für Slowakei?

Relativ große Betriebe und eine gute 
Ausbildung -  so schilderte der 
Agrarjounalist Jozef Sedlak kürzlich in 

BW-agrar die Agrarstruktur in der Slo­
wakei. Die ehemals kommunistischen 
Agrargenossenschaften haben nach 
der Privatisierung immer noch eine 
Durchschnitts-Größe von etwa 1.400 
Hektar. Trotzdem, so Sedlak, sei das 
, Vorbild der amerikanischen Farmwirt­
schaft“ nicht unumstritten, weil die 
Preise und Verdienstmöglichkeiten un­

ter dem Druck von Lebensmittel-Im­
porten stark zurückgingen. Nur einer 
Minderheit von Betrieben, darunter 
Großbetriebe und private Einzelbau­
ern, sei die Anpassung an diese Bedin­
gungengelungen. Niedrige Bodenpreise 
(durchschnittlich l.ÖOO Euro je ha) ha­
ben bereits ausländische Investoren an­
gelockt, z.B. haben dänische Agrarun- 
temehmer in Vel'ky Meder im Süden 
des Landes einen Schweinemastbetrieb 
mit 70.000 Tieren aufgebaut. pm
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Vis ä Vis -  Agrarwende auf Saarländisch i » - - , - . .... ,r^w!w n . - ,,... ■ _ . „ , REG ONENIAKTIVL Das Saarland steht im Bundesoroaramm Reaionen aktiv Modell für die Aararwende. I I  -Das Saarland steht im Bundesprogramm Regionen aktiv Modell für die Agrarwende. 
Ein Strauß an Projekten und ein kritischer Blick in die Zukunft

Der Verein „Vis ä Vis -  Stadt und Land -  
Nachbarn mit Zukunft“ wurde ge­

gründet, um das Programm Regionen ak­
tiv im Saarland umzusetzen. Die derzeit 
36 Mitglieder des Vereins sind Organisa­
tionen, die alle in irgendeiner Weise im 
ländlichen Raum wirtschaften oder sich 
für seine Gestaltung und Bitwicklung ver­
antwortlich fühlen. Der Verein hat seine 
Arbeitschwerpunkte entsprechend den 
Zielen von Regionen aktiv formuliert. Im 
Mittelpunkt stehen die Verbraucher mit 
ihrem Recht auf gesunde Ernährung. Die 
Lebensmittel sollen aus der Region stam­
men mit möglichst überschaubaren Erzeu- 
gungs- und Verarbeitungswegen. Man will 
die Kulturlandschaft erhalten und damit 
den Menschen auf dem Land neue Per­
spektiven eröffnen. Neben der Landwirt­
schaft möchte man das Handwerk und 
den Tourismus im ländlichen Raum stär­
ken, um neue Einkommensquellen zu er­
schließen. Mit dieser Stärkung der regio­
nalen Wirtschaft sollen unnötige überre­
gionale Stoff- und Verkehrsströme vermie­
den werden.

Verein „Vis ä Vis -  Stadt und Land
Vis. ä Vis versteht sich zum einen als In­
itiator von Projekten im Bereich der um­
weltverträglichen Landnutzung. Gleich­
zeitig bewertet es auch schon bestehende 
Projekte nachhaltiger Landentwicklung 
und bietet ihnen an, mit ihnen zu koope­
rieren. Dies bringt den Fremdprojekten 
zum einen den Vorteil; dass sie an den Gel­
dern des Programms Regionen aktiv 
partizipieren können. Die Zuschüsse hel­
fen, Produktions- und Verarbeitungskapa­
zitäten auszubauen, neue Vermarktungs­
wege zu erschließen oder die Verbraucher­
information zu intensivieren. Zum ande­
ren bietet ihnen die Vernetzung auch die 
Möglichkeit, gemeinsam neue Vermark­
tungswege auszuprobieren und in der Öf­
fentlichkeitsarbeit zusammenzuarbeiten: 
Synergieeffekte, die Kosten einsparen hel­
fen. Und in diesem Sinne versteht sich der 
Verein Vis ä Vis auch als Bündnis.
Derzeit kooperieren unter dem Dach des 
Vereins 20 Projekte, die sich in unter­
schiedlichen Bereichen für eine nachhalti­
ge Landnutzung engagieren.

Vermarktung von Bio-Milch
Ein saarländisches Projekt im Rahmen des 
Regionen aftft'w-Programms sieht die Ver­
marktung von Bio-Milch vor. In absehba­
rer Zeit sollen 1,5 Mio. Liter über Großab­
nehmer und den Naturkosthandel abge­
setzt werden. Für die Vermarktung hofft 
man die Bioland-Naturprodukte GmbH & 
Co KG gewinnen zu können. In diesem 
Jahr erfolgt der Start mit 250.000 Litern,

was der Jahresleistung von rund 40 Kühen 
entspricht. Man hofft, in nicht all zu ferner 
Zukunft weitere Milchbetriebe für dieses 
Projekt anzuwerben, um die Vermark­
tungsmenge steigern zu können. Denn 
eine Jahresmenge von 1,5 Mio. Litern wür­
de noch nicht einmal anderthalb Liter pro 
Saarländer bedeuten. Auch der Transport 
einer solch kleinen Menge ist sehr kost­
spielig. Täglich würden lediglich 5.000 Li­
ter anfallen. Ein Tankwagen der Molkerei 
(ohne Anhänger) hat aber Platz für rund
13.000 Liter. Ebenso ist die Verarbeitung 
einer solchen Menge problematisch. Sie 
ist in der Regel für Hofmolkerein zu groß 
und für Großmolkereien vollkommen un­
interessant.

Fortbildung
Die saarländische Holzwirtschaft bemüht 
sich im Rahmen des Projekts Regionen 
aktiv sowohl für den Baubereich als auch 
bei Möbeln auf die Qualität des heimi­
schen Holzes aufmerksam zu machen. 
Der Bliesgau, eine der landschaftlichen 
Schönheiten des Saarlandes, strebt an, im 
Sinne der UNESCO als Biosphärenregion 
anerkannt zu werden und hat das Projekt 
„nachhaltige Entwicklung der Kulturland­
schaft im Bliesgau“ ins Leben gerufen, 
dass die Vermarktung regionaltypischer 
Produkte wie Apfel, Kirschen, Honig, 
Schafwolle oder Ziegenprodukte fördern 
soll. Darüber hinaus hat der Verein Vis ä 
Vis in Zusammenarbeit mit anderen Orga­
nisationen verschiedene Fortbildungspro­
gramme aufgelegt, mit denen man die Ent­
wicklung im ländlichen Raum stärken will. 
So werden Gästeführer für den sanften 
Tourismus, Natur- und Landschaftspfle­
ger sowie Teilzeitarbeitskräfte für die 
Landwirtschaft ausgebildet.

...und die Agrarwende?
Aber soll mit diesen Projekten die Agrar­
wende im Saarland eingeläutet werden? 
Der Zeitpunkt ist zu früh, um ein eindeu­
tiges Urteil fällen zu können. Derzeit sieht 
es so aus, als ob die Initiativen, die schon 
vor Auflegung des Bundesprogramms Re­
gionen aktiv bestanden hatten, auch nach 
2005, also nach dem Ende der Laufzeit des 
Programms, gute Überlebenschancen ha­
ben. Für sie stellt das Programm eine Mög­
lichkeit dar, bestehende Produktions-, 
Verarbeitungs- und Vermarktungskapazi­
täten auszubauen. Mit den Zuschüssen 
erarbeiten sie sich zum einen größere 
Marktanteile und zum anderen verbessern 
sie die eigenen Zukunftsprognosen. 
Schwieriger sieht die Zukunft für Projekte 
aus, die sich gerade erst gegründet haben. 
Viele von ihnen scheinen zu wenig Fläche 
zu bewirtschaften oder haben ein zu gerin­

ges Vermarktungskontingent, als dass 
man ihnen eine realistische Zukunftsper­
spektive prophezeien kann. Hier muss 
mengenmäßig deutlich nachgelegt wer­
den. Die Vermarktung von 1,5 Millionen 
Liter Milch wird sich ohne Zuschüsse 
nicht rechnen. Auch die diversen saarlän- 
dischen Beweidungsprojekte werden nur 
dann Bestand haben, wenn sich die Kom­
munen finanziell engagieren. Ob diese 
sich das derzeit leisten können, ist eine an­
dere Frage. Auch die Ausbildung von Teil­
zeitarbeitskräften für die Landwirtschaft

Bundesweit 
350 Projekte
Seit knapp zwei Jahren un­
terstützt das Bundesminis­
terium für Verbraucher­
schutz, Ernährung und 
Landwirtschaft im Rahmen 
des Modellvorhabens

Der saarländische Umweltminister Stefan Mörsdorf (3.v.l.) macht den Biomilchvermark- 
tern Mut. Den brauchen sie auch. Foto: Vis ä Vis

scheint wenig sinnvoll, wenn die Land­
wirtschaft sie nicht nachfragt.
Überhaupt stellt sich die Frage, ob man mit 
einem Programm, das lediglich vier Jahre 
läuft, die Agrarwende vollziehen kann. 
Eine Anschlussfinanzierung des Pro­
gramms scheint für viele Projekte unerläss­
lich. Doch sollte man diese nicht nur vom 
Bund erwarten, sondern auch die Länder 
und die Tourismusbranche in die Pflicht 
nehmen. Für extensive Landbewirtschaf- 
tungsprojekte stehen auch EU-Gelder zur 
Verfügung. Ob der Bund nach 2005 noch 
mal ein Programm zur Förderung der nach­
haltigen Entwicklung im ländlichen Raum 
auflegen kann, wird zum einen vom Erfolg 
des jetzigen Programms abhängen. Zum 
anderen kann auch die Zusammensetzung 
der nächsten Bundesregierung dies ent­
scheidend beeinflussen. Nach wie vor gibt 
es nicht nur in der deutschen Landwirt­
schaft, sondern auch in der deutschen Poli­
tik eine mächtige Lobby, die die Agrarwen­
de ablehnt. Vor diesem Hintergrund war es 
bestimmt ein Fehler der Mitgliederver­
sammlung von Vis ä Vis, den Vertreter des 
Bauernverbandes nicht in den 15-köpfigen 
Vorstand zu wählen. Andreas Kött

„REGIONEN AKTIV - Land 
gestaltet Zukunft" bundes­
weit 18 Modellregionen 
darin, die Entwicklung ih­
rer Region eigenständig 
und partnerschaftlich vor­
anzutreiben. Alle relevan­
ten Interessengruppen ei­
ner Region haben sich zu­
sammengeschlossen, um 
gemeinsam ihre Vision ei­
ner nachhaltigen Entwic­
klung der Region umzuset­
zen. Den Modellregionen 
stehen dabei im Zeitraum 
von 2002 bis 2005 insg. 
mind. 45 Mio. Euro zur 
Verfügung. Bis jetzt 
wurden bereits über 350 
Projekte ins Leben gerufen, 
pm

Die Modellregion Saar 
präsentiert sich auch im 
Internet unter www.mo- 
dellregion-saar.de

\ t - ,  X \  n  tr Stadt und Land:V Ib a  V \ j  Nachbarn m it Zukunft
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Landwirtschaft und Klimawandel
Die Schwere der Veränderungen und Handlungsperspektiven zeigte die AbL-Bayern Ende Februar bei ihrer Tagung auf.

'ERK
•r jedes Mitglied

Hochrangige Referenten auf der AbL-Klimatagung (von links): Dr. Berz (Münchner Rück), die AbL- 
Landesvorsitzenden Sepp Bichler und Edith Ursch, Dr. Borchert (Landesanstalt für Wald- und 
Forstwirtschaft), Biobauer Sepp Braun und Prof. Dr. Seiler (Meteorologie und Klimaforschung Uni 
Karlsruhe). Foto: Eder

Die Prognosen für die zu erwartenden 
Klimaveränderungen lieferte Wolf­

gang Seiler vom Forschungszentrum 
Karlsruhe. Erbenannte den enormen An­
stieg des Kohlendioxids als Kern des Pro­
blems. Die Prognosen von Seiler wurden 
untermauert durch Zahlen, die Gerhard 
Berz von der Münchner Rück, der welt­
weit größten Rückversicherungsgesell­
schaft, beitrug. Gerade auch der Wald lei­
de unter den Klimaveränderungen, schil­
derte Herbert Borchert von der bayeri­
schen Landesanstalt für Wald- und Forst­
wirtschaft und bezifferte den Schaden im 
Extremsommer des letzten Jahres auf 
rund 130 Mio. Euro.
Als wichtigen Beitrag gegen Hochwas­
ser und für besseren Schutz bei Tro­
ckenheit fordert der Biobauer Sepp

Braun aus dem Landkreis Freising die 
nachhaltige Verbesserung der Boden-: 
Struktur. Nur wenn für ausreichend 
Humusbildung und tiefwurzelnde 
Pflanzen gesorgt ist, könne der Boden 
das Wasser speichern. Braun kommt 
mit einem 72-PS-Schlepper auf seinem 
45-Hektar-Betrieb aus. Mit dem Ma­
schinenring und dessen schweren Ge­
räten arbeitet er nicht mehr.
Als Ergebnis der Tagung fasste der AbL- 
Landesvorsitzende Sepp Bichler zusam­
men, dass die AbL gemeinsam mit Pro­
fessor Seiler die Herausforderungen der 
Klimaveränderungen für die Landwirt­
schaft noch intensiver bearbeiten will 
und auch mögliche All-Gefahren-Versi- 
cherungen zusammen mit der Versiche­
rungswirtschaft prüfen will. Hans Eder

Regional statt Global -  Vermarktung mit Zukunft
Zweite Wintertagung der AbL und des BUND zur regionalen Vermarktung in Mecklenburg-Vorpommern

Am Beispiel der Regionen Weser- 
Ems und der Insel Rügen wurden 

die Möglichkeiten der Schaffung und 
Vernetzung regionaler Verarbeitungs­
und Vermarktungsstrukturen konkret 
vorgestellt. Desweiteren präsentierten 
sich acht bäuerliche Familienbetriebe 
aus Mecklenburg-Vorpommern: die ein­
zige Hofmolkerei, die Rohmilch ver­
marktet; konventionelle Landwirt­

schaftsbetriebe, die ihr Fleisch, ihre 
Kartoffeln und ihre Gänse direkt ver­
markten; ein NEULAND-Rihderhalter; 
ein Biohof mit Hofcafe und Ferienhaus; 
die größte Bio-Bäckerei des Landes; ein 
landesweiter Bio-Lieferservice und das 
einzige Bio-Hotel in Mecklenburg. 
Diese Betriebsberichte machten an­
schaulich, dass es auch in Mecklenburg- 
Vorpommern hoffnungsvolle Beispiele

regionaler Vermarktung gibt, die inter­
essierten Landwirten Mut machen kön­
nen. Die vorgestellten Betriebe schaffen 
Arbeitsplätze und sinnvolle Arbeitsin­
halte im ländlichen Raum. Leider muss­
ten die Betriebe aber auch davon be­
richten, dass bürokratische Hindernis­
se die Initiative und das Engagement bei 
der Entwicklung und Umsetzung von 
Projekten behindern oder gar bremsen.

Vielfalt in Ostdeutschland politisch nicht gewollt
Auf der Tagung zur regionalen Ver­
marktung in Güstrow belegt eine Viel­
zahl von Referenten mit ihren Beispiel­
betrieben, dass es zwar schwierig, aber 
durchaus möglich ist, sich im dünn be­
siedelten Meddenburg-Vorpommem 
einen Markt direkt vor Ort zu erschlie­
ßen. Politisch gefördert wird das aller­
dings nicht. Im Schweriner Landwirt­
schaftsministerium denkt man weiter­
hin vor allem an durchrationalisierte 
Großbetriebe mit 2.000 Hektar bei fünf 
Arbeitskräften. Zu denken geben 
müsste dabei, so Franz Joachim Biens­
tein von der IG Boden der AbL, dass 
diese Betriebe seit der Wende trotz er­
heblicher, anhaltender Förderung zum 
Teil noch nicht einmal Gewinn ge­
macht hätten. Damit muss aus seiner 
Sicht die Vorgabe der Schweriner Lan­
desregierung, wettbewerbsfähige 
Strukturen zu schaffen, in vif Jen Fällen 
als gescheitert betrachtet werden. Oder

warum jammern diese Betriebe schon 
bei einer Modulation von zwei Prozent, 
dass sie in ihrer Existenz gefährdet sei­
en?
Was unter förderwürdigen Betrieben 
in Mecklenburg-Vorpommern zu ver­
stehen ist, das wurde Franz Joachim 
Bienstein als Vertreter der AbL bei ei­
nem Verbändetermin Anfang März im 
Schweriner Landwirtschaftsministe­
rium klar gemacht. Dort musste er 
sich von der zuständigen Mitarbeite­
rin belehren lassen: „Wenn da so ein 
kleiner Milchviehbetrieb in Photovol- 
taik investieren will -  das kann der 
doch gar nicht. Wenn aber ein 800- 
Hektar-AckerbaUbetrieb mit 100.000 
Euro ein bisschen experimentieren 
will, na, dann frage ich doch nicht lan­
ge. Der bekommt die Förderung“. Für 
westdeutsche Kollegen sei ange­
merkt: Als klein gilt in Mecklenburg 
alles unter 300 Hektar!

Zum Thema Bodenpolitik erläuterte 
die zuständige Mitarbeiterin, wie 
man gedenkt, mit den ca. 63.000 ha 
Landesflächen umzugehen, die übrig­
bleiben, wenn man die 22.000 ha Bo- 
denreformflächen abrechnet, die 
nach dem Straßburger Urteil zur Zeit 
nicht angetastet werden. Das neue 
Schlagwort heißt hier „Transparenz“ 
bei der Neuvergabe nach Ablauf der 
Pachtzeit. Die Flächen sollen in den 
nächsten Jahren öffentlich ausge­
schrieben werden. Entscheidend für 
den Zuschlag sei aber nicht die Pacht­
höhe, sondern das sogenannte „Be­
triebskonzept“. Dieses war seinerzeit 
bei den BWG-Flächen auch schon 
entscheidend, erinnert sich Biens­
tein. Wichtigste Bestandteile eines er­
folgreichen Betriebskonzeptes waren 
damals: ein guter Draht zum Amt für 
Landwirtschaft und langjährige Füh­
rungstätigkeit in einer LPG. we

Eine finanzielle Förderung der Direkt­
vermarktung in Mecklenburg-Vorpom- 
mem ist weiterhin notwendig.

Ziel: 10 Prozent 
Direktvermarktung
Das abschließende Fazit zog der AbL- 
Landesvorsitzende Jörg Gerke: „Die 
Direktvermarktung hat im Zusammen­
hang mit dem sanften Tourismus und 
kulturellen Angeboten eine Zukunft in 
den ländlichen Regionen von Mecklen- 
burg-Vorpommern. “
Illusionen hinsichtlich der Absatzmög­
lichkeiten macht er sich jedoch nicht: 
„Über Direktvermarktung werden wir 
nie 80 Prozent der Agrarprodukte aus 
Mecklenburg-Vorpommern absetzen. 
Aber wenn wir den Anteil von fünf auf 
zehn Prozent erhöhen, ist schon .viel 
erreicht.“ Burkhard Roloff, BUND

Großer Hof J

Ein Straßenschild in Kleinlützow weist den 
Weg ostdeutscher Agrarpolitik.
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Besseres Einkommen durch Energie?

Gülle, Mist und nachwachsende 
Rohstoffe in Biogasanlagen verbren­

nen, damit Strom erzeugen und sich ein 
Zusatzeinkommen schaffen- diese Art von 
alternativer Energiegewinnung ist momen­
tan nicht mehr wirtschaftlich. Dieses Fazit 
zog Gregor Heckenkamp von der Biogas- 
beratung Wendland auf der Frühjahrsta­
gung der AbL Niedersachsen. Bei knapp 10 
Cent Einspeisevergütung sei der Kostenan­
teil für die Rohstoffgewinnung zu hoch und 
wer über das Agrarförderprogramm Gelder 
beziehen wolle, dürfe keine kostengünsti­
geren hoffremden Abfälle beimischen. Bes­
serung könnte die Novellierung des Emeu- 
erbare Energien Gesetzes (EEG) verschaf­
fen, mit dessen Verabschiedung im Mai ge­

rechnet wird. Derzeit wird diskutiert, Bio­
gasanlagen bis 150 kW mit 11,5 Cent/kwH 
zu vergüten und für Anlagen, die nur Mist, 
Gülle und NaWaRos verbrennen eine Zu­
satzvergütung aufzusatteln. Bei der Photo- 
voltaik zur alternativen Energiegewinnung 
sieht es momentan rosiger aus. Frederick 
Escouflaire, Energieberater vom Kompe­
tenzzentrum Suderbürg hält sie wegen der 
guten Fördersituation für eine lohnende 
Alternative für Landwirte mit großen 
Dachflächen (siehe auch Seite 10). Elisa­
beth Beckmann, AbL-Vorstandsmitglied 
und AFP-Beraterin klärte darüber auf, was 
Bauer wissen und beachten muss, wenn er 
für eine Anlage Mittel aus dem Agrarför­
derprogramm beantragen will. eda

Betriebswirtschaftliche Auswirkungen 
der EU-Agrarreform

Wo geht das Geld hin, das durch die 
EU-Agrarreform umverteilt wird? 

Diese Frage stand im Mittelpunkt der Jah- 
restagüng der AbL Nordrhein-Westfalen. 
Wolfgang Reimer, Leiter der Unterabtei­
lung Strukturpolitik im Landwirtschafts­
ministerium, warnte vor Schwarzmalerei: 
„Die Summe der Zahlungen für die Land­
wirtschaft wird nicht abgesenkt.“ Für 
Ackerbauern sieht Reimer wenig Verände­
rungen, in der Rindfleischerzeugung er­
wartet er durch die Entkoppelung einen 
Produktionsrückgang von 20 bis 30 Pro­
zent. Auch für die Milchvieherzeuger ver­
schärfe sich der Strukturwandel. Diese 
rief er auf, freiwillig ihre Quoten zu redu­
zieren, um gegen den Preisverfall anzuge­
hen. Zudem müssten Umweltleistungen 
und artgerechte Tierhaltung verstärkt 
über die 2. Säule honoriert werden. Zahl­

reiche Rechenbeispiele für finanzielle Ver­
änderungen durch die Agrarreform hatte 
Martin Berges von der Landwirtschafts­
kammer. 2005 würde die Milchprämie ein­
geführt, dadurch fließe Geld an die Milch­
viehbetriebe, das zum Beispiel bei den in­
tensiven Bullenmastbetrieben weg gehe. 
Berges rechnete aber zugleich vor, dass die­
se Prämie intensiven Milchviehbetrieben 
nicht viel bringe, wenn sie durch Preissen- 

, kungen mehr als aufgefressen werde. Ge­
winner seien Ackerbauern mit Sonderkul­
turen, da diese mit dem neuen Prämienmo­
dell förderfähig werden. In der Diskussion 
wurde der Kammermitarbeiter aufgefor­
dert, in der Beratung nicht nur betriebsin­
dividuell und betriebswirtschaftlich zu 
denken, sondern auch andere bäuerliche 
Interessen wie die Solidarität unter den Be­
trieben zu unterstützen. eda

Die Abschmelzung der betriebsbezoge­
nen Prämien auf die Fläche zeitlich 

zu verschieben, ist ein Nachteil für Grün­
land-Betriebe, da die ,Auffütterung’ der 
Grünlandprämien damit später einsetzt. “ 
Wolfgang Reimer, Leiter der Unterabtei­
lung Strukturpolitik im Landwirtschafts­
ministerium diskutierte bei der Jahresta­
gung der AbL Baden-Württemberg die 
Auswirkungen der EU-Agrarreform mit 
den Bauern. „Ist das Agrarumweltpro- 
gramm MEKA durch die Reform gefähr­
det?“ war eine von vielen brennenden Fra­
gen. Reimer bestätigte, dass das Umbruch­
verbot von Dauergrünland Teil der Cross 
Compliance- Regelungen und gleichzeitig 
Fördergrundsatz von MEKA sei -  und da­
mit so künftig nicht mehr förderfähig. In 
Baden-Württemberg sei man aber „am 
Basteln“, um Lösungen zu finden. Er ver­

Huhn narrt Autobahnpolizei
Ein Kuhn narrte auf der A 2 (Kamener Kreuz) zwei Tage lang die Polizei. 
Mehrmals stolzierte es auf die Fahrbahn, war aber immer wieder recht­
zeitig vor dem Eintreffen der Polizei verschwunden. Am dritten Tag 
gelang es dem Polizeimeister Mehringkötter, das Tier auf dem Grün 
zwischen Leitplanke und Lärmschutzwand zu schnappen. Man entließ 
das Huhn durch die Rettungstür in die Freiheit außerhalb der Autobahn, 
in Richtung auf einen Bauernhof, en

Teures Coca-Leitungswasser
Coca Cola hat in Großbritannien schlichtes Leitungswasser als Mineral­
wasser „Dasani" zum stolzen Liter-Preis von 2,80 Euro verkauft. Beim 
Abfüllen kostete das Wasser nur wenige Cent. Diese Meldung führte zu 
einem „PR-Desaster" für den Getränkemulti. Parallel dazu untersucht die 
EU-Kommission, ob Coca-Cola seine Marktmacht ausnutzt, um andere 
Getränke-Hersteller aus den Handelsregalen zu verdrängen, pm

Bioblumen bei Shell
Shell will an den Tankstellen Bio-Topfpflanzen verkaufen. Laut Ernäh­
rungsdienst läuft derzeit eine Testphase in den Niederlanden, mit einem 
Durchschnittspreis von 10 Euro, pm

Heiße Eisen: Gentechnik und Agrarreform
wies auf die 2. Säule: Die EU-Kofinanzie- 
rung der Agrarumweltmaßnahmen steige 
um 10 Prozent, das bedeute einen EU-Zu- 
schuss fürs MEKA-Programm von 60 Pro­
zent.
Zweites heißes Eisen war die Gentechnik: 
Der Rechtsanwalt Dr. Schmidt empfahl 
den Bauern, früh ihre Forderungen nach 

’ Gentechnikfreiheit zu artikulieren: „Bau­
ern und Verbände müssen dafür kämpfen, 
dass sie nicht erst nach der Ernte Einsicht 
in das neue Anbaukataster erhalten, son­
dern vorher“, sie sollten öffentlich ma­
chen, wo ihre Flächen sind, zum Beispiel 
im Amtsblatt, und gleichzeitig Gentech- 
Bauem auffordern, ihre Flächen anzuzei­
gen. Dies sei rechtlich besonders wichtig, 
solange zwar das Gentechnikgesetz verab­
schiedet, das Anbaukataster aber noch 
nicht erstellt sei. eda

Wo geht das Geld hin? Martin Berges (2.v.r.) und Wolfgang Reimer (2.v.l.) erläuterten die fi­
nanziellen Auswirkungen der EU-Agrarreform. Links im Bild: Ulrich Jasper, AbL-Geschäfts- 
führer; rechts: Karl Meise, Präsident der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen. 
Foto: Dagenbach

Dach-Kühe?
Kühe könnten auf dem Dach eines Einkaufszentrums im niederländi­
schen Alphen weiden. Diese städtebauliche „Vision" haben laut 
Agriholland Pläner kürzlich vorgestellt...ED

Pfand-Kühe
Das Verpfänden von Eigentum bei den 170 pfandleihgeschäften in 
Deutschland hat laut Badischer Zeitung in den letzten Jahren weiter 
zugenommen. Die Darlehenssumme überbriickt nach Auskunft von 
Walter Nürnberger (Freiburger Pfandleihanstalt) schnell und unkompli­
ziert finanzielle Engpässe, wenn der Überziehungskredit ausgereizt sei. 
Allerdings liege der Zins oft bei 36 Prozent, übers Jahr gerechnet. In 97 
Prozent der Fälle würden die beliehenen Güter aber von ihren Eigentü­
mern wieder ausgelöst. Andernfalls kommen die Pfänder nach einem 
„Toleranzmonat" bei einer öffentlichen Versteigerung unter den 
Hammer. Als Pfand diene hauptsächlich Schmuck, der Kfz-Brief, die 
Lebensversicherung oder der Bausparvertrag. Aber auch sieben Kühe 
eines Bauern hat Nürnberger schon mal während der BSE-Krise akzep­
tiert. Als Pfand wurden nicht die Tiere, sondern deren Ohrenmarken 
verwahrt, pm

Mini-Kühe
Eine Mini-Kuh mit einer Schulterhöhe von nur 80 cm hat der Schwede 
Bosse Svoren gezüchtet, und zwar ausgehend von einer ohnehin schon 
kleinen irischen Rinderasse. Die Kuh soll ideal sein, um natürlich gehal­
tene Gärten oder Anlagen dauerhaftzu pflegen, pm
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Brasiliens Kleinbauern in Not
Die Lebensbedingungen von Kleinbauern in Brasilien werden immer schlechter. Sie verarmen zunehmend und enden häufig 
in den Armenvierteln oder gar als Obdachlose in den großen Städten. Das ist kein Randgruppen-Problem: Zwei Drittel der 
landwirtschaftlich Tätigen sind Kleinbauern, sie produzieren rund 70 %  der Grundnahrungsmittel. Sind die Kleinbauern 
rückständig oder gar zu dumm, um auf dem „freien" Markt zu bestehen? Wahre Gründe zeigt das folgende Beispiel.

Das Dorf Baixo Alegre (sprich: Baischu 
Alegre) liegt im brasilianischen Mittel­

westen. Die Familien gehören zu den ärm­
sten der Region Cäceres nahe der boliviani­
schen Grenze. Als die Bauern in den 60er 
Jahren in die Region gekommen waren, 
hatten sie auf eine Parzelle in den zahlrei­
chen staatlichen Siedlungsprojekten ge­
hofft, konnten sich jedoch nur als Pächter 
bei den bereits angesiedelten Familien ver­
dingen. Nach kurzer Zeit verloren sie aber 
ihre Anstellung wieder, so dass sie sich in 
einem benachbarten Gebiet niederließen, 
wo sie allerdings unter sehr ungünstigen 
Bedingungen -  sandige Böden, steile Hän­
ge -  Grundnahrungsmittel anbauten. Em- 
teeinbußen durch ausgelaugte Böden und 
Vermarktungsprobleme zwangen die meis­
ten Kleinbauern nach kurzer Zeit, Weide-

Die brasilianischen Kleinbauern verfügen selten über Maschinen zur Feldbestellung. 
Foto: Neuburger

„Marsch der Landlosen“ in Berlin
A m 17. April ist der Tag der Landlosen -  es ist der Jahrestag des Mas­

sakers von Carajäs in Brasilien. Am 17. April 1996 hatten rund
1.500 Landlose demonstriert für Agrarreformen und das Recht, sich zu 
ernähren. Militärpolizisten hatten in die Menschenmenge gefeuert, 19 
Landlose wurden getötet und weitere 69 verletzt. Bislang sind nur zwei 
der Beteiligten verurteilt worden, sie gehen derzeit in Revision.
In Berlin und weltweit werden am 17. April Landlose, Kleinbauern 
und -bäuerinnen für „Brot, Land und Freiheit“ auf die Straße gehen. 
Den Marsch zum Reichstag in Berlin organisiert die Menschenrechts­
organisation FIAN. Parallel gibt es Veranstaltungen:
-15.4.: Null Hunger -  Brasilien im Aufbruch? mit Falvio Luiz Schieck 
Valente, Berichterstatter für das Recht auf Nahrung, in Brasilien.
-16.4.: Podiumsdiskussion „Agrarhandel und das Recht auf Nahrung 
in Brasilien“ mit Matthias Beminger (BMVEL), Falvio Luiz Schieck 
Valente und Armin Paasch (FIAN).
-17.4. Marsch der Landlosen", Workshops und Theater.
Infos und genaues Programm: www.fian.de, Armin Paasch,
Tel.: 02323-9192663. pm

gräser auf ihren Flächen auszusäen. Aus 
Mangel an Kapital war es den meisten Bau­
ern aber nicht möglich, hochwertiges 
Milchvieh zu kaufen. Viele nahmen des- 

, halb von benachbarten Rinderzuehtbetrie- 
ben einige Tiere in Pacht und konnten als 
Pachtzins das weibliche Jungvieh behalten. 
Hierbei handelte es sich um die Fleisch­
Rinderrasse Nelore, so dass die Milchlei­
stung bei maximal 2 -3 1  Milch pro Tag lag. 
Dennoch konnte der Verkauf der Milch we­
nigstens ein geringes Einkommen sichern. 
Gegen Ende der 90er Jahre sanken leider 
auch diese Einkünfte, denn der italienische 
Lebensmittelkonzem Parmalat brachte 
Milchprodukte zu Dumpingpreisen auf 
den Markt. Darüber hinaus wurde es für 
die Familien immer schwerer, ihre Produk­
te wie Reis, Mais und Bohnen, Rohzucker, 
Rohmilchkäse und Schweineschmalz auf 
dem lokalen Markt zu verkaufen. Einer­
seits kamen über die verbesserten Femstra- 
ßenverbindungen von Großbetrieben billig 
produzierte Grundnahrungsmittel in die 
Region und machten die kleinbäuerliche 
Produktion damit unrentabel. Andererseits 
sank der Konsum kleinbäuerlicher Lebens­
mittel durch das erhöhte Gesundheitsbe­
wusstsein der Bevölkerung. Schließlich 
blieb den Bauern von Baixo Alegre nichts 
anderes übrig, als wieder verstärkt für den 
Eigenbedarf einjährige Kulturen anzubau­
en -  wohl wissend, dass diese den Boden 
besonders schädigen.

Kredite mit hohen Risiken
Um die Lebensbedingungen der Familien 
in Baixo Alegre zu verbessern, legte das 
örtliche Landwirtschaftsamt EMATER 
verschiedene Förder- und Kreditprogram­
me auf. Noch in den 80er Jahren erhielt die 
lokale Kleinbauemvereinigung Kredite, 
um Reisschälmaschinen, Pferdefuhrwerke 
u.ä. zu kaufen. Dies brachte den meisten 
Bauern aber nur wenig Verbesserung, 
derin sie hatten schon längst auf Milch­
viehhaltung umgestellt und besaßen meist 
auch keine Pferde. Außerdem wurde die 
Kleinbauemvereinigung ohnehin von we­
nigen reichen Bauern des Dorfes kontrol­
liert, die diese für ihre Zwecke schamlos 
ausnutzten. In den 90er Jahren dann bot 
die EMATER billige Kredite an, um hoch­
wertiges Milchvieh zu kaufen sowie um in 
den Obstbau zu investieren -  beides Maß­
nahmen, die zur Erhöhung der Produktivi­
tät und zur Intensivierung der Produktion 
beitragen sollten. Besonders die ärmsten 
Familien nahmen diese Kredite jedoch 
nicht an, weil sie dafür das einzige, was sie 
noch besaßen -  nämlich ihren H of- hätten

verpfänden müssen. Außerdem war die 
Vermarktung des Obstes als relativ neues 
Produkt in der Region noch völlig unge­
wiss. Die Ablehnung der Bauern von Bai­
xo Alegre hatte also nichts mit Rückstän­
digkeit, Fortschrittsfeindlichkeit oder gar 
mit Dummheit zu tun. Vielmehr wogen 
die Familien genau die mit den Krediten 
verbundenen Chancen und Risiken ab. Sie 
entscheiden sich bewusst gegen die Kredi­
te, die sie mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
den Ruin getrieben hätten.

Druck des globalen Marktes
Das Beispiel zeigt, wie es kleinbäuerlichen 
Familien auf dem „freien Markt“ ergeht 
und warum staatliche Fördermaßnahmen 
nicht greifen. Seitdem es Kleinbauern in 
Brasilien gibt, leiden sie unter dem Druck 
der mächtigen Großbauern. Erstens ist das 
Land -  besonders die fruchtbaren Böden -  
zwischen Klein- und Großbetrieben hart 
umkämpft. In Streitfällen entscheidet der 
Staat meist für den Großgrundbesitzer. 
Zweitens müssen die Kleinbetriebe heute 
im liberalisierten Agrarmarkt mit den gro­
ßen Produzenten konkurrieren, während 
sie bis vor wenigen Jahren noch unter dem 
Schutz der staatlichen Preispolitik für den 
internen Markt produziert hatten. Darüber 
hinaus stehen kleinbäuerliche Familien un­
ter der Fuchtel der Lebensmittel- und Fut- 
termittelkonzeme, die ihnen ihre Produkte 
nur über Knebelverträge abkaufen. Zu de­
ren Einhaltung müssen sich die Kleinbau­
ern hoch verschulden und das Produk­
tionsrisiko völlig allein schultern.
Welche Lehren lassen sich für künftige 
Förderprogramme ziehen? Das Beispiel 
von Baixo Alegre zeigt, dass es unbedingt 
notwendig ist, die mit den Programmen 
verbundenen Risiken für die Familien auf 
ein Minimum zu senken. Eines der größten 
Risiken ist die Vermarktung der kleinbäu­
erlichen Produktion -  denn was nutzt eine 
gute Ernte, wenn sie nicht zu verkaufen 
ist? -  ein Bereich, der bislang bei fast allen 
Förderprogrammen ausgeklammert wurde, 
nicht zuletzt, weil er einer der komplexes­
ten ist. Deshalb müssen neue Konzepte der 
Vermarktung entwickelt werden, die einer­
seits die Bedürfnisse der Bauern berücks­
ichtigen und andererseits den Anforderun­
gen eines freien und zunehmend globalen 
Marktes gewachsen sind.

Martina Neuburger
Wer tiefer ins Thema einsteigen will: Doktorarbeit 
der Autorin „Pionierfrontentwicklung im Hinter­
land von Cäceres (Mato Grosso, Brasilien). Ökolo­
gische Degradierung, Verwundbarkeit und klein­
bäuerliche Überlebensstrategien.“
Kontakt: ®  07071 - 2974053.

http://www.fian.de
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LESERBRIEF , ■
Gentechnik -  Atom -  Risiko?

kie Gentechnik ist, genau wie die
* Atomtechnologie, eine Risiko-Tech­

nologie. Darum ist auch keine Versiche­
rung bereit, die privaten Risiken von 
GVO-Auskreuzungen und AKW-GAUs zu 
versichern. In Berichten aus den USA und 
Kanada, wo GVO-Sorten schon stärker 
angebaut werden, ist zu hören, beim An­
bau von Gentechnik-Sorten gibt es auch -  
immer -  Auskreuzungen! Anscheinend ist 
es in Kanada wohl kaum noch möglich, 
gentechnikfrei zu erzeugen bzw. gentech­
nikfreie Zonen zu schaffen. Der Kanadier 
Percy Schmeiser behauptet, nie GVO- 
Raps gekauft und ausgesät zu haben. Die 
Gentech-Firma Monsanto hat -  ohne ihn 
zu fragen -  einfach seinen Acker kontrol­
liert, dort angeblich GVO-Raps gefunden 
und ihn verklagt. Allein auf Grund der 
Monsanto-Untersuchungen wurde er ver­
urteilt. Ob Percy Schmeiser mit seiner Be­
rufung vor dem obersten Gerichtshof in 
Kanada Erfolg hat, wird man sehen.
Ich befürchte, ein ähnliches Vorgehen von 
GVO-Firmen bei uns ist nicht auszu­
schließen. Sicher ist, verdienen werden 
auf jeden Fall die Züchter und Besitzer der 
Gentech-Sorten am Anbau. So wie bisher 
zu hören ist, müssen die aber nicht haften 
für die Freisetzungsrisiken! Nach dem 
neuen Gentechnik-Gesetzentwurf sollen 
wohl die Landwirte, deren Felder durch 
Gentechnik-Auskreuzungen verseucht 
sind, den oder die Anbauer von GVO-Sor­
ten verklagen.
Dass Bauern Bauern verklagen sollen, 
wenn ihre Äcker durch GVO-Auskreuzun­
gen geschädigt sind, die Gentech-Indu-

strie jedoch nur verdient und keinerlei 
Haftung übernehmen soll, leuchtet mir 
überhaupt nicht ein. Zu fragen ist darum 
wohl: Sind unsere politischen Parteien ei­
gentlich den Risiko-Konzernen wie der 
Gentechnologie und der Atomtechnologie 
mehr verpflichtet als ihren Wählern?
Den Eindruck kann man schon haben, 
denn schließlich konnte man schon im 
Spiegel Nr. 23/2001 lesen, dass das renom­
mierte Baseler Prognos Institut bereits 
1992 errechnet hat, wenn alle AKWs so 
versichert wären wie Privat-PKWs, dann 
müsste der Atomstrom pro kWh um min­
destens 0,50 Euro teurer sein. Es soll auch 
errechnet worden sein, wenn alle Entsor­
gungskosten eingerechnet würden, müss­
te Atomstrom sogar über 2,00 Euro/kWh 
kosten. Wenn bei den politischen Parteien 
das „Volkswohl“ obenan stehen würde, 
dann müssten wir eigentlich längst ein 
neues AKW-Haftpflichversicherungsge- 
setz haben. Atomstrom wäre dann unren­
tabel, es gäbe dann kein Atomausstiegsge- 
setz und die AKWs wären oder würden 
stillgelegt.
Zu fragen ist also wohl: Gibt es kein neues 
AKW-Haftpflichtversicherungsgesetz, da­
mit die AKWs weiterhin gut verdienen? 
Und gibt es keine gesamtschuldnerische 
Haftung der GVO-Firmen, weil die dann 
nicht genug verdienen würden?

Adi Lambke, Jameln

Die veröffentlichten Leserbriefe geben 
nicht unbedingt die Meinung der Redak­
tion wieder. Die Redaktion behält sich 
vor, Leserbriefe zu kurzen.

Nachbar, 
wir brauchen uns

Mit diesem Slogan werden im Rahmen 
des ersten Bundestreffens der Regio­

nalbewegung vom 31. März bis 2. April in 
Feuchtwangen bundesweit erste Betriebe 
des Handwerks, des Einzelhandels, der 
Dienstleistung und der Landwirtschaft 
ausgezeichnet. Sie sollen dadurch moti­
viert werden, auch in schwierigen Zeiten 
ihren Betrieb weiterzuführen, um regiona­
le Vermarktungsstrukturen zu erhalten. 
Außerdem sollen Verbraucherinnen ange­
regt werden, beim wirtschaftenden Nach­
barn einzukaufen, arbeiten zu lassen und 
nicht wegzusehen, wenn Betriebe 
schließen müssen.
Das Aktionsbündnis Tag der Regionen in 
Kooperation mit Agenda-Transfer/Bun-

«IHsWiS
... aus Niedersachsen

desweite Servicestelle Lokale Agenda 21, 
dem Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland und dem Deutschen Verband 
für Landschaftspflege lädt alle Interessier­
ten nach Feuchtwangen ein, um aktiv die 
Regionalbewegung zu stärken, sich an gu­
ten Beispielen zu orientieren und in ver­
schiedenen Foren zu diskutieren. Das 
Rahmenprogramm verwöhnt mit kulinari­
schen Köstlichkeiten aus dem Franken­
land. pm

Anmeldungen sind noch möglich beim Aktions­
bündnis „Tag der Regionen“, Museumstr. 1,91555 
Feuchtwangen, Tel. 09852-1381, Fax 09852- 
615291, Email: tag-der-regionen@web.de. Das 
Programm kann auf der Homepage www.tag-der- 
regionen.de heruntergeladen werden.

Wo wächst das Kotelett?

Nach einigen Jahren Umweltbikiungsarbeit in Sachen Getrei­
de, Kartoffeln und Milch soll es ein neues Thema sein. Das 

Agrarstudium mit seiner einjährigen Praxis ist 30 Jahre her, es 
ist einiges an Wissen aufzufrischen. Das geht nur in einem real 
existierenden Betrieb, der Schweine in Ställen hat, wie man sie 
Grundschulklassen und vielleicht auch mal älteren Schülerinnen 
zeigen kann. Also: Ein Januarmorgen, 5.30 Uhr aufstehen, um
7.00 ist Arbeitsbeginn.
Schon um 6.45 Uhr bin ich in Gelliehausen, Siegfried sitzt noch 
beim Müsli. Pünktlich um 7 Uhr geht es los: Rein in die Arbeits­
klamotten, die Gummistiefel sind Leihgaben des Betriebs, das 
Kopftuch auch. Rein in den Stall. „Tür zu“, das ist ein Satz, den 
ich heute noch viele Male hören werde. Bis mittags habe ich es 
dann schon ganz gut gelernt. Erst ein Gang durch den Stall -  
alles in Ordnung?
In der Nacht ist ein Wurf Ferkel geboren, eins leider tot. Zielsi­

cher landet es im Mist. 
Dann gibt es Frühstück 
für die säugenden Sau­
en, Schrot aus dem Fut­
terwagen in die Krippe, 
Wasser drüber. Die 
Wöchnerin bekommt nur 
Wasser. Dosiert wird mit 
der Schaufel, der Futter­
wagen ist schwer -  zie­
hen oder schieben? Im 
zweiten Stall wird in der 
Bucht gefüttert -  die 
Kleinen sind nett anzu­
sehen und müssen mal 

auf den Arm genommen werden -  das sollen die Schulklassen 
später doch auch tun. Inzwischen haben die im ersten Stall 
fertiggefressen, Ketten hinter ihnen losmachen, den Weg zu ihren 
Kindern zurück finden sie selbst.
Dann gibt’s Frühstück für die niedertragenden Sauen. Im Lauf­
schritt über den Hof -  es wird langsam hell -  das private Fitness­
programm des Bauern, ich immer hinterher. Mörderisches Ge­
schrei, Gedrängel. Die Sauen wickeln auch ihr privates Fitness­
programm ab und fegen um die Ecke zum Frühstücksbüffet. Der 
Eber darf zum Schluss noch draußen bleiben und rumort vor der 
Tür.
Als nächste Übung Misten. Den Mistschlitten in die äußerste 
Ecke zerren, keine Blöße geben, wenn es schwer geht, nicht aus­
rutschen, ziehen und dann das ganze voll zurück, nachfegen. 
Alles ist halbwegs sauber. Durchs Stallfenster kommt die Sonne 
über den Berg. Jetzt müssen die neu abgesetzten Ferkel zu de­
nen, die schon einige Tage von den Müttern weg sind. Also alle 
in eine große Kiste, eine Spazierfahrt über den Hof. Es schneit 
etwas. Ich freue mich über die frische Luft. Was könnte man 
noch mit den Schulklassen machen? Ferkelwiegen! Ich liege mit 
meiner Schätzung ziemlich daneben.
Der Eber waltet seines Amtes, in den letzten Jahren habe ich sie 
immer nur in der Besamungsstation in Aktion gesehen, wenn 
wir in Biologie Reproduktionsmethoden zum Thema hatten.
Dem neuen Wurf müssen die Zähne beschnitten und die 
Schwänze kupiert werden. Ich will lieber nur zugucken. Die 
Freude ist groß, es gibt demnächst wenig zu kastrieren, bis auf 
eins sind alle Mädchen. Der Tierarzt kommt, um einen Binnen­
eber zu operieren. Ich halte die Leiter, an der der kleine Eber 
festgebunden ist. Den Hoden findet er nicht, das ist in der letz­
ten Zeit öfter passiert, also wieder zunähen. Mit Inges Hilfe wird 
ein Bruchferkel kastriert, ich lerne viel. Auf dem Kornboden wird 
die Schrotmühle befüllt und angestellt, der Futterwagen muss 
aufgefüllt werden.
Alles fertig, es ist fast Mittag, Inge wartet schon mit dem Früh­
stück.

mailto:tag-der-regionen@web.de
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Fruchtfolaen Fruchtfolgen
Ratgeber und Nachschlagewerk für Praktiker

Nach 36 Jahren unternimmt es wie­
der ein Pflanzenbauwissenschaft­

ler, nämlich Bernhard Freyer, Professor, 
in Wien, das komplexe Gebiet der 
Fruchtfolgegestaltung zu erläutern. 
Zuletzt hat 1967 Gustav Könnecke, 
Fruchtfolgeforscher und damals Pro­
fessor an der Universität Halle, das 
Wissen über Fruchtfolgewirkungen in 
einem Buch zusammengetragen. Der 
Untertitel des neuen Buches lautet: 
Konventionell -  Integriert -  Biologisch 
und deutet die Relevanz des Themas 
über die verschiedenen Anbaurichtun­
gen hinweg an.
Das Buch erscheint genau zum richti­
gen Zeitpunkt. Viele Landwirte wer­
denunter den sich verändernden agrar- 
politischen Rahmenbedingungen ihre 
Produktion überdenken (endlich stel­
len auch Klee- u. Luzemegras eine öko­
nomische Alternative zu Mais dar). 
Weitere Änderungen/Verschärfungen

stehen im Bereich der Lebensmittel­
hygiene, Produkthaftüng und Rückver­
folgbarkeit ins Haus. Letztlich holen 
uns so über Teller und Ttög pflanzen­
bauliche Sünden wieder ein. Die pflug­
lose Bodenbearbeitung, wie sie von 
verschiedenen Seiten propagiert wird, 
hat schon immer unberücksichtigt ge­
lassen, dass durch die nicht sauber ein­
gearbeiteten Stoppelreste von Getreide 
und Mais der Infektionsdruck von Pil­
zen massiv wächst. In den letzten Jah­
ren tauchen folgerichtig in der Fach­
presse vermehrt Artikel auf, die über 
Mycotoxinbelastung im Getreide be­
richten. Die Gesetzgebung reagiert mit 
verschärften Verordnungen und 
Grenzwerten, weil die „gute fachliche 
Praxis“ offensichtlich nicht vor den ne­
gativen Folgen des eigenen Tuns 
schützt. Hier ist zu hoffen, dass das 
neue Buch hilft, diesen zentralen Be­
reich pflanzenbaulicher Entscheidun­
gen wieder vermehrt zu berücksichti­
gen.

Umfassend, aber nicht immer 
Entscheidungshilfe
Fruchtfolgewirkungen sind hochkom­
plex. In vielen Fällen ist es schwierig, 
Ursache und Wirkung exakt zu quanti­
fizieren. Leider führt das im Buch zu 
vielen qualitativen Aussagen, die sach­
lich zwar vollständig, aber keine Ent­
scheidungshilfen sind. Zwei Beispiele:

„Eine engere Stellung von Kulturarten 
kann unter Umständen temporär auch 
dann ohne negative Folgen bleiben, 
wenn der Boden über eine langjährige 
Humuswirtschaft ein hohes antiphyto- 
pathogenes Potenzial vorweisen kann. 
Versuche dazu sind allerdings nicht be­
kannt.“ Oder: „Die Ernte-und Wurzel­
rückstände variieren je nach Kulturart, 
Ertrag, Dauer der Vegetation und der 
erfolgten acker- und pflanzenbauli­
chen Maßnahmen.“ Leider tauchen 
solche Allgemeinplätze nicht nur im 
einleitenden Teil, sondern immer wie­
der auf.
Hervor zu heben ist, dass das Thema 
Fruchtfolgen immer wieder aus ver­
schiedenen Perspektiven betrachtet 
wird. Nach drei einleitenden Kapiteln 
zu Geschichte und Grundregeln sowie 
komplexen Wirkungen von Vorfrüch­
ten kommt das Herz einer jeden 
Fruchtfolgeabhandlung: Stellung der 
Kulturarten in der Fruchtfolge. Mit 
diesem Rüstzeug werden dann Frucht­
folgetypen und Fruchtfolgen im ökolo­
gischen Landbau vorgestellt. Danach 
werden Fruchtfolgen in Hinblick auf 
Humusversorgung, Bodenbearbei­
tung, Düngung, Krankheiten und 
Schädlinge, Unkraut und positive Um­
weltwirkungen betrachtet. In diesem 
Bereich werden einzelne Themen wie­
derholt und vertieft. Er ist gerade für 
Lernende hilfreich, um den Stoff zu

festigen und erleichtert dem Landwirt 
und Berater das schnelle Nachschlagen 
gewünschter Aspekte. Abgerundet 
wird das Buch durch ein anleitendes 
Kapitel zur Planung von Fruchtfolgen 
und eines zur Wirtschaftlichkeit von 
Fruchtfolgen.

Bringt neuere wissenschaftliche 
Ergebnisse
Das Buch wendet sich als Ratgeber und 
Nachschlagewerk an Praktiker, Bera­
ter, Studierende und Lehrende. Es ist 
aber kein wissenschaftliches Buch. 
Dazu sind die Quellennachweise zu 
nachlässig. Das Buch ist dankenswer­
ter Weise mit vielen Tabellen und Gra­
phiken ausgestattet. Leider lenkt das 
Layout der Tabellen vom Inhalt ab und 
die Abbildungsunterschriften, hätten 
nicht so verschämt an die Seitenrän- 
dem, sondern unter die Abbildungen 
platziert werden sollen, damit man er­
klärende Hinweise nicht suchen muss. 
Insgesamt ist das Buch eine Bereiche­
rung für jeden Pflanzenbauer! Es er­
reicht zwar nicht die Tiefe seines Vor­
gängers von 1967, bringt dafür aber 
neuere wissenschaftliche Ergebnisse, 
die bisher wenig Eingang in die Praxis 
gefunden haben. Philipp Wem

Bernhard Freyer: Fruchtfolgen. Konventionell
-  Integriert -  Biologisch. Ulmer Verlag 2003, 
230 S., 39,90 €; zu beziehen über den ABL- 
Verlag.

Schein und Sein des Integrierten Obstbaus
Dissertation an der Universität Kassel über die „Natur- und Sozialverträglichkeit des Integrierten Obstbaus"

Im Obstbaugebiet am Bodensee wird 
im integrierten Anbau im Schnitt 24 

Mal pro Jahr gespritzt. Das ergaben Be­
fragungen von Stefan Rösler im Rah­
men seiner Dissertation.
Er untersucht in seiner Arbeit den Wi­
derspruch zwischen formuliertem An­
spruch und praktizierter Wirklichkeit 
im integrierten Obstbau. Hinsichtlich 
der Naturverträglichkeit vergleicht er 
den integrierten und den ökologischen 
Niederstammobstbau sowie den Streu­
obstbau im Bodenseekreis. Untersucht 
werden die Biotopstrukturen, die Vo­
gelwelt, Gliederfüßer in den Baumkro­
nen (z.B. Ohrwürmer) und im Grün­
land (z.B. Heuschrecken), sowie die 
Vegetation der verschiedenen Bewirt- 
schaftungsformen. Wie zu erwarten 
war, schneidet der Streuobstbau am 
besten ab, während der ökologische 
Niederstammobstbau vor allem bei der 
Vögel- und Pflanzenvielfalt nur 30 bis

75 Prozent über dem integrierten An­
bau liegt.

„integriert" führt irre
Die Sozialverträglichkeit des integrier­
ten Obstbaus wurde mit Befragungen 
von Verbrauchern und Obstbauern un­
tersucht. Dabei bestätigt sich unter an­
derem die Diskrepanz zwischen dem 
durch die Werbung vermittelten Bild 
des integrierten Obstbaus als „im Ein­
klang mit der Natur“ (Faltblatt des Lan­
desverbands Erwerbsobstbau B-W) ste­
hende Produktionsweise und der 
durch die Untersuchungen Röslers be­
legten Wirklichkeit. So hielten ledig­
lich sieben Prozent der Verbraucher 
den integrierten Obstbau für eine 
„moderne Bezeichnung für konventio­
nellen Obstbau“. 39 Prozent meinten 
hingegen, der Begriff sei „eine andere 
Bezeichnung für ökologischen Land­
bau“. 54 Prozent entschieden sich für

„Produktionsmethode mit eigenen 
Richtlinien“.
Politische Empfehlungen, die den inte­
grierten Obstbau natur- und sozialver­

träglicher machen sollen, schließen die 
Arbeit ab. So fordert Rösler z.B. eine 
Einführung von Obergrenzen für 
Pflanzenschutzmittel im Gegensatz 
zum bisherigen Prinzip der wirtschaft­
lichen Schadschwelle, eine Kombinati­
on von Streuobst und Niederstamm­
obst zur Erhöhung der Artenvielfalt 
oder ein Verbot der irreführenden Wer­
bung. eda

Stefan Rösler: Natur- und Sozialverträglich­
keit des Integrierten Obstbaus.
Ein Vergleich des integrierten und des ökologi­
schen Niederstammobstbaus sowie des Streu­
obstbaus unter besonderer Berücksichtigung 
ihrer historischen Entwicklung sowie von Fau­
na und Flora. Heft 151 der Arbeitsberichte des 
Fachbereichs Architektur, Stadtplanung, 
Landschaftsplanung der Universität Kassel, 
430 S., 23,00 €, Bezug: Universität Kassel, In­
fosystem Planung, Henschelstraße 2, 34109 
Kassel, ®  0561/ 804-2016, Fax -2232, E-mail: 
info_isp@uni-kassel.de

mailto:info_isp@uni-kassel.de
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Holzabsatzförderung 
in Nordrhein-Westfalen

Seit nunmehr fünf Jahren fördert das 
Land NRW gezielt den Holzabsatz. Mit 

der vorliegenden Broschüre wird Zwischen­
bilanz gezogen. „Alle unsere Untersuchun­
gen über die Holzpotenziale haben ergeben, 
dass die Einsatzmöglichkeiten 
von Holz noch lange nicht 
ausgeschöpft sind“, so Um­
welt- und Landwirtschaftsmi­
nisterin Bärbel Höhn.
Was heißt das konkret? Wald 
bedeckt in NRW gut 26 Pro­
zent der Landesfläche, macht
915.000 Hektar. Das ent­
spricht einem nachhaltigen 
Nutzungspotenzial von 6,5 
Mio. Kubikmeter Holz jähr­
lich. Die tatsächliche Nut­
zung in den letzten Jahren betrug aber nur
3,5 bis 4 Mio. Kubikmeter jährlich, so dass 
rund 40 Prozent bisher Jahr für Jahr unge­
nutzt bleiben.
Zur Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungsbedingungen forstwirt­
schaftlicher Erzeugnisse sowie zur Ver­
besserung des Einsatzes von Holz bei der 
energetischen Verwendung (Stichwort: 
Klimaschutz) hat das Land NRW im 
Herbst 1998 die Holzabsatzförderrichtli- 
nie erlassen. Was genau gefördert , wird, 
welche weiteren Programme und Informa­
tionsnetzwerke zur Verfügung stehen,

•j Ja h r eHofzcbsctztofderürcc*

welche Anlagen in NRW bisher mit Förde­
rung errichtet worden sind sowie die 
Adressen der zuständigen Forstämter er­
fahren am Thema Holz Interessierte in der, 
neuen Broschüre. Aufgezeigt wird auch 

der weite Einsatzbereich von 
Holz j sei es als Baustoff („Die 
modernen Möglichkeiten im 
Holzbau beigeistem nicht 
nur die Architekten.“) -  oder 
als Energieträger (Stichwort: 
Scheitholz, Hackschnitzel 
oder Pellets). Angedacht ist 
auch die energetische Nut­
zung von Holz aus der Land­
schaftspflege. Bisher wird es 
überwiegend gehäckselt und 
direkt vor Ort Verblasen oder 

deponiert. Das energetisch nutzbare Po­
tenzial wird für NRW auf 100.000 Tonnen 
pro Jahr geschätzt. Neu aufgenommen in 
die Holzabsatzförderung wurde im Februar 
2003 die Förderung des Pferdeeinsatzes bei 
der Waldarbeit. Hier ist NRW mal wieder 
Vorreiter, denn es bietet diese Landesförde­
rung ohne EU-Kofinanzierung an. we

Die Broschüre „5 Jahre Holzabsatzförderung in 
Nordrhein-Westfalen -  Entwicklung und Perspek­
tiven“ kann unter der Fax-Nr.: 021 i -86642-22 
bestellt werden oder per 
Email: leonhard.thien@munlv.nrw

Bestellcoupon für „gut Holz"
Ich bestelle:
.... Expl. des neuerschienenen kritischen Agrarberichts 2004: 19,80 € 
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2003: 21,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2002 als CD: 1 9,80 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2001: 20,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2000: 19,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 1999: 18,00 € 
Sonder-Paketpreise: 2 Ausgaben 30,00 €, 4 Ausgaben 55,00 €
Ältere Ausgaben 1996-1998 je 5,00 €

1993-1998 je 2,50 €
.... Expl. Verliebt Trecker fahren (3. Auflage): 9,90 € 
außerdem: •

Porto: 2,75 €

Zahlung Q  nach Erhalt der Rechnung Q  mit beiliegendem Scheck 
Ich erteile eine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos

Summe: €

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon . ggf. email .

Name Adresse

Datum Unterschrift

Bestellung an: ABL-Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm 
Fax: 02381/492221

Agrar-Öko-Audit
Bisherige Erfahrungen mit Umweltmanagement-Systemen wurden vor eini­
ger Zeit bei einem Workshop „Agrar-Öko-Audit - Agrarwende mit System" 
vorgestellt und diskutiert. Es ging dabei um die dokumentierte Einhaltung 
gesetzlicher Vorschriften, um freiwillige und überprüfbare Schritte zur Ver­
besserung des betrieblichen Umwelt- und Qualitätsmanagements und um 
die Chancen für Umwelt, Qualität und Landwirtschaft. Die Dokumentation 
dieser Veranstaltung wird im vorliegenden Buch ergänzt durch entsprechen­
de Berichte aus anderen Ländern. Nach der neuen EMAS-Verordnung der EU 
können auch Landwirte freiwillig am Gemeinschaftssystem für Umweltmana­
gement und Umweltbetriebsprüfung teilnehmen. Andererseits sind in der 
Zwischenzeit - wenn auch mit jeweils ganz anderem Charakter - auf die 
Landwirtschaft weitere Anforderungen zugekommen: vom QS-System (initi­
iert von der Fleisch- und Futtermittelwirtschaft) über das Eurepgap-System 
internationaler Handelsgruppen (für Qbst und Gemüse) bis hin zu Dokumen- 
tations- und Rückverfolgbarkeits-Systemen, möglichen Cross-Compliance- 
Vorschriften im Rahmen der EU-Agrarreform und der Definition „guter fachli­
cher Praxis". Diese neueren Entwicklungen konnten und sollten nicht Inhalt 
von Workshop und Buch sein, dennoch sind die Informationen über das 
Agrar-Öko-Audit ausgesprochen nützlich bei der Auseinandersetzung mit 
diesen Entwicklungen. Allerdings hätte man der Kritik aus bäuerlicher Sieht 
mehr Raum gewünscht: nicht nur hinsichtlich der hohen Kosten und des ho­
hen Aufwands (ohne entsprechende Preis-Honorierung), sondern auch im 
Hinblick auf bürokratische Auflagen und eine Fremdbestimmung durch Ab­
nehmer, Handel und Behörden. Insofern behält der Begriff der „Prozesskon­
trolle" leider sein Doppelgesicht... en
Edmund A. Spindler (Hrsg.): Agrar-Öko-Audit, Agrarwende mit System. Dokumentation 
des Deutschen Naturschutzrings im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, DLG- 
Verlag 2002, 254 S., 24,90 €. ‘

Lebensmittel: Recht und Praxis
Einen straff gehaltenen Überblick über die lebensmittelrechtliche Praxis bietet 
ein aktualisierter Leitfaden des ernährungsindustrienahen Bundes für Lebens­
mittelrecht und Lebensmittelkunde (BLL). Enthalten sind Darstellungen der 
Grundlagen des Lebensmittelrechts, des Aufbaus der Lebensmittel-Überwa­
chung (aufgeschlüsselt nach Bundesländern) sowie des praktischen Umgangs 
mit diesen Vorschriften und Behörden, en
Bund für Lebensmittelrecht undiebensmittelkunde (Hrsg.): Leitfaden Lebensmittelrecht­
liche Praxis. 2003, 200 S., 38 € ; Bezug: BLL, Godesberger Allee 142-148, 53175 Bonn.

Handelslexikon
Viele informative Schaubilder, Definitionen und Darstellungen zu den derzei­
tigen Strukturen im Lebensmittel-Einzelhandel enthält das umfangreiche Me- 
tro-Handelslexikön. Besonders nützlich für alle, die sich damit auseinanders­
etzen wollen und müssen (und sich die nebenbei enthaltene Metro-PR nicht 
unbedingt zu eigen machen), en '
Metro-Handelslexikon, Metro AG, Postfach 230361, 40089 Düsseldorf, Bestellung auch, 
über E-Mail: handelslexikon@metro.de, kostenlos.

Hausschlachten

Über das Hausschlachten berichtet dieses Buch, nicht nur über das Töten, 
Schinken- räuchern und Wurstmachen, sondern auch über das Drumherum 
in der Zeit, als viele Menschen.noch Schweine für die Eigenversorgung hiel­
ten oder halten mussten. Darum auch die Untertitel „Schlachtfeste in vergan­
genen Tagen" oder „Die Kunst des Überlebens". Das Buch ist geschrieben 
und mit zahlreichen Photos versehen worden von Hans-Peter Fitschen (Vor­
standvorsitzender der Stader Kreissparkasse) und Klaus Moje (Ehren-Ober- 
meister der Schlachter-Innung), en
Hans-Peter Fitschen/ Klaus Moje: Hausschlachten. 2003, 130 S., 10 € ; Bezug: Kreis­
sparkasse Stade, Große-Schmiede-Str. 12, 21682 Stade, ®  04141/109-0.

Ohne Chemie gegen Motte, Maus und Co.
Unter www.bnn-schaedlingsmanagement.de gibt's ab sofort Infos zur 
Schädlingsbekämpfung in Bio-Betrieben. Der Bundesverband Naturkost Na­
turwaren (BNN) hat die Möglichkeiten zur Bekämpfung von ungeliebten Gäs­
ten ohne die chemische Keule zusammengestellt - vom Putzen, über gründli­
che Wareneingangskontrolle und Abfallmanagement bis zur Beseitigung von 
baulichen Schwachstellen, zu denen Schädlinge einwandern können, pm

mailto:leonhard.thien@munlv.nrw
mailto:handelslexikon@metro.de
http://www.bnn-schaedlingsmanagement.de
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Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere 
angefangene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede 
weitere Zeile 3,- €); Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigenannahme bis zum 
17. des Vormonats. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 
2,75 € für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt 
unsere Anzeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften 
bitte an: „Unabhängige Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 
Hamm, Fax: 02381-492221, E-mail: bauernstim@.aol.com.

Hof und Arbeit H Tiermarkt
•  Biohof-Familie in Vorpommern (180 
ha, absolute Alleinlage) sucht Familie 
mit Kindern als Teilhaber. ®  0171- 
7823135

•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse. Burkhard Schir- 
meister, Sipplingen, ®  07551/63609

■ :V; ::y:; ■ ' \>
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am Mittwoch, den 05. Mai 2004 
um 19 Uhr 30
im Hotel „Conventgarten" in Rendsburg

Das
Aktionsbündnis für gentechnikfreie 

Landwirtschaft in Schleswig-Holstein
lädt ein zum Thema-

Wie bleibt Schleswig-Holstein 
ein zukunftssicherer Standort 

für Landwirtschaft?
mit den Referenten:
Benedikt Haerlin, Zukunftsstiftung Landwirtschaft,
Thomas Dosch, Bund ökologische Lebensmittelwirtschaft, 
sowie Vertreter von Mühlen, Handel und Ernah rungswirtschaft

Bietend ® b u n d für die
i mif

Studiengang /*' f $ f  -
biologisch-dynamischer Landbau

Start: September 200# * •

'  *** ' ' •  ‘ \  ' 
f www.landbauschule.de Fon 0SWt/5596-18

J t t  Wir organisieren das: 
Gentechnikfreie Milch
02 April 2004, Marktoberdorf 
Gentechnisch veränderte Lebensmittel 
werden von einem Großteil der Verbrau­
cher abgelehnt. Immer mehr Landwirte in 
Bayern reagieren darauf und schließen 
sich in freiwilligen Selbstverpflichtungen 
zu gentechnikfreien Anbauregionen zu­
sammen. In Grünlandgebieten gewinnt 
daher die Frage nach der gentechnikfrei­
en Produktion von Milch zunehmend an, 
Bedeutung. Doch, während wir in Bayern . 
noch über gentechnikfreie Gebiete disku­
tieren, sind unsere Nachbarn in Öster­
reich schon einen großen Schritt weiter: 
Seit September 2003 wird dort zertifizier­
te gentechnikfreie Milch verkauft. Erster 
und bisher einziger Anbieter ist „Tirol 
Milch", Österreichs drittgrößte Molkerei 
mit Sitz in Innsbruck. Über seine Erfah­
rungen und die Chancen für Landwirt­
schaft und Milchverarbeiter in diesem 
Marktsegment berichtet der Geschäfts­
führer der „Tirol Milch", Innsbruck, Dir. 
Hans Parti.
20.00 Uhi, Gas-haus Burger, Marktober­
dorf, Georg-Fischer-Str. 23 
Veranstalter: AbL, Bioring Allgäu, 
Kreisverbände B90/Die Grünen Oberallgäu 
+ Ostallgäu

AgrarBündnis e.V.: 
Gentechnikfreie Regionen 
und Koexistenz
22. und 23. Juni 2004, Berlin 

Was tun, wenn die Gentechnik kommt? 
Auf der Tagung werden praktische Ansät­
ze und längerfristige Strategien disku­
tiert, Kontaminationen mit gentechnisch 
veränderten Organismen in der Landwirt­
schaft und in ökologisch sensiblen Gebie­
ten zu verhindern. An der vom Bundes­
amt für Naturschutz (BfN) geförderten 
Veranstaltung werden Landwirte aus 
gentechnikfreien Regionen und Zonen 
sowie Vertreter der Landwirtschaft, des 
Umwelt- und Naturschutzes und der Poli­
tik mitwirken, - darunter Bundesumwelt­
minister Jürgen Trittin und die Bundesmi­
nisterin für Verbraucherschutz, Ernäh­
rung und Landwirtschaft Renate Künast. 
Nähere Informationen finden sich ständig 
aktualisiert unter www.agrarbuendnis.de. 
Anmeldung (ab April) bei: Zukunftsstiftung 
Landwirtschaft, Marienstr. 19/20, D-10117 
Berlin, ®  0 30 - 27 59 03-09, Fax: -12, ta- 
gung@zs-l.de

■  _______________
FAL-Tagung „Ackerbau 
2025"
30. März 2004, Braunschweig 
Wird man in Deutschland ohne Prämien 
rentabel Ackerbau betreiben können? 
Haben große Schlepper eine Zukunft? 
Welche Rolle wird die Gentechnik spie­
len?
Bundesf orschungsanstalt für Landwirt­
schaft (FAL), Frau Kerstin Martens, ©  0531- 
5965102, kerstin.martens@fal.de; 
www.fal.de

KTBL-Tage 2004 
Landwirtschaft als 
Energieerzeuger
30 bis 31. März, Osnabrück 
Die Vorträge sollen Chancen aufzeigen in 
den Bereichen: Biogas, Pflanzenöl, Bio­
diesel, Bioethanol, Stroh-, Getreidever­
brennung, Photovoltaik und solarthermi­
sche Anlagen.
Kuratorium für Technik und Bauwesen in 
der Landwirtschaft (KTBL), Bartningstr. 49, 
64289 Darmstadt, ®  06151 -7001 -183,
Fax:-123, www.ktbl.de

Die Novelle des EEG
31. März 2004, Flensburg 
Im Zentrum der Tagung zu den Auswir­
kungen des novellierten Erneuerbare 
Energien Gesetz (EEG) steht die Wind­
energie in Schleswig-Holstein.
WIE - Weiterbildung im Energiebereich, 
Ablandstr. 9, 24966 Sörup-Barg, @  04635- 
293864, -293865, www.wie-energie.de

Prozessbiologie in 
Biogasanlagen
02. April 2004, Malgersdorf 
Rottaler Biomasse Fachgespräch zu bio­
chemischen Grundlagen: Was passiert im 
Fermenter, was ist bei der „Fütterung" zu 
beachten, was ist zu tun, wenn der Fer­
menter „sauer" ist?
Internationales Biogas/Bioenergie Kompe­
tenzzentrum IBBK, Fachgruppe Biogas, 
Heimstr. 1, 74592 Kirchberg/Jagst,
®  07954-926203, Fax: -926204, 
www.biogas-zentrum.de

Politisches Engagement -
lebensgeschichtlich
betrachtet
02. bis 04. April 2004, bei Hamburg 
Das Seminar bietet Gelegenheit, das eige­
ne politische Engagement genauer zu be­
trachten.
Haus am Schüberg, Wulfsdorfer Weg 29, 
22949 Ammersbek bei Hamburg, ®  040- 
605-1014, Fax: -2538, umwelthaus@haus- 
am-schueberg.org

Hofübergabe-Seminar
05. und 06. April 2004, Niederalteich 
Neben organisatorischen und rechtlichen 
Fragen geht es auch um die menschlichen 
Fragen zwischen Alt und Jung: Wie kom­
men wir miteinander aus?
Kath. Landvolkshochschule St. Günther, 
Hengersberger Str. 10, 94557 Niederal­
teich, ®  09901-9352-0, Fax: -19, 
www.lvhs-niederalteich.de

Biene und Imker
15. bis 18. April 2004, Lauda-Beckstein 

Aufbaukürs: Wege zu einer artgerechten 
Bienenhaltung mit Beobachtungen und 
praktischen Arbeiten an einem ökologi­
schen Bienenstand.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda, Tau­
berstraße 9, 97922 Lauda, ®  09343- 
589190, Fax: -613781, www.LHVHS.de

Was isst der Mensch?
16. bis 18. April 2004, ioccum  
Tagung zur Ernährung als neu zu erschlie­
ßendes Politikfeld in Zusammenarbeit mit 
dem Forschungsverbund Ernährungs­
wende
Ev. Akademie Loccum, Postfach 2158, 
31545 Rehburg-Loccum, ®  05766-81-0, 
Fax:-900, www.loccum.de

Zwischen Stillstand und 
Aufbruch - 
Die Umweltpolitik 
im neuen Europa
22. und 23. April 2004, Berlin 
Internationale Jahrestagung des Öko- 
Instituts
Anmeldung und Info: Romy Klupsch,
®  0761-452 95-0, event@oeko.de, das 
komplette Programm unter www.oeko.de/ 
jahrestagung.htm

Wir machen Boden gut
26. und 27. April 2004, Tutzing 

Wie können Schritte zu einer nachhalti­
gen Trendwende beim Flächenverbrauch 
eingeleitet werden, Instrumente und 
Maßnahmen des Flächenmanagements 
aus Deutschland und anderen Ländern. 
Ev. Akademie Tutzing, Schlossstr. 2 + 4, 
82327 Tutzing, ®  08158-251146, Fax: - 
996443, www.ev-akademie-tutzing.de

Auf die Regionen 
kommt es an
30. April bis 02. Mai 2004, Loccum
Tagung zur regionalen Selbststeuerung in
Niedersachsen
Ev. Akademie Loccum, Postfach 2158,
31545 Rehburg-Loccum, ®  05766-81-0, 
Fax:-900, www.Ioccum.de

Agrarpolitik in Deutschland, 
Österreich und der Schweiz
05. bis 08. Mai 2004, St. Pötten (A)
Zwischen den agrarpolitischen Reaktio­
nen auf die große Krise der Dreißigerjahre 
und der Konsolidierung markt- und plan­
wirtschaftlicher Agrarsysteme in West 
und Ost bis Anfang der Sechzigerjahre 
wurden politisch-ökonomische Ordnun­
gen ins Werk gesetzt, die die ländliche 
Gesellschaft teilweise bis in die Gegen­
wart nachhaltig beeinflussen. Das Au­
genmerk der Tagung gilt dem Span­
nungsfeld zwischen den Strategien staat­
licher Akteure und denen regionaler und 
lokaler Akteure der ländlichen Gesell­
schaft.
Anmeldung bis 30. April: Renate Lendl, 
Niederösterreichisches Institut für Landes­
kunde, Franz-Schubert-Platz 4, A-3109 St. 
Pölten, ®  0043-2742-9005-16255, Fax: - 
16550, renate.hoellerer@noel.gv.at, 
www.ruralhistory.de 

■  - 
Klagerecht für 
Tierschutzverbände
17. Mai 2004, Berlin
Schleswig-Holstein will den Tieren zu 
mehr Recht verhelfen und hat dem Bun­
desrat einen Gesetzentwurf zur Einfüh­
rung eines Verbandsklagerechtes für 
anerkannte Tierschutzorganisationen 
vorgelegt. Dieser wird auf der Tagung 
vorgestellt und diskutiert. Dazu sind Ver­
treter aus Tierschutz-, Umwelt- und Wirt­
schaftsverbänden, aus Politik, Wissen­
schaft, Verwaltung, Landwirtschaft, Ver­
braucherschutz und Kirchen herzlich 
eingeladen^
Landesvertretung des Landes Schleswig- 
Holstein in Berlin, Infos und Anmeldung: 
elke.mohrbach@schleswig-holstein.de,
®  030-80 90 63 32

Geld der Zukunft
28. bis 31. Mai 2004, St. Pölten (A)
Wir sehen, wie die Existenz von Milliarden 
Menschen durch Mechanismen der inter­
nationalen Finanzmärkte zerstört wer­
den. Wie könnten neue kraftvolle Geld­
systeme, die nicht profit-, sondern um­
lauf- und gemeinschaftsorientiert sind, 
den Wahn stoppen und zum guten Leben 
aller beitragen? Open Space-Symposium 
mit internationalen Fachleuten unter akti­
ver Einbeziehung der Teilnehmer. 
Internationales und interkulturelles For- 
schungs-, Bildungs- und Entwicklungsnetz­
werk für Gemeinschaftskultur, Lebensweis­
heit und Mediation, Dr. Markus Distelber­
ger, Jubiläumsstr. 1, A-3130 Herzogenburg, 
®  0043-2782-82444, Fax: -82929, 
www.7gererationen.at

http://www.landbauschule.de
http://www.agrarbuendnis.de
mailto:gung@zs-l.de
mailto:kerstin.martens@fal.de
http://www.fal.de
http://www.ktbl.de
http://www.wie-energie.de
http://www.biogas-zentrum.de
http://www.lvhs-niederalteich.de
http://www.LHVHS.de
http://www.loccum.de
mailto:event@oeko.de
http://www.oeko.de/
http://www.ev-akademie-tutzing.de
http://www.Ioccum.de
mailto:renate.hoellerer@noel.gv.at
http://www.ruralhistory.de
mailto:elke.mohrbach@schleswig-holstein.de
http://www.7gererationen.at
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Aufruf zur Großdemonstration:

Wir bleiben sauber
Keine Gentechnik in der Landwirtschaft 

und in Lebensmitteln

Sonntag, 18. April 2004 
in Stuttgart
morgens: Schleppersternfahrt 

nach Stuttgart
10.00 Uhr: Treffpunkt für Fußgänger

am Marlenplatz/Tübinger Straße
11.00 Uhr: Beginn des Zuges
13.30 Uhr: Kundgebung mit Musik, Promis 

und Bewirtung am Schloßplatz
Landwirte, Gärtner, Imker, Bäcker, Köche etc. 
kommen in Berufskleidung, Verbraucher 
kommen in Kochschürzen.
Abfahrtszeiten der Busse aus allen größeren 
Städten Deutschlands: 
www.gentechnik-freie-iandwirtschaft.de

Infos: Telefon (0711) 55 09 39-54, Fax: (0711) 55 09 39-50 
E-Mail: demo@gentechnik-freie-landwirtschaft.de 

Spendenkonto: Bündnis, Stichwort: Demo 18. April 2004, 
GLS-Bank, Konto Nr. 70000 70000, BLZ 430 609 67 

Veranstalten V.i.S.d.P.:
Aktionsbündnis gentechnikfreie Landwirtschaft in Baden-Württemberg, 

Koordination: Bioland-LV Baden-Württemberg,
Birgit Esslinger, Schelztorstraße 49, 73728 Esslingen

Ich werde Mitglied in der
Zutreffendes bitteankreuzen:

□  Ich möchte Mitglied in der AbL werden

0  Ichzahleden regulärenMitgliedsbeitragvon 
85,- €

0  Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaareund 
Hofgemeinschaftenvon 110,-€

Mitgliedsadresse:

□  Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von
0 -  120,-€ 0  150,-€oder______________zu
zahlen.

□  Ich bin Kleinbauer, Student, Rentner, arbeitslosund 
bezahleeinen Mitgliedsbeitrag von 30,-€ 
(Nachweisfügeichbeft

f~] IchbeantragealsnichtlandwirtschaftlicheUnterstützer/in 
einen Mitgliedsbeitrag von 55,- €

StraSe PLZ, Ort

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:

0  NachErhaltderRechnung
□  Ich erteile Ihnen ei ne Einzugsermächtigung

Ich bin Abonnent der Unabhängigen Bauernstimme:
0  ja 0  nein
0  Ich bestelleauch dieUnabhangige Bauernstimme 

(BitteCoupon auf Seite 24 ausfüllen)

Hiermit ermächtigeich Siewiderruflich.denvonmirzu errichtenden Beitrag bei Fälligkeitzu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr. Bank
DieMitgliedschaftverlängertsichautomatischumeinweiteresJahr,wennnichtspätestens14Tagevor Ablauf gekündigtwird.
Ich bindamit einverstanden, dassdie Deutsche Bundespost im Falleeiner Adreßänderungdie neue Ad ressean die AbLbzw. 
Abo-Verwaltung weiterleitet.
Widerrufsrecht: Ihre Bestellung kann innerhalb einer Wocheohne AngabevonGründen schriftlich bei der AbLwiderrufen werden.

Unterschrift Datum Beruf
BittesendenSiedieMitgliedserklärungineinemKuvertan:

AbL e.V. Bauernstimme Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm

I M P R E S S U M

Unabhängige Bauemstimme « Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Bauernblatt 
e.V., feahnhofstr. 31, 59065 Hamm, Tel. 02381/9053170, Fax: 02381/492221, E-mail: bauernstim@aol.com, Ho­
mepage: http://www.abl-ev.de • Bankverbindung: Kreissparkasse Wiedenbrück, BLZ 47853520 Kto 2017838
• Redaktion: Elke Dagenbach, Wiebe Erdmanski-Sasse, Ulrich Jasper, Mute Schimpf: Bahnhofstr. 31, 59065 
Hamm, Tel. 02381/492220, Fax: 02381/492221 (Redaktions- und Anzeigenschluss: jeweils am 15. des Vormo­
nats) • Abonnementpreis: 36,- €  jährlich • Erscheinungsweise: monatlich (11 x jährlich) • Bestellungen, 
Adressänderungen, und Anzeigenaufträge bitte direkt an den Verlag • Verlag: ABL Bauernblatt VerlagS-GmbH, 
Vera Thiel, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, Tel. 02381/492288, Fax: 02381/492221, homepage: www.bauem- 
stimme.de • Bankverbindung: Kreissparkasse Wiedenbrück, BLZ 47853520 Kto 2031516 • Satz: Overhaus, 
Bielefeld • Druck: lensing druck, Münster - ISSN-Nr 0934-4632 Postvertriebsstück 1 K 12858 E.

AbL
Schleswig-Holstein
Bernd VoB, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14, 24966 Sörup, ®  04635/2141, Fax:/2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ®  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ©  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn, ® 05865-988360 
und Fax 05865-989361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, ®  + Fax: 04233/669; Ulrike Helberg-Manke,
©  04231/63048
Elbe-Weser: Ada Fischer ®  04723/3201, Fax: 04723/2118 
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ©  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann, ©  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ©  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, ©02381/9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221/62575 
Minden-Lübbecke: August Seele, ©  05702/9152 
Hellweg: Wilhelm Eckei, ®  02378/2991 
Sauerland: Dorothee Biermann, ©  02973/2557 
Höxter-Warburger Land: Hlibertus Hartmann, ©  05273/35447 
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ©  05404/5264 
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ©  05241/57069 
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ©  02248/4761

H essen
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ©  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: Quellenweg 6, 56288 Bell, ©  06762/951170, Fax: 06762/951191 
Regionalverband Eifel: Ulrike Hanen, Kirchplatz 5, 54636 Rittersdorf, ®  u. Fax 
06561/695486

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ©  07352/8928, Fax: 07352/941422 
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, ®  07443/3990, Martin Reiter,07524/2272; Hed­
wig Noll, S  07463/729
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, ®  07971/8584 
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Siegfried Jäckle, Spittelhof, 78112 St. Georgen-Oberkirnach,
®  07724/7992
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
www.abl-bayern.de
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, ©  08679/ 
6474, Fax: -9130145, e-Mail: Abl-Bayern@web.de
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer ©  08847/804, Christa 
Schlögel ©  08856/5723
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach, Hans Urbauer ©  08628-634, Ute Gasteiger 
©08039-1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ©  08742/8039 
Franken: Gabriel Deinhardt, ©  09194/8480

Mecklenburg-Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5,18258 Rukieten, ©  038453/20400, Fax: /52131 
Vorpommern: Albert Wittneben, Altes Schulhaus, 17091 Wolkow, ®  039604/26859 
Brandenburg: Cornelia Schmidt, Burgstr. 11,19336 Plattenburg, ©  03879/12518, 
Erich Degreif, Gut Breite, 14547 Stücken, ©  033204/35648, Fax: -35649 
Bernd Hüsgen, Dorfstr. 2,15837 Groß-Ziescht, ®  033704/66161

Sachsen/Thtiringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg, ©  037323/50129, 
Fax: 15864

Geschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 21335 
Lüneburg, ©  04131/407757, Fax 04131/407758
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Kleinbauer’s Leidenschaften

wohl, ich 
pflege einige Lei­

denschaften. Naja, ei­
gentlich sind es keine rich­

tigen Leidenschaften; man könn­
te es vielleicht „Enthusiasmie*“ nen­

nen, aber das klingt doch ein wenig ge­
spreizt. Aber egal. Einige meiner so genannten 

Leidenschaften sind abhängig von der Jahreszeit und 
vom Wetter. Eine heißt Honigmarzipan. Man kann 
ihn kartonweise beim Naturkost-Großhandel bestel­
len, übers Jahr verteilt schaffe ich etwa zwei von den 
5-Kilo-Klumpen. Den größten Teil davon verbrauche 
ich von April bis November; wenn’s draußen richtig 
rund geht, dient er mir als Nervennahrung.
Meine zweite Leidenschaft heißt Fendt. Schon immer 
und bedingungslos. Wir fahren ein paar davon, ein 
weiterer steht in der Scheune und dient als Organ­
spender. Zusammengerechnet sind sie über 120 Jahre 
alt, sie werden regelmäßig von Meisterhand gewartet 
und repariert und sie funktionieren wie am ersten Tag. 
Während meiner Lehr- und Wanderjahre hatte ich 
reichlich Gelegenheit, die Modelle anderer Hersteller 
auszuprobieren, und egal ob rot, blau oder gelb, im 
Vergleich zu meinen Favoriten ist das alles nur Ge- 
mölters (Tand, Plunder). Ein Fendt ist eben ein Fendt 
und es geht nichts darüber und damit Basta!
Dieser Leidenschaft fröne ich fast das ganze Jahr, 
denn während der Saat-, Pflege- und Emtesaison fin­

det das Leben fast 
überwiegend fahrend 

statt: morgens Öl, Wasser und 
Diesel kontrollieren und dann Fuß 

aufs Gas, das muss nicht nur kesseln, 
das muss stauben.

Das Motorengeräusch und die Vibrationen wirken 
in einer gewissen Weise beruhigend; mental schlechte 
Tage lassen sich gut therapieren mit einigen Stunden 
auf dem Fendt (Ich plädiere daher für Fendt-Fahrten 
auf Krankenschein als alternative Heilmethode). 
Meine dritte große Leidenschaft findet eigentlich erst 
in den ruhigeren Wintermonaten statt und heißt 
Schweißapparat. Schon als kleiner Junge war ich fas­
ziniert von dieser Kiste, mit der man zerbrochene Eg­
gen und kaputte Anhänger wieder heil machen konn­
te. Mein Faible für Eisen und dessen Verarbeitung 
kommt nicht von ungefähr; es ist genetisch bedingt, 
denn die Familie meiner Mutter hatte jahrhunderte­
lang das Amt des Dorfschmieds inne,
Jedoch nicht nur in meinem Blut ist der Eisenanteil 
leicht erhöht, er zeigt sich auch auf dem Hof: mein 
Nutzeisenlager hat sich zu einer beachtlichen Größe 
entwickelt; auf meinen kleinen, privaten Schrottplatz 
bin ich richtig stolz. Auf dem richtigen, großen 
Schrottplatz in der Stadt bin ich ein oft und gern gese­
hener Kunde, tonnenweise fahre ich von dort meine 
Eisenschätze nach Hause. Brummend fügt dann mein 
Schweißapparat zusammen, was zusammen gehört: 
so entstehen Zaunstreben (halten ewig) und Treppen­
geländer, inzwischen auch ganze Dachkonstruktio­
nen. Die letzte größere Baumaßnahme -  eine Re­
mise als Schleppdachausführung -  war ein 
Musterbeispiel für Verwaltungsverein­
fachung: Konstruktionszeich 
nung, Statik, Baugenehmi­
gung, Bauausführung 
nebst -abnahme, -

alles aus einer Hand (aus meiner). Auch vieles der be­
trieblichen Förder- und Sortiertechnik wurde in den 
letzten Jahren mittels bäuerlicher Alteisenverwer­
tung selbst entwickelt -  und es funktioniert! Diese 
handwerklichen Tätigkeiten sind für mich das Salz in 
der Suppe des Bauem-Alltags; nur leider sind die 
Winter immer viel zu kurz und sie werden immer kür­
zer, nicht zuletzt weil der Betrieb beständig wächst 
und die Büroarbeit immer aufwändiger wird. Mein 
Schweißapparat ist jedoch für mich ein Maßstab: 
wenn ich für ihn und die damit verbundenen Arbeiten 
keine Zeit mehr habe, dann wird es Zeit, sich Gedan­
ken zu machen.
Ernsthaft Gedanken machen sollten sich inzwischen 
auch all’ jene, die sich bisher noch nicht für ein Bau- 
ernstimmen-Abo enthusiasmieren konnten. Monat 
für Monat entgehen ihnen die tollsten Geschichten: 
vom Almrausch, vom Bäume-Umarmen, vbm Regen­
macher und natürlich -  ganz nebenbei -  jede Menge 
Fakten, Fakten, Fakten.
Kuh-Pong gibt’s da unten.

Ethelbert van Zhuiswegk

*Das Wort „Enthusiasmie“ gibt es nicht, aber es 
klingt so schön nach Fremdwort; eigent­
lich müsste es Enthusiaärrfus heißen.
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